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Kernbotschaften

1.  Erfüllungsaufwand zur Regierungshalbzeit 
so hoch wie nie: Jetzt Trendumkehr einleiten!

Dass regulatorische Belastungen gesenkt, hem­
mende Bürokratie abgebaut und Verfahrens­
zeiten halbiert werden müssen, darin scheinen 
sich derzeit alle einig zu sein. Nicht ohne Grund: 
Noch nie war der laufende Erfüllungsaufwand 
so hoch wie heute. Gegenüber den Vorjahren ist 

die aus Bundesrecht stammende Belastung von 
Unternehmen, Behörden und Bevölkerung stark 
gewachsen – um 9,3 Mrd. Euro pro Jahr und ein­
malig um 23,7 Mrd. Euro. Aus Sicht des NKR muss 
dieser Trend gestoppt werden. Der NKR schlägt 
vor, die Belastungsbremse „One in one out“ 
 wirksamer auszugestalten, indem auch der Er­
füllungsaufwand für Verwaltungen sowie Bür­
gerinnen und Bürger berücksichtigt, einmalige 



4

Umstellungsaufwände integriert und EU­Recht 
einbezogen werden. Die Regierung hat einen 
Deutschlandpakt und ein neues Deutschland­
tempo versprochen. Den Ankündigungen müssen 
2024 messbare Taten folgen, um eine spürbare 
Trendwende beim Bürokratieabbau einzuleiten. 

2.  Bürokratiekosten in den Fokus nehmen 
und „One in two out“-Regel einführen.

Im Gegensatz zum breiter definierten Erfüllungs­
aufwand bleiben die auf administrative Aufwän­
de fokussierten Bürokratiekosten weitgehend sta­
bil und verharren unter dem Ausgangswert 2011. 
Das ist ein kleiner Erfolg, der durch das Wachs­
tumschancen­ und das Bürokratieentlastungs­
gesetz noch ausgebaut werden wird. Angesichts 
von Bürokratiebelastungen allein der Wirtschaft 
von rund 65 Mrd. Euro pro Jahr brauchen wir 
aber einen systematischeren Ansatz, um einen 
anhaltenden Entlastungstrend einzuleiten. Und 
das nicht nur mit Blick auf die Unternehmen. Der 
NKR schlägt vor, die Bürokratiekosten auch für 
Verwaltung sowie Bürgerinnen und Bürger zu 
 ermitteln und für Bürokratiekosten eine „One in 
two out“­Regel einzuführen. Gleichzeitig sollte 
die Bundesregierung ein nachprüfbares Abbauziel 
vorgeben, das die Absenkung des Bürokratiekos­
tenindex um mindestens 25 % vorsieht.

3.  Kein Bürokratieabbau ohne Digitalisie-
rung. Nach dem Scheitern des OZG zählt 
nur eins: Nicht kleckern, sondern klotzen!

Größter Hebel, um Bürokratiekosten zu sen­
ken, ist die Digitalisierung der Informations­
flüsse für Antrags­, Melde­ und Genehmigungs­
verfahren und die Wiederverwendung von 
Daten. Allerdings: Die Verwaltungsdigitalisie­
rung in Deutschland kommt viel zu langsam vo­
ran und liegt abgeschlagen hinter den meisten 

europäischen Staaten. Nachdem das maßgebliche 
Onlinezugangsgesetz seine Umsetzungsziele weit 
verfehlt hat, lassen auch das Nachfolgegesetz in­
klusive seiner Finanzierung die Schlagkraft ver­
missen, die für eine spürbare Beschleunigung der 
Verwaltungsdigitalisierung nötig ist. Es fehlt an 
Vision, an Ambition und dem politischen Willen, 
in großen Schritten und mit weniger Rücksicht 
auf föderale und ressortegoistische Befindlich­
keiten voranzugehen. Gleiches gilt für die über­
fällige Modernisierung der öffentlichen Register. 
Dabei ist längst klar, was zu tun wäre: Zentra­
le Basisinfrastrukturen und Plattformen, ver­
bindliche Architekturvorgaben und Standards, 
schnellere Entscheidungsverfahren und leichte­
re IT­Beschaffung sowie ein öffentliches Umset­
zungs­Monitoring und eine schlagkräftige föde­
rale Steuerungsorganisation.

4.  Der Personalnotstand gefährdet die 
 Handlungsfähigkeit von Staat und 
 Verwaltung. Es gibt nur eine Antwort: 
 Vereinfachen, digitalisieren, automatisieren!

Ohne Modernisierungsschub wird der allgegen­
wärtige Fach­ und Arbeitskräftemangel für die 
Handlungsfähigkeit von Staat und Verwaltung 
drastische Folgen haben. Wenn Personal knapp 
wird und sich nichts an komplizierten Regelun­
gen, verschachtelten Strukturen und vielstufigen 
Verwaltungsverfahren ändert, folgt die Überlas­
tung. Pflichtaufgaben werden nicht mehr erle­
digt und Transformationsaufgaben nicht ein­
mal begonnen. Die wirtschaftliche Entwicklung 
wird ausgebremst. War der Erfüllungsaufwand 
für die Verwaltung bisher „nur“ ein Indikator für 
die Finanzierbarkeit, ist er es heute für die Frage, 
ob eine neue Aufgabe überhaupt noch erbracht 
werden kann. Die Handlungsfähigkeit des Staa­
tes ist in Gefahr und mit ihr die Glaubwürdigkeit 
von Politik und die Akzeptanz unserer demo­
kratischen Institutionen. Entbürokratisierung, 
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Digitalisierung und Automatisierung sind 
 deshalb aktive Beiträge zur Sicherung von 
 Wohlstand und politischer Stabilität. Um die 
 Zukunftsfestigkeit unseres Gemeinwesens zu er­
halten, braucht es nicht nur die Automatisie­
rungswende, sondern eine größer angelegte De­
batte über strukturelle Veränderungen. Der im 
Koalitionsvertrag angedachte Föderalismusdia­
log muss ernsthaft geführt werden und in eine 
mutige Verwaltungsreform zur klügeren Auf­
gabenverteilung im Föderalstaat münden. 

5.  Einfache und digitale Verwaltung  gelingt 
nur mit praxis- und digitaltauglichen 
 Gesetzen. 

Entbürokratisierung und Digitalisierung von Ver­
waltungsprozessen würden jedoch nicht nur von 
einer anderen Aufgabenverteilung im Föderalstaat 
profitieren. In gleicher Weise wichtig ist es, den 
Vollzug bereits bei der Entwicklung der rechtli­
chen Grundlagen mitzudenken. Die bessere Ver­
zahnung von Rechtsetzung und Vollzugsexpertise 
hat ein riesiges Potential, qualitativ bessere Ge­
setze zu produzieren. Deshalb kommt neu einge­
führten Instrumenten wie dem Digitalcheck und 
dem Praxischeck eine herausgehobene Bedeu­
tung zu. Während der Praxischeck bisher nur im 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klima­
schutz (BMWK), dafür aber mit sichtbarem Erfolg 
angewendet wird, ist der Digitalcheck zwar ver­
pflichtend von allen Ressorts umzusetzen, in sei­
ner Wirksamkeit bisher aber noch sehr begrenzt. 
In den nächsten Monaten wird es deshalb dar­
auf ankommen, den Praxischeck auch in ande­
ren Ressorts einzusetzen und beim Digitalcheck 
häufiger in die Tiefe zu gehen. Dies kann aber nur 
gelingen, wenn das federführende Ressort die 
Prüffragen des Digitalchecks zu Beginn des ge­
setzgeberischen Designprozesses beantwortet, d. h. 
noch bevor der erste Paragraf geschrieben ist. Und 
wenn es die Wirkmechanismen, Vollzugsprozesse 

und Entscheidungsbäume visualisiert; nicht zu­
letzt, um leichter mit Betroffenen und Vollzugs­
experten ins Gespräch zu kommen. 

6.  Gute Gesetze brauchen Zeit. 
 Nötig sind auskömmliche Fristen.  
Die Politik in der Pflicht.

Ob Ermittlung der Folgekosten, die Suche 
nach der aufwandsärmsten Regelungsalterna­
tive oder die damit verbundenen Prüfungen 
der  Praxis­ und Digitaltauglichkeit: Gute Geset­
ze brauchen Zeit. Diese Zeit wird von der Politik 
nicht mehr gewährt. Dabei würde mehr  Qualität 
in der Gesetzgebung aufwändige Korrekturen 
und Verzögerungen im Vollzug ersparen. Doch 
die Bundesregierung ignoriert mit  wachsender 
Regelmäßigkeit ihre eigene Geschäftsordnung 
und die darin enthaltenen Bestimmungen zur 
Einbindung der Ressorts, des NKR sowie betrof­
fener Länder, Verbände und interessierter Kreise. 
Was in vorangegangenen Krisenzeiten im Ein­
zelfall hinnehmbar war, scheint jetzt zur all­
gemeinen Angewohnheit bei der Vorbereitung 
komplexester Regelwerke geworden zu sein. 
Nur 25 % der Gesetzgebungsvorhaben beachten 
die Mindestfristen. Wer als Getriebener politi­
scher Themenkonjunkturen durch das Gesetzge­
bungsverfahren hetzt, dem scheint es mehr um 
die Außendarstellung seiner Handlungsfähigkeit 
zu gehen, als um den Anspruch, Gesetze maxi­
mal wirksam, minimal aufwändig und in hoher 
„handwerklicher“ Qualität abzuliefern. Der NKR 
fordert die Bundes regierung auf, der fachlichen 
Ausarbeitung und qualitätssichernden Überprü­
fung von Gesetzentwürfen mehr Zeit einzuräu­
men. Erforderlich ist eine verbindliche Frist von 
vier Wochen zur Beteiligung von Verbänden und 
Betroffenen. Das Bundeskanzleramt muss die 
Einhaltung der Geschäftsordnung gewährleisten. 
Fristabweichungen müssen dokumentiert und 
transparent gemacht werden.



Vorwort

Regulatorische Belastungen müssen gesenkt, 
hemmende Bürokratie abgebaut und Verfahrens­
zeiten halbiert werden. Darin scheinen sich der­
zeit alle einig zu sein – ob Regierung und Oppo­
sition, Länder und Gemeinden, Wirtschaft und 
Wissenschaft. Sogar der Bundeskanzler warnt vor 
dem „Mehltau aus Bürokratismus, Risikoscheu 
und Verzagtheit“, der sich über das Land gelegt 
habe und beschwört die Notwendigkeit einer 

neuen „Deutschlandgeschwindigkeit“. Und tat­
sächlich: Noch nie waren die vom NKR bilanzier­
ten Regulierungskosten so hoch wie heute. Noch 
nie gab es so viele Aufschreie, Warnungen und 
Brandbriefe – alle mit derselben Botschaft: Aus 
einer Belastung durch Regularien und Bürokratie 
ist eine Überlastung geworden. Und das nicht nur 
für die Wirtschaft. Längst sind es die Kommunen, 
die am lautesten vor einem Kollaps warnen. 
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Nein, es ist nicht alles schlecht in Deutschland! 
Tatsächlich wollen wir nur oft zu viel des Guten. 
Komplizierte Regelungen, die versuchen, jedem 
Einzelfall gerecht zu werden, bringen in der Sum­
me jedoch nicht mehr Gerechtigkeit oder bessere 
Ergebnisse. Im Gegenteil: Wenn unsere Gesetze so 
anspruchsvoll sind, dass sie nicht mehr umgesetzt 
werden können, ist niemandem geholfen. 

Kompliziertes Recht in hoher Qualität zu vollzie­
hen wäre vielleicht noch möglich, wenn das nö­
tige Personal vorhanden oder die Digitalisierung 
und Automatisierung der Verwaltung weiter vor­
angeschritten wären. Beides ist hierzulande aber 
nicht der Fall. Das verschärft das Komplexitäts­
Problem zusätzlich. Deshalb muss Deutschland 
lernen, einfacher zu werden. Sonst droht Verlang­
samung bis zum Stillstand. Anträge werden nicht 
beschieden, Genehmigungen zu spät erteilt, Gel­
der verzögert ausgezahlt. Pflichtaufgaben wer­
den nur unzureichend erledigt und Transformati­
onsaufgaben nicht einmal begonnen. Das bremst 
auch die wirtschaftliche Entwicklung. Wenn der 
Rechtsstaat nicht mehr administriert und politi­
sche Versprechen nicht mehr umgesetzt werden 
können, führt das zur Enttäuschung bei der Wäh­
lerschaft. Um es klar zu sagen: Die Handlungs­
fähigkeit des Staates ist in Gefahr und mit ihr die 
Glaubwürdigkeit von Politik und die Akzeptanz 
unserer demokratischen Institutionen.

Das Problembewusstsein der politischen Ent­
scheider ist vorhanden. Ihre Bereitschaft um­
zusteuern wächst. Ob es für eine Trendumkehr 
reicht, wird sich noch zeigen. In der zweiten 
Hälfte der Legislaturperiode müssen den Ankün­
digungen der Bundesregierung deshalb spürbare 
Taten folgen. Das Modernisierungsversprechen 
des Koalitionsvertrages muss eingelöst werden. 
Bei der Verwaltungsdigitalisierung, der praxis­
tauglichen Gestaltung von Gesetzen, der Begren­
zung regulatorischer Folgekosten, der Vereinfa­
chung von Strukturen, der Beschleunigung von 

Verwaltungsverfahren und der Neujustierung 
föderaler Zuständigkeiten braucht es zusätzliche 
Initiativen. Der NKR hat hierzu Vorschläge ge­
macht – nachzulesen in diesem Jahresbericht. 

Entbürokratisierung, Digitalisierung und Auto­
matisierung ist Kärrnerarbeit, die Dinge bewusst 
einfacher zu gestalten, schwerer als viele denken. 
Hier trotz erheblicher Widerstände und Behar­
rungskräfte energisch voranzugehen und mutige 
Entscheidungen zu treffen, eröffnet große Chan­
cen für unser Land. Denn am Ende geht es nicht 
bloß darum, einen drohenden Abstieg zu verhin­
dern. Es geht darum, ein positives Zukunftsbild zu 
zeichnen und die Zukunftsfähigkeit unseres Lan­
des zu stärken. Welches Potential könnte hierzu­
lande entfesselt und wie viel Zeit für Wichtigeres 
freigesetzt werden, wenn es gelänge, die Bürgerin­
nen und Bürger, Unternehmen und die Behörden 
selbst von unnötiger Bürokratie zu befreien! So 
anstrengend sie ist, eine ambitionierte Moderni­
sierungsagenda kann auch motivieren. Man stelle 
sich vor, es entstünde ein Überbietungswettbe­
werb unter den Bundesministerien, ihre Geset­
ze und politischen Maßnahmen so einfach, auf­
wandsarm und praxistauglich wie möglich zu 
gestalten! „Weniger ist mehr! Einfacher ist besser! 
Digital ist schneller!“ – das muss die Parole sein. 

Lutz Goebel
Vorsitzender Nationaler Normenkontrollrat

20. November 2023
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1.1  Erfüllungsaufwand steigt stark an, 
Bürokratiekosten weitestgehend stabil

Wichtigster Indikator für die regulatorische Be­
lastung von Wirtschaft, Verwaltung und Bürge­
rinnen und Bürgern ist der sogenannte jährliche 
Erfüllungsaufwand. Denn Erfüllungsaufwand 
fällt laufend an, wenn gesetzliche Vorgaben durch 
die Normadressaten (Bürgerinnen und Bürger, 
Wirtschaft und Verwaltung) umgesetzt bzw. be­
folgt werden. Führen gesetzliche Vorgaben dar­
über hinaus zu Umstellungskosten, werden die­
se zusätzlich als einmaliger Aufwand erfasst. Seit 
Einführung dieser beiden Messgrößen kennt die 
Entwicklung im Durchschnitt nur eine Richtung: 
Der jährliche Erfüllungsaufwand steigt kontinu­
ierlich an und auch die summierten Einmalauf­
wände erreichen immer größere Ausmaße. 

Jährlicher Erfüllungsaufwand steigt weiter 
stark an

Für alle drei Normadressaten ist der jährliche Erfül­
lungsaufwand im aktuellen Berichtszeitraum um 
rund 9,3 Mrd. Euro auf insgesamt rund 26,8 Mrd. 
Euro gestiegen. Dies ist einer der höchsten Sprün­
ge seit Beginn der Aufzeichnung des Erfüllungsauf­
wands und ein Anstieg um 54 Prozent gegenüber 
dem vorangegangenen Berichtszeitraum. 

Damit setzt sich auch im aktuellen Berichtszeit­
raum ein Trend der vergangenen drei Jahre fort: 
Seit 2021 gibt es sprunghafte Anstiege des Erfül­
lungsaufwands, die auf einzelne Gesetze zurück­
zuführen sind. 

Größter Aufwandstreiber im Berichtszeitraum 
2022/23 ist das Gebäudeenergiegesetz (siehe Ka­
pitel 4). Das Vorhaben soll die Energiewende im 
Wärmebereich vorantreiben. Bis 2045 soll die 
Wärmeversorgung in Deutschland zu mindes­
tens 65 % aus erneuerbaren Energien bestrit­
ten werden. Dabei werden die Bürgerinnen und 
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Abb. 1: Entwicklung des laufenden Erfüllungsaufwands seit 2011 (Stand: 30. Juni 2023)
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Bürger mit einmaligem Erfüllungsaufwand von 
127 Mio. Euro sowie jährlichem Erfüllungsauf­
wand von 5,1 Mrd. Euro belastet. Der Wirtschaft 
entsteht einmaliger Aufwand von 12,5 Mrd. Euro 
und jährlicher Erfüllungsaufwand von 3,6 Mrd. 
Euro. Die Verwaltung wird zwar weniger, aber 
immerhin noch mit Umstellungsaufwand in 
Höhe von 1,2 Mrd. Euro und laufendem Erfül­
lungsaufwand von 448 Mio. Euro belastet.

Sowohl bei der Wirtschaft als auch bei der Ver­
waltung resultiert hoher zusätzlicher jährlicher 
Erfüllungsaufwand insbesondere auch in Ver­
bindung mit der Steigerung der Energieeffizienz 
zur Erreichung des EU­Klimaziels 2030 (286 Mio. 
Euro bei der Wirtschaft und 339 Mio. Euro bei der 
Verwaltung). Bei der Verwaltung entsteht darü­
ber hinaus jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe 
von 220 Mio. Euro aus dem Betrieb von Melde­
stellen im Kontext des Hinweisgeberschutzes 
(siehe Kapitel 4). 

Die größte Aufwandssenkung geht mit dem Ge­
setz zur Modernisierung des Pass­ und Ausweis­
wesens einher. Dabei wird die Möglichkeit für 
Sicherheitsbehörden geschaffen, aus dem Pass 
oder Personalausweis erhobene Daten automa­
tisiert in ein Datenverarbeitungssystem zu über­
tragen. Mit dem Gesetz werden Bürgerinnen 
und Bürger um 289 Mio. Euro und die Verwal­
tung um 491 Mio. Euro entlastet (siehe Kapitel 4). 
Damit wird das Potenzial der Digitalisierung 
von Verfahren zur Aufwandsreduktion deutlich. 
Weitere Beispiele wie die gesetzliche Erleichte­
rung der digitalen Fahrzeugzulassung (94 Mio. 
Euro jährliche Entlastung Bürgerinnen und Bür­
ger) oder des elektronischen Datenaustauschs im 
Beitrags­ und Melderecht (155 Mio. Euro jähr­
liche Entlastung Wirtschaft und 142 Mio. Euro 
jährliche Entlastung Verwaltung) unterstreichen 
die Chance, die in einer konsequenten Verfah­
rensdigitalisierung liegt. 
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Abb. 2: Entwicklung des laufenden Erfüllungsaufwands im Berichtszeitraum 2022/2023 (Stand: 30. Juni 2023)
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Einmaliger Erfüllungsaufwand so hoch wie nie

Nicht nur der jährliche, sondern auch der einma­
lige Erfüllungsaufwand ist im Berichtszeitraum 
massiv gewachsen und beträgt über alle drei 
Normadressatengruppen (Bürgerinnen und Bür­
ger, Wirtschaft und Verwaltung) rund 23,7 Mrd. 
Euro. Den einmaligen Erfüllungsaufwand spürt 
dabei vor allem die Wirtschaft (20,2 Mrd. Euro). 
Größten Anteil am Einmalaufwand hat auch hier 
das Gebäudeenergiegesetz mit insgesamt rund 
12,5 Mrd. Euro. Der Einmalaufwand im Berichts­
zeitraum entspricht damit ungefähr der Hälfte 
der gesamten Einmalbelastungen der vergange­
nen Jahre zusammengenommen. Diese sum­
mierten sich seit 2011 auf rund 41 Mrd. Euro.  
(siehe Abbildung 3 auf S. 14)

Auf den ersten Blick erscheinen die vorgenann­
ten Zahlen dramatisch. Sie scheinen zudem 
der weit verbreiteten Einschätzung zu entspre­
chen, in Deutschland ginge es von Jahr zu Jahr 
bürokratischer zu und insbesondere die Wirt­
schaft werde mit immer neuen Auflagen belastet. 

Diesem Eindruck kann sich auch der NKR kaum 
erwehren und sieht erheblichen Handlungsbe­
darf. Gleichwohl bedürfen die aktuellen Zahlen 
der weiteren Einordnung und eines differenzier­
teren Blicks.

Bürokratiekosten weitgehend stabil

Anstiege beim Erfüllungsaufwand sind nicht per 
se mit einem Aufwuchs an Bürokratie gleichzu­
setzen. Der Erfüllungsaufwand folgt einer sehr 
breiten Aufwandsdefinition, die den gesamten 
messbaren zeitlichen und monetären Aufwand 
umfasst, der durch die Befolgung einer bundes­
rechtlichen Vorschrift entsteht. Rein administra­
tiver Aufwand, der den eigentlichen Kern büro­
kratischer Tätigkeiten beinhaltet, wird mit der 
Messgröße der sogenannten Bürokratiekosten 
erfasst. Die Bürokratiekosten machen transpa­
rent, welche Kosten sich aus der Erfüllung von 
Informationspflichten aller Art, z. B. im Rah­
men von Antragsverfahren und Statistiken, er­
geben. Die Bürokratiekosten werden von der 
Bundesregierung seit 2006 ermittelt und vom 

Die beiden größten Aufwandstreiber der letzten Jahre:

• Ganztagsförderungsgesetz (2021): Mit dem Gesetz wurde der Anspruch auf Ganztagsförde-
rung für Grundschulkinder, die ab dem Schuljahr 2025/26 die erste Klasse besuchen, stufenwei-
se  ein geführt. Die Investitionen in die Bildungsinfrastruktur hatten dabei einmaligen Erfüllungs-
aufwand zwischen 4,8 Mrd. und 6,7 Mrd. Euro zur Folge. Der Betrieb der neuen Ganztagsangebote 
verursacht bei der Verwaltung auf Landesebene weiterhin jährlichen Erfüllungsaufwand zwi-
schen 3,2 Mrd. und 4,4 Mrd. Euro. 

• Änderung des Mindestlohngesetzes (2022): Durch das Regelungsvorhaben wird die gemäß 
 Koalitionsvertrag vorgesehene Erhöhung des Mindestlohns auf 12 Euro je Stunde umgesetzt. 
 Dabei entsteht der Wirtschaft zusätzlicher jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von 5,6 Mrd. 
Euro aufgrund von Lohndifferenzkosten. Weiterhin entstehen der Wirtschaft – etwa  aufgrund 
der Änderung der Mindestlohndokumentationspflichten – jährliche Bürokratiekosten von 
knapp 100 Mio. Euro.
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NKR als Teilmenge des Erfüllungsaufwands ge­
prüft –  allerdings begrenzt auf den Normadres­
saten Wirtschaft. Der Unterschied zwischen Er­
füllungsaufwand und Bürokratiekosten wird am 
Beispiel der Änderung des Gebäudeenergiegeset­
zes deutlich: Während der jährliche Erfüllungs­
aufwand der Wirtschaft durch das Vorhaben um 
rund 3,6 Mrd. Euro ansteigt, erhöhen sich die Bü­
rokratiekosten lediglich um rund 450 Tsd. Euro.

Im aktuellen Berichtszeitraum steigen die Büro­
kratiekosten der Wirtschaft um rund 164 Mio. 
Euro. Bereits im vergangen Berichtszeitraum 
2021/22 waren die jährlichen Bürokratiekosten 
um 125 Mio. gestiegen. Angesichts des erklärten 
Ziels der Bundesregierung, Bürokratie abzubau­
en, können diese Anstiege nicht zufriedenstel­
len. Gleichwohl liegt die bürokratische Belastung 
aufgrund der Bemühungen der vergangenen 

Jahre weiterhin unter dem Ausgangswert von 
2012. Mit dem für Ende 2023 geplanten Bürokra­
tieentlastungsgesetz IV will die Regierung den 
Bürokratiekostenindex wieder absenken und den 
Anstiegen der letzten Jahre entgegenwirken. Aus­
reichende Ambition der Bundesregierung vor­
ausgesetzt, besteht die Chance, ein Entlastungs­
volumen von 1 Mrd. Euro pro Jahr zu erreichen 
und bei der Entwicklung der Bürokratiekosten 
eine Trendumkehr einzuleiten. 

Im Ergebnis zeichnet sich damit folgendes Bild: 
Trotz des massiven Anstiegs beim Erfüllungsauf­
wand bleibt der bürokratische Aufwand im en­
geren Sinne weitestgehend stabil; eine wichtige 
Differenzierung in der Bewertung der Entwick­
lung gesetzlicher Folgekosten.  
(siehe Abbildung 4 auf S. 15)
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Bürokratiekosten stärker in den Blick nehmen 
und BKI erweitern

Weil die Bürokratiekosten im Vergleich zum 
 definitorisch viel breiter gefassten Erfüllungsauf­
wand oftmals viel geringer ausfallen und auch 
nur für den Normadressaten Wirtschaft ausge­
wiesen werden, geraten sie in der öffentlichen 
Debatte um bürokratische und regulatorische 
Belastungen häufig aus dem Blick. Dabei sind die 
Bürokratiekosten das präzisere Instrument, um 
unnötiger Bürokratie und lästigen administrati­
ven Aufwänden auf die Schliche zu kommen.

Die Bürokratiekosten allein der Wirtschaft betra­
gen rund 65 Mrd. pro Jahr. Hier besteht also wei­
terhin erheblicher Handlungsbedarf und großes 
Potential für Entlastungen. Der NKR empfiehlt, den 
Bürokratiekosten in der Strategie der Bundesregie­
rung zum Abbau unnötiger Bürokratie mehr Auf­
merksamkeit zu schenken, und diese Messgröße 
in ihrer Sichtbarkeit und Aussagekraft zu stärken:

• Der Bürokratiekostenindex (BKI) sollte in Zu­
kunft auch Bürokratiekosten von Bürgerinnen 
und Bürgern sowie der Verwaltung umfassen.
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Der Bürokratiekostenindex (BKI) macht bürokratische Belastungen der Unternehmen aus Bundesrecht 
greifbar und zeigt, wie sich diese im Zeitverlauf entwickeln. Die Basis des BKI bilden die Bürokratiekos-
ten der Wirtschaft zum 1. Januar 2012. Bringt die Bundesregierung rechtliche Regelungen auf den Weg, 
die die Unternehmen zukünftig von Bürokratiekosten entlasten, so sinkt der BKI. Beschließt sie Regelun-
gen, die neue bürokratische Belastungen für Unternehmen schaffen, führt dies zu steigenden BKI-Werten.

Abb. 4: Entwicklung des Bürokratiekostenindex seit Bestandsmessung
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• Über das geplante Bürokratieentlastungsge­
setz IV hinaus bedarf es weiterer Maßnahmen 
der Bundesregierung, um die Bürokratiekosten 
bis zum Ende der Legislatur spürbar zu sen­
ken. Der NKR schlägt ein neues 25­Prozent­ 
Abbauziel vor, wie es zwischen 2006 und 2011 
bestand. Zusätzlich sollte die Einführung einer 
„One in two out“­Regel für Bürokratiekosten 
beschlossen werden. 

• Da Bürokratiekosten aus der Befolgung soge­
nannter Informationspflichten herrühren, liegt 
in der Digitalisierung von Verwaltungsver­
fahren und Datenaustauschen eine besondere 
Chance zum Abbau bürokratischen Aufwandes. 
Hier bedarf es zusätzlicher Anstrengungen von 
Bund, Ländern und Kommunen (siehe hierzu 
Kapitel 3).

Ohne Quantifizierung des Nutzens bleibt die 
Darstellung und Bewertung der Gesetzesfolgen 
unvollständig

Während die Bürokratiekosten auf bürokrati­
schen Aufwand im engeren Sinne hinweisen, ist 
der Erfüllungsaufwand ein Gradmesser für die 
generelle Eingriffsintensität bundesgesetzlicher 
Regelungen. Je größer der Steuerungs­ und Ein­
griffswille einer Regierung in wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Prozesse ist, desto größer fallen 
die Ausschläge beim Erfüllungsaufwand aus. 

Durch staatliche Eingriffe soll – und dies ist inhä­
rentes Ziel aller politischen Entscheidungen – der 
gesamtgesellschaftliche Nutzen gemehrt werden. 
Insofern ist davon auszugehen, dass jeder belas­
tenden Regelung ein „regulatorischer Gegenwert“ 
gegenübersteht bzw. gegenüberstehen soll. Zu 
Recht kann erwartet und von der Politik verlangt 
werden, dass der Nutzen einer Regelung den Auf­
wand übersteigt. Andernfalls würde eine Regulie­
rung mehr schaden als nützen. 

Leider ist es bisher und trotz wiederholter Mah­
nungen des NKR nicht gelungen, dieses ganz­
heitliche Verständnis bei der Betrachtung der 
Gesetzesfolgen abzubilden. Einerseits werden 
unmittelbare Entlastungseffekte von den Res­
sorts weniger systematisch dargestellt und flie­
ßen teilweise nur unzureichend in die Gesamt­
bilanz des Erfüllungsaufwands ein. Zum anderen 
werden darüberhinausgehende Nutzeneffekte 
bisher nur unzureichend beschrieben und nur 
in Ausnahmefällen quantifiziert. Eine verstärkte 
Darstellung der Nutzeneffekte wäre ein wichti­
ger „Ausgleich“ für die bisher im Fokus stehende 
Kostenseite staatlicher Regulierung und könn­
te als überzeugende Begründung dienen, war­
um manche Belastung erforderlich und in der 
Gesamtbilanz aus Kosten und Nutzen ggf. sogar 
zu begrüßen ist. Schließlich ließe sich auch über 
Regelungsalternativen viel qualifizierter dis­
kutieren, wenn das jeweilige Aufwand­Nutzen­ 
Verhältnis aufgezeigt würde.

Für die Bewertung, ob den wachsenden Regu­
lierungslasten auch ein angemessener Regulie­
rungsnutzen gegenübersteht, fehlt es bisher in 
der Regel an den notwendigen Informationen. 
Eine Ausnahme bildet auch hier das Gebäude­
energiegesetz, bei dem sich das federführende 
Bundeswirtschaftsministerium sehr bemüht hat, 
Nutzeneffekte zu schätzen. Auch wenn die Schät­
zungen mit verschiedenen Unsicherheiten be­
haftet sind, zeigen die Berechnungen jedoch ein 
erhebliches Einsparpotential für die Regelungs­
adressaten, das den zuvor erforderlichen Investi­
tionsaufwand rechtfertigen, im besten Fall sogar 
übersteigen kann (siehe Kapitel 1.4). 
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Steigender Erfüllungsaufwand als Mahnung: 
Leistungsgrenzen erreicht, Handlungsfähigkeit 
in Gefahr

Unabhängig davon, ob den wachsenden Regu­
lierungskosten ein angemessener Nutzenef­
fekt gegenübersteht, erbringt der Erfüllungs­
aufwandsindex eine wichtige Transparenz­ und 
Warnfunktion. Der Index zeigt, was betroffene 
Adressatengruppen mit wachsender Vehemenz 
zum Ausdruck bringen: Die Regulierungsinten­
sität steigt, Wirtschaft und Verwaltung ächzen 
unter der Aufgabenlast. Allen voran mittelstän­
dische Unternehmen und kleinere Kommunen 
kämpfen mit der steigenden Zahl regulatorischer 
Vorgaben. In Brandbriefen wird vor Be­ und 
Überlastung gewarnt.

„Ich kann den Verdruss vieler Bürger eins 
zu eins nachvollziehen, weil ich der erste 
Betroffene der Bürokratie bin. Manchmal 
frage ich mich, was ich als Ministerprä-
sident eigentlich noch machen kann, so 
umringt bin ich von all den Verordnun-
gen und Gesetzen, die wir in 70 Jahren 
Demokratie aufgetürmt haben.“ 

Winfried Kretschmann, Ministerpräsident  
Baden- Württemberg, Interview mit der Frankfurter 
 Allgemeinen Zeitung (FAZ) vom 9. Juli 2023

Die Diskussion um überbordende Kostenfolgen 
staatlicher Regulierung dreht sich deshalb längst 
nicht mehr nur um die Frage, wie diese Kosten 
finanziell gestemmt werden sollen. Angesichts 
fehlender Fach­ und Arbeitskräfte geht es längst 
darum, regulatorische Auflagen überhaupt noch 
erfüllen zu können. Erfüllungsaufwand zu be­
grenzen, ist deshalb nicht mehr nur ein Mittel 
für mehr regulatorische Effizienz. Es ist ein Mit­
tel, um die Handlungsfähigkeit des Staates si­
cherstellen, kleine und mittlere Unternehmen 
von wertschöpfungsfremden Arbeiten entlasten 

sowie insgesamt die Wirksamkeit politischer 
Maßnahmen und staatlicher Programme verbes­
sern zu können. 

Statt einfacher zu werden, wird Deutschland im­
mer komplizierter. Auf Vollzugsdefizite wird mit 
noch mehr Regulierung geantwortet. Dies erhöht 
die Überforderung und verschärft das Vollzugs­
defizit weiter – ein Teufelskreis entsteht. Deutsch­
land mag es kompliziert. Einzelfallgerechtigkeit 
wird als hohes Gut betrachtet, jede Fallkonstel­
lation soll mitgedacht werden. Was gut gemeint 
ist, funktioniert jedoch nur, wenn viel Personal 
zum Einsatz kommt oder konsequent digitali­
siert und automatisiert wird (siehe Kapitel 3). Es 
fehlt jedoch an Personal, und in Zukunft muss 
mit dramatischen Personallücken gerechnet wer­
den, während gleichzeitig die Digitalisierung von 
Staat und Verwaltung nicht vom Fleck kommt. 
Ein wachsender Erfüllungsaufwand kann dann 
nicht mehr gestemmt werden – ganz unabhängig 
davon, welcher Nutzen erwartbar wäre.

Wer schon mit dem Pflichtprogramm überfor­
dert ist, wird kaum in der Lage sein, notwendige 
Umsetzungsressourcen für die Kür aufzubringen. 
Statt die knappen Mittel an Geld und Personal in 
aufgeblähte und ineffiziente Strukturen und Ver­
fahren zu versenken, braucht es jeden freien Kopf 
und jeden verfügbaren Euro für die Transforma­
tions­ und Zukunftsaufgaben in diesem Land. An 
der Fähigkeit, staatliche Pflichtaufgaben in hoher 
Qualität erfüllen, politische Versprechen effektiv 
umsetzen und Zukunftsaufgaben wirksam ange­
hen zu können, hängen die Glaubwürdigkeit der 
Politik, die Zufriedenheit mit Staat und Verwal­
tung und in letzter Konsequenz auch die Zustim­
mungswerte zum politischen System. 
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Transparenzlücke schließen und „One in 
one out“-Regel schärfen

„Bei der „One in one out“- Regel  besteht 
Potenzial zur Schärfung. Wir  müssen 
vom Bremsen zum stetigen Abbau kom-
men, also mehr in Richtung „One in 
two out“. Das würde heißen, dass für 
jede Vorgabe, die die Wirtschaft belas-
tet,  spätestens bis zum Ende der jewei-
ligen Legislaturperiode eine Entlastung 
in doppelter Höhe erfolgen muss.“ 

Prof. Sabine Kuhlmann,  
stellvertretende Vorsitzende des NKR

Da die Umsetzungskapazitäten in Wirtschaft und 
Verwaltung endlich sind, darf der Erfüllungsauf­
wand nur in dem Maße steigen, wie dies verkraft­
bar ist. Wo regulatorische Folgekosten hinzu­
kommen, müssen sie an anderer Stelle eingespart 
werden. Dieser einfache Ansatz soll mit der so­
genannten „One in one out“­Regel verwirklicht 
werden. Deren Wirksamkeit hängt jedoch ent­
scheidend davon ab, dass die „One in one out“­ 
Bilanz stimmt. Zurzeit werden Belastungen nur 
für die Wirtschaft und diese auch nicht vollstän­
dig berücksichtigt. Die größte Ausnahme bilden 
Vorgaben, die auf EU­Recht gründen, die also 
aufgrund von EU­Richtlinien in deutsches Recht 
überführt werden. Auch der Einmalaufwand 
bleibt unberücksichtigt. Erfüllungsaufwand der 
Verwaltung sowie von BÜrgerinnen und Bürgern 
bleibt ganz außen vor. 

Nach Auffassung des NKR sind methodische An­
passungen notwendig, um die Aussagekraft und 
Steuerungswirkung der Erfüllungsaufwandsbi­
lanz und der „One in one out“­Regel zu verbes­
sern (siehe Kapitel 1.3). Zudem braucht es einen 
neuen Ansatz, um auch den Aufwand von EU­
Verordnungen zu erfassen, die bisher gar nicht 
berücksichtigt werden (siehe Kapitel 1.2).

1.2 Umsetzung von EU-Regelungen

Bei der Vielzahl von Bereichen mit ausschließli­
cher oder geteilter EU­Zuständigkeit ist zu erwar­
ten, dass auch ein erheblicher Anteil des Erfül­
lungsaufwands aus der Umsetzung des EU­Rechts 
resultiert. Seit der Einführung der „One in one 
out“­Regel in 2015 können 56 % der laufenden 
Belastungen für die Wirtschaft auf die Umset­
zung von EU­Regelungen zurückgeführt werden. 
Von den Entlastungen waren dagegen nur unter 
20 % EU­bedingt. Im aktuellen Berichtszeitraum 
liegt dieses Verhältnis sogar bei 87 % zu 2 %. Nicht 
berücksichtigt werden dabei Regelungsvorhaben, 
die nicht in den Anwendungsbereich der „One in 
one out“­Regel fallen, also Regelungen mit Aus­
wirkungen auf den einmaligen Erfüllungsauf­
wand oder andere Normadressaten. Auch Folge­
kosten von EU­Verordnungen, die  unmittelbar 
gelten, werden dabei nicht erfasst.

Der hohe Anteil von EU­bedingten Vorgaben am 
gesamten Erfüllungsaufwand zeigt, dass Maß­
nahmen zur Begrenzung der Folgekosten nicht 
nur auf nationaler, sondern auch auf europäi­
scher Ebene ansetzen sollten. Die Europäische 
Kommission hat in den letzten Jahren konkrete 
Maßnahmen ergriffen, um Bürokratiekosten ak­
tiv zu begrenzen:

• Mit der Mitteilung zur Besseren Rechtsetzung 
vom 29. April 2021 hat die Europäische Kom­
mission die „One in one out“­Regel für Büro­
kratiekosten der Wirtschaft sowie für Bürge­
rinnen und Bürger eingeführt. 

• In der letzten Mitteilung vom 16. März 2023 
zum langfristigen Ausblick auf die Wettbe­
werbsfähigkeit hat die Europäische Kommissi­
on ebenfalls das Ziel gesetzt, die Bürokratiekos­
ten aus Berichtspflichten um 25 % abzubauen. 
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Es ist immer noch zu früh, um die langfristige Wirk­
samkeit dieser Maßnahmen zu bewerten. Im Rah­
men der „One in one out“­Regel hat die Europäi­
sche Kommission für das Jahr 2022 zwar ein „Out“ 
von im Saldo rund 7,3 Mrd. Euro erzielt. Allerdings 
werden dabei nur Bürokratiekosten berücksichtig. 
Der gesamte Erfüllungsaufwand dürfte das „In“ von 
rund 4,5 Mrd. Euro deutlich übersteigen. 

Dabei tragen nicht nur die Institutionen in Brüs­
sel die Verantwortung für die Umsetzung dieser 
Maßnahmen und damit für den effektiven Büro­
kratieabbau auf EU­Ebene. Auch die Bundesre­
gierung und die deutschen Regierungsvertreter 
in Brüssel sollten dafür sorgen, dass der Bürokra­
tieabbau tatsächlich gelebt wird. 

Der NKR wird diese europäischen Maßnah­
men ebenfalls eng begleiten, insbesondere im 
 Rahmen des RegWatchEurope­Netzwerks, das 
acht unabhängige Kontroll­ und Beratungsgre­
mien in Europa vereinigt. RegWatchEurope und 

die Erfahrungen von dessen Mitgliedern haben 
zur Entwicklung der „One in one out“­Regel bei­
getragen, und deren effektive Umsetzung bleibt 
weiterhin Priorität.

Auch auf nationaler Ebene gibt es bereits ein 
Instrument, um unverhältnismäßige Belastun­
gen aufgrund von EU­Regelungen zu vermeiden. 
Mit dem sogenannten EU­ex­ante­Verfahren 
prüfen die Ressorts und der NKR seit 2016 Le­
gislativvorschläge der EU­Kommission mit Blick 
auf die möglichen Folgekosten für die Normad­
ressaten in Deutschland. Diese Transparenz soll 
wiederum den deutschen Verhandlerinnen und 
Verhandlern in Brüssel ermöglichen, besonders 
belastende Vorhaben frühzeitig zu identifizieren 
und sich für mögliche Alternativen einzusetzen.

Mit einem solchen systematischen Verfahren für 
die Prüfung von EU­Vorhaben war Deutschland 
im Jahr 2016 Vorreiter, und auch  andere Län­
der stellen zunehmend ähnliche Verfahren auf. 

RegWatchEurope ist ein Netzwerk von acht unabhängigen Kontroll- und Beratungsgremien 
in Europa. 

Neben dem deutschen NKR sind folgende Gremien Mitglied im Netzwerk: 
• Adviescollege Toetsing Regeldruk (ATR) aus den Niederlanden,
• Danish Business Regulation Forum (DBRF) aus Dänemark,
• Finnish Council of Regulatory Impact Analysis (FCRIA) aus Finnland,
• Swedish Better Regulation Council (SBRC) aus Schweden,
• Norwegian Better Regulation Council (NBRC) aus Norwegen,
• Regulatory Impact Assessment Board (RIAB) aus der Tschechischen Republik sowie 
• Regulatory Policy Committee (RPC) aus dem Vereinigten Königreich.

Ziel des Netzwerks ist der Austausch von Erfahrungen und Best-Practice-Beispielen bei Bürokratie-
abbau und Besserer Rechtsetzung durch Workshops und regelmäßige Treffen. Das Netzwerk vertritt 
gemeinsame Interessen auf EU-Ebene, z. B. gegenüber dem zuständigen Vize-Präsidenten der Europäi-
schen Kommission Maroš Šefčovič. Der Vorsitz wechselt jährlich und orientiert sich, so weit möglich, 
an den Ratspräsidentschaften.
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Dennoch kann aber selbst nach sieben Jahren 
noch nicht festgestellt werden, inwiefern das EU­ 
ex­ante­Verfahren eine Wirkung zeigt. Der NKR 
führt hierzu aktuell Gespräche mit den wichtigs­
ten Stakeholdern in Berlin und Brüssel und wird 
Vorschläge vorlegen, wie das Verfahren entweder 
geschärft oder neu aufgestellt werden könnte.

1.3 Weiterentwicklung von „One in one out“

Die im Jahr 2015 eingeführte „One in one out“­
Regel sieht vor, dass jede Vorgabe, die die Wirt­
schaft belastet, als „In“ spätestens bis zum Ende 
der jeweiligen Legislaturperiode durch eine ent­
lastende Vorgabe, ein „Out“, ausgeglichen werden 
muss. Dadurch soll der jährliche Erfüllungsauf­
wand dauerhaft begrenzt werden. 

Im Berichtszeitraum 2022/23 fällt die „One in 
one out“­Bilanz positiv aus. Den Belastungen 
(„Ins“) von rund 110 Mio. Euro standen Ent­
lastungen („Outs“) von rund 636 Mio. Euro 

gegenüber. Im Saldo ergab sich daraus ein „Out“ 
von rund 526 Mio. Euro. Im Berichtszeitraum 
2021/22 fiel die Bilanz im Saldo mit einem „In“ 
von rund 740 Mio. Euro noch negativ aus. Dieses 
„In“ konnte im aktuellen Berichtszeitraum also 
zum Großteil wieder kompensiert werden.

In der vergangenen Legislaturperiode wurde im 
Saldo ein „Out“ von rund 1,6 Mrd. Euro erzielt. Die 
Bilanz seit Einführung der „One in one out“­Regel 
ist ebenfalls positiv. Gegenüber dem Startzeitpunkt 
2015 ist die Belastung der Wirtschaft gemäß „One 
in one out“­Definition um 3,3 Mrd. Euro gesunken.

Diese an sich positive Bilanz ist allerdings stark 
zu relativieren: Denn bestehende Ausnahmen, al­
len voran die Ausklammerung von EU­Recht und 
von einmaligen Erfüllungsaufwänden, verzerren 
das Bild. Würden die Ausnahmen einberechnet, 
ergäbe sich längst kein „Out“ mehr, sondern ein 
„In“ in Milliardenhöhe. Daher erstellt der NKR 
eine zusätzliche „One in one out“­Visualisierung, 
die den Effekt der Ausnahmen deutlich macht. 
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Bis zur aktuellen Legislaturperiode ergab sich 
bisher auch hier ein Bild der Entlastung. Bereits 
im Berichtszeitraum 2021/22 änderte sich die­
ses positive Bild aber durch die Mindestlohner­
höhung. Im aktuellen Berichtszeitraum wird die 
Änderung des Gebäudeenergiegesetzes, da es sich 
um die Umsetzung von EU­Recht handelt, von 
der Bilanz ausgenommen. Allein durch dieses 
Vorhaben entsteht der Wirtschaft laufender Er­
füllungsaufwand in Höhe von 3,6 Mrd. Euro, der 
sich nicht in der offiziellen Bilanz widerspiegelt. 

So verwundert es nicht, wenn die Wirtschaft be­
klagt, der Bürokratieabbau sei in der Fläche und 
konkret vor Ort wenig spürbar. In ähnlicher Wei­
se äußern sich auch die kommunalen Vollzugs­
träger, die immer vehementer vor einer Überlas­
tung der Verwaltung warnen (siehe Kapitel 3.3). 
Dieser Realitätslücke in der Bilanzierung und 
Deckelung des Erfüllungsaufwandes sollte entge­
gengewirkt werden. Entsprechend hat der NKR 
der Bundesregierung folgende Vorschläge zur 
Anpassung der „One in one out“­Regel vorgelegt: 

• Einmaligen Erfüllungsaufwand der 
 Wirtschaft bei „One in one out“ berücksichti-
gen: Die in den vergangenen Jahren statistisch 
sichtbare Entlastung der Wirtschaft beim jähr­
lichen Erfüllungsaufwand kommt bei den Un­
ternehmen „gefühlt“ nicht an. Dies ist auch auf 
die hohen einmaligen Belastungen der Wirt­
schaft zurückzuführen, die deshalb über „One 
in one out“ kompensiert werden sollten. Vor­
geschlagen wird ein „Abschreibungsverfahren“, 
bei dem 25 % des in einem Jahr anfallenden 
Einmalaufwands beim laufenden Aufwand be­
rücksichtigt und kompensiert werden müssen.

• Erfüllungsaufwand der Verwaltung bei „One 
in one out“ berücksichtigen: Der laufende 
 Erfüllungsaufwand der Verwaltung ist in den 
letzten Jahren fast ausnahmslos gestiegen. Die 
Verwaltung hat dabei nach Aussagen verschie­

dener Expertinnen und Experten eine Überlas­
tungsgrenze erreicht. Daher sollte die etablierte 
„One in one out“­Regel auch auf die Verwal­
tung übertragen werden, wobei auch der ein­
malige Aufwand partiell zu berücksichtigen ist.

•  Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und 
Bürger bei „One in one out“ berücksichtigen: 
Aus Gründen der Konsistenz sollte der Erfül­
lungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger 
monetarisiert und unter Einbeziehung des 
 Einmalaufwands ebenfalls bei „One in one out“ 
berücksichtigt werden.

•  EU-Regelungsvorhaben bei „One in one out“ 
berücksichtigen: Für die Normadressaten­
gruppen ist es unerheblich, ob Erfüllungs­
aufwand durch nationale Gesetzgebung oder 
durch die Umsetzung von EU­Recht entsteht. 
Um die tatsächliche Belastung realistisch abzu­
bilden, sollte künftig auch die nationale Um­
setzung von EU­Vorhaben in die „One in one 
out“­Bilanz einfließen.

Weitere Vorschläge des NKR zur Weiterentwick­
lung und Nachschärfung der Erfüllungsaufwands­
methodik finden sich im Anhang dieses Berichtes.

1.4 Nutzendarstellung

Die Darstellung des Erfüllungsaufwands  bildet 
nur einen Teil der Gesetzesfolgen ab. Um ein 
 Regelungsvorhaben ganzheitlich zu betrachten, 
sollte auch der Nutzen berücksichtigt und mög­
lichst quantifiziert werden. Mit einem Beschluss 
der Regierung aus dem Jahr 2019 war entschie­
den worden, die Nutzendarstellung auf diese 
Weise zu formalisieren. 

Obwohl der Anteil der Regelungsvorhaben mit 
einer durch den NKR geprüften Nutzendarstel­
lung seit 2019 gestiegen ist, bleibt sie seit dem 
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letzten Berichtszeitraum unverändert bei etwa 
20 Prozent. Eine Nutzendarstellung ist damit 
weiterhin eher Ausnahme als Regel. Positiv her­
vorzuheben ist, dass für einige Regelungsvor­
haben mit erheblichem Erfüllungsaufwand im 
Berichtszeitraum eine umfassende quantitati­
ve Nutzendarstellung durchgeführt wurde. Dies 
gilt insbesondere für die Änderung des Gebäude­
energiegesetzes. Dieses Vorhaben ist im aktuel­
len Berichtszeitraum der wesentliche Kostentrei­
ber bei den Bürgerinnen und Bürgern sowie bei 
der Wirtschaft. Hier wurden jedoch seitens des 

Ressorts belastender Erfüllungsaufwand und ent­
lastende Nutzeneffekte (z. B. Einsparungen durch 
Heizen mit erneuerbaren Energien) direkt gegen­
übergestellt, sodass den politischen Entscheide­
rinnen und Entscheidern eine gesamthafte Kos­
ten­Nutzen­Betrachtung geliefert wurde. 

Ebenfalls hervorzuheben ist das Gesetz zur Stei­
gerung der Energieeffizienz und zur Änderung 
des Energiedienstleistungsgesetzes. Mit dem Vor­
haben wurden neue Energieeffizienzziele für den 
Primär­ sowie Endenergieverbrauch festgelegt. 

Nutzendarstellung am Beispiel der Änderung des Gebäudeenergiegesetzes (NKR-Nr. 6677):

Bei der Änderung des Gebäudeenergiegesetzes lässt sich eine monetäre Entlastung durch das Hei-
zen mit erneuerbaren Energien als Nutzen quantifizieren. Das Ressort ging perspektivisch von jähr-
lichen Einsparungen in Höhe von bis zu 11,1 Mrd. Euro bei den Bürgerinnen und Bürgern sowie bis 
zu 8,3 Mrd. Euro bei der Wirtschaft aus. Hinzu kommen noch mögliche Einsparungen in Milliarden-
höhe bei den Betriebskosten in Verbindung mit der Aus- und Umrüstung. Diese Einschätzungen sind 
aber unter anderem aufgrund unabsehbarer Preisschwankungen mit großen Unsicherheiten behaftet. 
Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass die Einsparungen den laufenden Erfüllungsaufwand mindes-
tens ausgleichen, ggf. sogar übersteigen könnten. Hinzu kommt ein in Geldwert schwer zu bemessener 
 Nutzen hinsichtlich des Klimaschutzes durch die Einsparungen von Treibhausgasemissionen. 
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Abb. 6: Anteil der Regelungsvorhaben mit einer durch den NKR geprüften Nutzendarstellung
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Der Endenergieverbrauch und der Primärener­
gieverbrauch sollen im Vergleich zum Jahr 2008 
in erheblichem Umfang gesenkt werden. Die 
dafür notwendigen Maßnahmen verursachten 
einen Umstellungsaufwand bei der Wirtschaft 
in Höhe von rund 1,1 Mrd. Euro sowie zusätzli­
chen jährlichen Erfüllungsaufwand in Höhe von 
286 Mio. Euro. Auch die Verwaltung wird mit er­
heblichem Einmalaufwand in Höhe von rund 
425 Mio. Euro sowie laufendem Aufwand in Höhe 
von rund 339 Mio. Euro belastet. Dem gegen­
über steht jedoch ein bemerkenswerter mone­
tärer Nutzen. So können Betreiber von Rechen­
zentren durch den Verkauf der Wärme Gewinne 
in Höhe von geschätzt 730 Mio. pro Jahr erzielen. 
Hinzu kommen in Verbindung mit der Einfüh­
rung von Energie­ oder Umweltmanagementsys­
temen jährliche Energiekosteneinsparungen von 
rund 750 Mio. Euro für die Verwaltung und rund 
680 Mio. Euro für Unternehmen. 

Die beiden Beispiele zeigen eindrucksvoll die 
Wichtigkeit der monetären Bewertung des Nut­
zens. Dem NKR ist bewusst, dass eine solche Be­
wertung nicht immer möglich ist. Wenn der Nut­
zen in Geldeinheiten bewertet werden soll, sind 
zunächst die quantitativen Größen mit Preisen 
zu versehen. Dies wäre z. B. dann möglich, wenn 
der quantifizierte Nutzen mit Marktpreisen be­
wertbar ist. Allerdings lassen sich nicht alle Wir­
kungen monetär bewerten (z. B. Auswirkungen 
auf die Gesundheit oder Umwelt), sodass die mo­
netäre Bewertung nur einen Teil des Nutzens ab­
decken könnte. Der NKR regt dennoch an, ins­
besondere bei Vorhaben mit hohen Belastungen, 
den Nutzen in geeigneter Form zu quantifizie­
ren. Ansonsten verzerrt der einseitige Fokus auf 
die Kostenseite das Gesamtbild der Gesetzesfol­
gen. Eine ganzheitliche Darstellung be­ und ent­
lastender Kostenfolgen kann dazu beitragen, die 
Debatte zu versachlichen und die gesellschaft­
liche Akzeptanz politischer Entscheidungen zu 
verbessern. 

1.5 Evaluierung

Die ex­post­Evaluierung ist ein wichtiger Be­
standteil des Rechtsetzungskreislaufs. Ex­ante 
lässt sich insbesondere der Nutzen einer Re­
gelung nur unter Unsicherheiten abschätzen. 
Nicht­intendierte Regelungsfolgen können noch 
schwieriger vorhergesehen werden. Das heißt, 
eine Evaluierung ist die Grundlage dafür, die 
 Erreichung der gesetzten Regelungsziele sowie 
den eingetretenen Nutzen mit den Folgekosten 
in einem ganzheitlichen Bild zu bewerten und 
gesetzgeberische Nachsteuerungspotenziale zu 
identifizieren.

Seit dem Beschluss des Staatssekretärsausschus­
ses Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau 
vom 23. Januar 2013 (siehe QR­Code) ist die ex­
post­Evaluierung für alle Regelungen, die mit 
erheblichem Aufwand oder größerer Vollzugs­
unsicherheit einhergehen, verpflichtend. Von 
allen im Berichtszeitraum geprüften Regelungs­
vorhaben fallen 34 in den Anwendungsbereich 
des Beschlusses und werden systematisch eva­
luiert. Im gleichen Zeitraum wurden 17 Evalu­
ierungsberichte fertiggestellt, und bis Ende 2023 
sind weitere 48 Berichte zu erwarten. In vielen 
Fällen wurden die fertiggestellten Berichte dem 
NKR allerdings nicht proaktiv vorgelegt, obwohl 
der NKR nach dem Beschluss aus dem Jahr 2013 
über das Ergebnis einer Evaluierung zu unter­
richten ist. 

QR-Code scannen
Direkt zum Beschluss „Fort-
entwicklung der Evaluierungs-
konzeption der Bundesregierung“

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/J-L/konzeption-zur-evaluierung-neuer-regelungsvorhaben-2013.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/J-L/konzeption-zur-evaluierung-neuer-regelungsvorhaben-2013.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/J-L/konzeption-zur-evaluierung-neuer-regelungsvorhaben-2013.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/J-L/konzeption-zur-evaluierung-neuer-regelungsvorhaben-2013.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/J-L/konzeption-zur-evaluierung-neuer-regelungsvorhaben-2013.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Seit dem zweiten Beschluss aus dem Jahr 2019, 
der das Evaluierungskonzept weiter konkreti­
siert hat, wurden weitere Schritte eingeleitet, um 
die Qualität und Aussagekraft der Evaluierung 
zu verbessern. Zusätzlich zu einem Fortbildungs­
angebot und einer Arbeitshilfe wurde auch eine 
Stelle im Statistischen Bundesamt eingerichtet, 
die die Ressorts bei der Planung und Durchfüh­
rung einer Evaluierung methodisch unterstüt­
zen soll. Insbesondere bei den internen Evaluie­
rungsberichten, die dem NKR vorgelegt worden 
sind, ist eine Verbesserung der methodischen 
Qualität zu verzeichnen. Da die Unterrichtung 
des NKR aber aktuell noch nicht flächendeckend 
erfolgt, ist eine systematische Qualitätsbewer­
tung nicht möglich.

Um die Qualität und die Transparenz der ex­
post­Evaluierungen zu erhöhen, hat der NKR der 
Bundesregierung folgende Vorschläge vorgelegt:

• Verfahren zur Qualitätssicherung  interner 
Evaluierungsberichte: Zwar besteht eine 
Pflicht zur Evaluierung von Gesetzen. In der 
Praxis wird jedoch sehr unterschiedlich evalu­
iert. Nötig sind eine stärkere Vereinheitlichung 
der Methodik und eine effektivere Qualitäts­
sicherung durch eine dafür mandatierte Stelle. 

• Online-Plattform für Evaluierungsberichte: 
Um die Ergebnisse der Evaluierungen trans­
parent und zugänglich zu machen, sollte eine 
zentrale Online­Plattform für Evaluierungs­
berichte eingerichtet werden.

• Anhebung des Schwellenwertes für Evaluie-
rungen: Um den Ressorts die Fokussierung auf 
relevante Vorhaben zu ermöglichen und so die 
Qualität der einzelnen Evaluierungen zu ver­
bessern, sollte der Schwellenwert, ab dem eine 
Evaluierung notwendig ist, auf 5 Mio. Euro 
 angehoben werden.
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Abb. 7: Anzahl der anstehenden Evaluierungen gemäß Staatssekretärs-Beschluss
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1.6 Fristenproblematik

„Ich habe dieses Stoppschild bewusst früh gesetzt, weil ich den Eindruck hatte, dass sich ein 
Rhythmus aus der Pandemiezeit verfestigt hat. Da wurden Gesetze oft schnell unter hohem 
Zeitdruck gemacht. Auch die Sachverständigen hatten zum Teil geklagt, dass sie bei  aller Pro-
fessionalität nicht in der Lage sind, mit nur wenigen Stunden Vorbereitung einen Sachverhalt 
ausreichend tief zu durchdringen. Ich höre, dass man sich zum Beispiel beim Klimaschutz jetzt 
mehr Zeit geben möchte. Ich hoffe, dass meine Mahnung nachhaltig wirkt.“

Bärbel Bas, Bundestagspräsidentin, Interview mit der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) vom 26. März 2023

Moderne Gesellschaften haben es mit immer 
komplexeren Herausforderungen zu tun. Unwei­
gerlich steigt auch die Komplexität des Rechts. 
Die Formulierung wirksamer, praxistauglicher 
und bürokratiearmer Regelungen erfordert das 
Zusammenspiel und die Beteiligung zahlreicher 
Akteure und Betroffener. Gute Gesetzgebung 
braucht Zeit und Raum zur Beratung. 

Mit seinem Beschluss vom 5. Juli 2023 hat das 
Bundesverfassungsgericht dem Deutschen 
Bundestag erstmalig prozessuale Vorgaben zur 
Durchführung eines Gesetzgebungsverfahrens 
gemacht. Begründet wurde der Beschluss damit, 
dass dem Beschwerdeführenden nicht nur das 
Recht zustehe, im Bundestag über den Gesetz­
entwurf abzustimmen, sondern auch über ihn 
zu beraten. Dies sei aufgrund der Verkürzung 
des Verfahrens nicht möglich.

Phase Mindestdauer

Vorphase Keine festgelegte Dauer

Hausabstimmung 2 Wochen

Befassung Hausleitung 1 Woche

Ressortabstimmung/Weitere Beteiligungen 4 Wochen

Kabinettvorlage 1 Woche

Erste Befassung Bundesrat 6 Wochen

Gegenäußerung Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrats 1 Woche

Befassung Bundestag 3 Wochen

Zweite Befassung Bundesrat 2 Wochen

Erstellung Urschrift 1 Woche

Gegenzeichnung Bundeskanzler und Mitglied der Bundesregierung 1 Woche

Ausfertigung durch den Bundespräsidenten 1 Woche

Abb. 8:  Fristengerüst für den Gesetzgebungsprozess  
(nach GG, GGO sowie Handbuch zur Vorbereitung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften)
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 „Das GEG ist nur die Spitze des Eisbergs. Es gibt viele weitere Fälle, in denen hunderte  Seiten 
komplizierter Gesetzestexte im Eiltempo durchs Parlament gebracht werden. Das Problem 
fängt aber schon im Vorfeld an, wenn die Bundesministerien ihre Referentenentwürfe entwi-
ckeln. Auch in diesem Verfahren gelten Fristen. Die werden immer häufiger missachtet. In  dieser 
Legislatur noch deutlich mehr als in der letzten. Dann bleibt keine Zeit, um Betroffene und 
 Vollzugsexperten einzubeziehen. Darunter leidet die Praxistauglichkeit. Es wird unsauber re-
guliert und es passieren Fehler. Das erschwert die Umsetzung, erzeugt unnötige Bürokratie und 
behindert die Wirkung von Gesetzen.“

Lutz Goebel, Vorsitzender des NKR, Interview mit der WELT vom 6. Juli 2023

Das GEG war bereits zuvor im Eiltempo erarbei­
tet und ins Bundeskabinett eingebracht worden. 
Länder und Verbände wurden mit einer Frist von 
neun Tagen eingebunden, wovon vier auf das Os­
terwochenende entfielen. Solche Kurzfristigkeit 
wird von Verbänden immer wieder kritisiert. Im 
März 2023 forderten deshalb 20 Verbände „eine 
angemessene Konsultationsfrist von mindestens 
vier Wochen für Stellungnahmen […] während 
des Gesetzgebungsverfahrens“. 

Im Vergleich zur 19. Legislaturperiode hat sich 
die Durchlaufzeit vom Entwurf bis zum Kabi­
nettbeschluss beinahe halbiert – von 80 auf 44 
Tage. Die Verkürzung ist teilweise auf Krisensitu­
ationen zurückzuführen. Häufig fehlt allerdings 
ein Grund für die Eilbedürftigkeit. Und der Trend 
zu immer kürzer werdenden Fristen ist nicht erst 
seit Beginn der 20. Legislaturperiode erkennbar.
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Abb. 9: Fristen für Regelungsvorhaben in den Jahren 2018–2023 (Anteil an geprüften Regelungsvorhaben)
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Insbesondere der Berichtszeitraum 2022 sticht 
hervor: Bei 34 % der Vorhaben betrug die Frist für 
eine Stellungnahme des NKR höchstens fünf Tage. 
Im Berichtszeitraum 2023 hat sich dieser Trend 
leicht abgeflacht – eklatant knappe Fristen bei 
hochpolitischen Einzelfällen zeigen aber, dass wei­
terhin Handlungsbedarf besteht. So blieben nicht 
nur beim GEG zwischen den letzten wesentlichen 
Änderungen am Gesetzentwurf und der Befassung 
des Kabinetts nur wenige Tage oder sogar Stunden. 
Das Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsge­
setzes, das Fachkräfteeinwanderungsgesetz (beide 
BMI), das Wohngeld­Plus­Gesetz (BMWSB) und 
das Weiterbildungsgesetz (BMAS) sind nur einige 
weitere Beispiele. In diesen Verfahren konnte der 
NKR seine Stellungnahmen wegen knapper Fris­
ten erst sehr spät abgeben. Dadurch konnten die­
se nicht mehr die Kabinettsitzung erreichen, auf 
der die dazugehörigen Gesetze behandelt wurden. 
Selbst wenn die NKR­Stellungnahme und eine 
mögliche Gegenäußerung der Bundesregierung 
auf einer der nachfolgenden Kabinettsitzungen 

behandelt werden, ist eine zusammenhängende 
Beratung des Vorgangs nicht mehr gewährleistet. 
Die Beschäftigung mit den Kostenfolgen von Ge­
setzen wird dann zur Randnotiz und die tieferge­
hende Diskussion von Regelungsalternativen, von 
Maßnahmen der Rechts­ und Verwaltungsverein­
fachung oder von Aspekten des Digitalchecks ob­
solet. Diese Fallkonstellation ist im Berichtszeit­
raum häufiger vorgekommen als je zuvor – eine 
für den NKR nicht hinnehmbare Entwicklung.

Die kurzen Fristen haben auch Auswirkungen 
auf die Darstellung der Gesetzesfolgen, die in die­
sen Fällen oft qualitativ schlechter ausfallen. Das 
liegt aus Sicht des NKR einerseits an der man­
gelnden Möglichkeit, die Verbändestellungnah­
men zu berücksichtigen. Aber auch die Hinweise 
des NKR können nicht in Gesetzentwürfe ein­
fließen. Deshalb kritisiert der NKR zunehmend 
Darstellungen des Erfüllungsaufwands. Denn: 
Politisch Entscheidungstragende erhalten nicht 
den Überblick zu Gesetzesfolgen, der für Gesetze 
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hoher Qualität notwendig wäre. Ein Blick auf die 
Statistik zeigt: Der NKR äußerte im Berichtszeit­
raum in 29 Fällen Bedenken zu einem oder meh­
reren Prüfpunkten (vor allem zur Darstellung des 
Erfüllungsaufwands und der Evaluierung). Die 
Bundesregierung gab zu 15 NKR­Stellungnah­
men Gegenstellungnahmen ab. Für die Vorha­
ben, zu denen der NKR eine Stellungnahme ab­
gegeben hat, kann der folgenden Abbildung der 
Anteil der Stellungnahmen entnommen wer­
den, in welchen Bedenken hinsichtlich mindes­
tens eines Prüfpunktes geäußert wurden. Dabei 
wird deutlich: Im aktuellen Berichtszeitraum hat 
der NKR hinsichtlich der Gesetzesfolgendarstel­
lung deutlich häufiger Bedenken geäußert als in 
den Jahren zuvor. Hier wird ein Zusammenhang 
zwischen kurzen Fristen und negativen Stellung­
nahmen des NKR erkennbar. 

Oftmals entstehen Fristenproblematiken ohne 
offensichtliche Not. Dabei beinhaltet die Ge­
meinsame Geschäftsordnung der Bundesminis­
terien (GGO) ein eindeutiges und verbindliches 
Gerüst für die ministerielle Gesetzesvorberei­
tung. Für die Abstimmung und Einbringung 
von Gesetzentwürfen ins Kabinett ist mindes­
tens eine Frist von sieben Wochen einzuhal­
ten. Im Jahr 2023 lag nur bei einem Viertel der 
Regelungsvorhaben, die dem NKR übermittelt 
wurden, die Frist bei mehr als 28 Tagen, was der 
zu gewährenden Frist entspricht. Der Anteil der 
Vorhaben, die mit einer Frist von weniger als 
fünf Tagen an den NKR übergeben wurden, lag 
bei rund einem Fünftel (18 %).

„Die Politik muss ihre eigenen Regeln 
wieder ernst nehmen. Nicht umsonst 
gibt es Geschäftsordnungen dafür, wie 
Gesetze innerhalb der Bundesregierung 
erarbeitet und wie sie im Parlament be-
raten werden sollen. Diese Regeln dienen 
der Qualitätssicherung. Ihre permanente 
Missachtung mag kurzfristigen politi-
schen Zielen dienen. Wer Handlungsfä-
higkeit beweisen will, fühlt sich gedrängt, 
schnell zu entscheiden. Dazu trägt auch 
die öffentliche Wahrnehmung bei. Wenn 
so eine Hektik aber zu Qualitätseinbußen 
führt, hat man langfristig gar nichts ge-
wonnen. Dann funktionieren die Gesetze 
nicht, die Betroffenen sind frustriert und 
die Glaubwürdigkeit der Politik leidet.“

Lutz Goebel, Vorsitzender des NKR, Interview 
mit der WELT vom 6. Juli 2023

Bei der Problematik der kurzen Fristen unter­
scheidet der NKR zwischen Gesetzgebung in 
Krisenfällen und regulärer Gesetzgebung. Im 
Krisenfall besteht kein Zweifel, dass kurze Fris­
ten hingenommen werden müssen – auch der 
NKR sieht dies so. Hier muss schnelle Hand­
lungsfähigkeit gewährleistet sein. Solange aber 
 keine Krisensituation vorliegt, ist eine Rückkehr 
zu  Regelfristen essentiell dafür, die Qualität der 
 Gesetzgebung wieder in den Fokus zu rücken. 
Absehbar mit heißer Nadel gestrickte Regelun­
gen sind oft schon bei Erlass novellierungsbe­
dürftig und erkennbar auf eine zeitnahe Repara­
tur durch den Gesetzgeber angelegt. Dies höhlt 
die hohen Standards deutscher Gesetzgebung 
aus, führt zu vermeidbarem Erfüllungsaufwand, 
Normenunklarheit, Politikverdrossenheit und 
innergesellschaftlichen Konflikten.
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Für den Fall nicht eilbedürftiger Gesetze fordert 
der NKR daher:

1. Die GGO-Fristen sollten ernst genom-
men und vom Bundeskanzleramt durch-
gesetzt werden. Dies gilt insbesondere für 
die Beteiligungen nach §§ 44, 45 und 46 GGO. 
Das Bundeskanzleramt sollte die Rolle des 
Wächters über die Tagesordnung des Kabi­
netts und die Einhaltung der GGO konse­
quenter ausüben. Denn GGO­Fristen sind 
keine bloßen Formalien. Sie dienen der Qua­
litätssicherung und geben Raum für die Be­
achtung von Anforderungen der Besseren 
Rechtsetzung. 

2. Für die Beteiligung von Ländern, kommu-
nalen Spitzenverbänden, Fachkreisen 
und Verbänden (§ 47 GGO) sollte eine 
Frist von vier Wochen eingeführt werden. 
Den Verbänden sollte die Möglichkeit ge­
geben werden, sich mit den Vollzugs­ und 
Praktikabilitätsfragen neuer Regelungen 
 auseinanderzusetzen. Sollten im Prozess der 
Gesetzesvorbereitung im Anschluss an den 
Eingang von Stellungnahmen maßgebli­
che Veränderungen vorgenommen werden, 
sollte eine erneute Beteiligung stattfinden. 
Empfehlenswert wäre die Einführung neu­
er Beteiligungsformate, z. B. von Gesetzge­
bungslaboren, wie sie der NKR bereits 2019 
vorgeschlagen hat.

3. Nur wer misst, kann auch steuern – es 
braucht ein Reporting über die Dauer von 
Gesetzgebungsverfahren. Die Regierung 
sollte die Zeiträume transparent machen, in 
denen sie Gesetzentwürfe entwickelt. Am 
einfachsten ließe sich das über ein Gesetzge­
bungsportal bewerkstelligen. Im Koalitions­
vertrag 2021 hat sich die Regierungskoalition 
verpflichtet, ein Portal zu schaffen, „über das 

einsehbar ist, in welcher Phase sich Vorhaben 
befinden“ (vgl. KoaV 2021, S.10). Das BMI ist 
dafür zuständig. Für die Umsetzung stehen je­
doch aktuell keine Ressourcen zur Verfügung. 
Die Bundesregierung sollte deshalb umprio­
risieren und bis zum Ende der Legislatur eine 
erste Version des Portals entwickeln.

1.7  Modernisierung des Rechtsetzungs-
kreislaufs

Die Vorbereitung von Gesetzen ist einer der 
Hauptgeschäftsprozesse der Bundesregierung. 
Von seiner Güte hängt die Qualität neuer Re­
gelungen, ihre Umsetzbarkeit im Vollzug und 
die Wirksamkeit politischen Handelns ab. Die 
Bundes ministerien verantworten komplexe Ge­
setzgebungsvorhaben, die zahlreiche Informatio­
nen verarbeiten, enge Zeitpläne und umfassende 
Beteiligungsverfahren bedingen sowie zahlreiche 
Anforderungen an Rechtsförmlichkeit und Geset­
zesfolgenabschätzung berücksichtigen müssen. 
Solche Gesetzesvorbereitungsverfahren zu meis­
tern, verlangt den Rechtsetzungsreferaten viel ab. 

Umso bedenklicher ist es, dass der Prozess der 
ministeriellen Gesetzesvorbereitung technisch 
nur rudimentär unterstützt wird und von etli­
chen Medienbrüchen geprägt ist. Beinahe alles 
am Prozess läuft manuell. Die einzige „ digitale“ 
Unterstützung sind herkömmliche Textverarbei­
tungsprogramme, Abstimmungen erfolgen per 
 E­Mail. Die manuelle Erstellung und Abstim­
mung von Gesetzentwürfen führt zu erheblichem 
Aufwand bei der Auswertung und Zusammen­
führung von Anmerkungen, der Beachtung me­
thodischer Vorgaben der Besseren Rechtsetzung, 
der Versionierung von Bearbeitungsständen und 
der Weiterverarbeitung über die verschiedenen 
Stationen des Gesetzgebungsverfahrens. 
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In der Privatwirtschaft werden für solche Pro­
bleme Softwarelösungen genutzt, die kollabo­
ratives und redaktionelles Arbeiten erleichtern. 
Im Gesetzgebungsprozess existiert keine solche 
Lösung. Deshalb befinden sich verschiedene An­
wendungen in Entwicklung, die den Rechtset­
zungskreislauf digitalisieren und unterstützen 
sollen. Der NKR mahnt seit langem, die Entwick­
lung dieser Anwendungen zu beschleunigen und 
die verschiedenen Entwicklungen in einen Ge­
samtprozess zu integrieren. 

Drei Anwendungen sind Kern der Digitalisierung 
des Rechtsetzungskreislaufs:

• Die IT-Maßnahme Elektronisches Gesetzge-
bungsverfahren des Bundes (E-Gesetzgebung): 
Die E­Gesetzgebung soll den Gesetzgebungs­
prozess vollständig digitalisieren – medien­
bruchfrei und interoperabel. Ihr Anwendungs­
fall deckt von den ersten Überlegungen der 
Vorphase über die Erstellung von Regelungs­
entwürfen und ihre Abstimmung bis hin zur 
Zuleitung an die legislativen Kammern den ge­
samten Rechtsetzungsprozess ab. Eine Fertig­
stellung der E­Gesetzgebung ist auf Seiten der 

Bundesregierung bis Ende 2024 geplant; die le­
gislativen Kammern sollen bis Ende 2025 ange­
schlossen werden.

• Die IT-Maßnahme Einführung elektronische 
Verkündung von Gesetzen u. Verordnungen des 
Bundes (E-Verkündung): Dieses Projekt dient der 
Digitalisierung des Verkündungsprozesses. Die 
digitale Abbildung der Bundesgesetzblätter wird 
seit Anfang 2023 auf recht.bund.de veröffentlicht. 
Der Verkündungsworkflow (inkl. digitaler Signa­
tur des Bundespräsidenten) wird voraussichtlich 
im zweiten Quartal 2026 digitalisiert sein.

• Das Projekt Neues Rechtsinformationssystem 
des Bundes (Neu-RIS): Dieses digitalisiert das 
„Backend“ der Gesetzgebung, indem es den ge­
samten Normenbestand (Gesetze, Verordnun­
gen und Rechtsprechung) digital und maschi­
nenlesbar verfügbar macht. Eine Fertigstellung 
des Neu­RIS ist für Ende 2024 avisiert.

Diese drei Projekte nutzen als gemeinsame „Spra­
che“ den Inhaltsdatenstandard LegalDocML.de, 
welcher auf internationalen Standards zur maschi­
nenlesbaren Abbildung von Rechtstexten basiert.

Eine Chance zur Verbesserung der Gesetzgebung: Das Zentrum für Legistik (ZfL)

Der Koalitionsvertrag 2021 veranlasste die Errichtung des ZfL im BMJ (vgl. KoaV 2021, S. 9). Konzep-
te für ein ZfL wurden in den vergangenen Jahren mehrfach zur Diskussion gestellt – auch vom NKR 
in seinem Gutachten „Erst die Inhalte, dann die Paragraphen“. Laut Konzeption soll das nun errich-
tete ZfL Methoden und Werkzeuge für die Erarbeitung von Gesetzen vermitteln sowie die Gesetzge-
bungslehre weiterentwickeln. Außerdem soll es als Innovationseinheit fungieren, um einen Kultur-
wandel in der Gesetzgebung anzustoßen. Bisher ist das ZfL jedoch haushaltsmäßig zur Wahrnehmung 
dieser Aufgaben zu gering ausgestattet. Einzig zwei Online-Schulungen werden bisher angeboten. 
 Diese  Aktivitäten bleiben deutlich hinter den ursprünglichen Konzepten eines ZfL als Service-Einheit 
für  Gesetzgebung zurück. Um dieses Ziel zu erreichen, muss es von der Bundesregierung priorisiert 
werden. Wenn dies geschieht, könnte es nach der vollständigen Digitalisierung des Rechtsetzungskreis-
laufs auch als Ankerpunkt für die Steuerung der dazu entwickelten Lösungen dienen.
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Abbildung 11 bietet einen Überblick über weitere 
Systeme und Unterstützungsangebote, die bereits 
im Rechtsetzungskreislauf existieren oder sich in 
Entwicklung befinden. Sichtbar wird, dass bisher 
lediglich „Insellösungen“ für Teilaspekte des Pro­
zesses bestehen (z. B. das Word­Plugin eNorm für 
die Erarbeitung von Regelungsentwürfen) und 
sich der Großteil der Lösungen noch in der Ent­
wicklung bzw. Konzeption befindet.

Obwohl die Beschäftigung mit dieser System­ 
und Anwendungslandschaft zunächst kleinteilig 
anmuten mag, ist die Frage des Zusammenspiels 
der einzelnen Projekte sowie ihrer verbindlichen, 
ressortweiten Verwendung für den NKR von stra­
tegischer Bedeutung. Aus Sicht des NKR müssen 
die Einhaltung auskömmlicher Fristen und die 
Modernisierung des Prozesses zur Gesetzesvor­
bereitung mit seiner Digitalisierung einhergehen. 
Nur so kann mittelfristig die Qualität der Gesetz­
gebung gesichert und verbessert werden.

Vorphase

Mittlere Phase:
Erarbeitung und 

Abstimmung 
von Entwürfen

Frühe Phase:
Arbeit an der Idee

Späte Phase:
Erstellung der 

Kabinettvorlage

Verabschiedung 
und Verkündung

Dokumentation 
und Vollzug

eVoR | E-Gesetzgebung  Elektronische 
Unterstützung bei der Vorbereitung von 
Entwürfen; FF: BMI

Zentrum für Legistik  
Standards & 
Weiterbildung; FF: BMJ

eGFA | E-Gesetzgebung  Elektronisches Tool zur 
Prüfung von Gesetzesfolgen; FF: BMI

Arbeitshilfenbibliothek | E-Gesetzgebung  Sammlung von Leitfäden & 
Checklisten; FF: BMI

Haus- und Ressortabstimmung | E-Gesetzgebung  Abstimmungstool für 
Entwürfe und Zeitplanungen; FF: BMI

ZEIT | E-Gesetzgebung  Elektronische Zeitplanung; FF: BMI

eViR | E-Gesetzgebung  Begleitung bei der Erstellung eines Gesetzentwurfs; FF: BMI

Kollaborativer Editor | E-Gesetzgebung  Tool und Standard, um Struktur 
von Regelungstexten maschinenlesbar abzubilden und Bearbeitung 
prozessübergreifend zu ermöglichen; FF: BMI

PKP  Tool zur ressortübergreifenden Zeitplanung  
FF: BKAmt

eNorm  Editor zur Erarbeitung von Regelungstexten FF: BMJ

In Entwicklung Bestandssystem

Gesetzgebungsportal  Transparenz(- und Beteiligungsportal) der Bundesregierung
FF: Noch offen

DIP Parl. Dokumenta-
tions- und Informati-
onssystem  FF: BT/BR

Mit Schnittstelle 
zu Bürgern

E-Verkün-
dung  Elektr. 
Veröffentli-
chung des 
Bgbl.
FF: BMJ

Neu-RIS  
Modernisierung des 
Rechtsinformations-
systems 
FF: BMJ, Umsetzung: 
BfJ

Abb. 11: Anwendungen und Unterstützungsangebote entlang des Gesetzgebungsprozesses
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Der NKR sieht dabei drei zentrale Heraus-
forderungen:

• Die zeitnahe Umsetzung eines digitalisier-
ten Rechtsetzungskreislaufs: Bis zur Digita­
lisierung des Rechtsetzungskreislaufs werden 
noch mehrere Jahre vergehen. So war die Fer­
tigstellung der E­Gesetzgebung ursprünglich 
für Ende 2021 geplant. Eine zu lange Konzep­
tionsphase führt dazu, dass nun mit der voll­
ständigen Fertigstellung erst Ende 2025 (inkl. 
Einbindung von Bundesrat und Deutschem 
Bundestag) gerechnet wird. Auch die E­Ver­
kündung liegt längst nicht mehr im Zeitplan. 
Im Sommer 2023 musste ein Vergabeverfahren 
neu begonnen werden, was zu einer erneuten 
Verzögerung führt. Mit der Fertigstellung ist 
erst Mitte 2026 zu rechnen. Das Projekt Neu­
RIS hat nach anfänglichen Startschwierigkei­
ten an Schlagkraft gewonnen. Eine Finalisie­
rung wird Ende 2024 erwartet.

• Die Integration der Systeme: Da nicht ein 
 System den gesamten Rechtsetzungskreis­
lauf digital abbilden wird, sondern mehrere, 
ist deren Integration ein zentraler Erfolgsfak­
tor. Technisch ist die Verzahnung der zentra­
len Systeme über den Inhaltsdatenstandard 
LegalDocML.de gesichert. Organisatorisch ist 
dies nicht so eindeutig der Fall. Nach Fertig­
stellung der Digitalisierungsprojekte sollte 
eine einheitliche Steuerung gewährleistet sein. 
Wenn weiterhin eine kleinteilige Verantwort­
lichkeitsstruktur aufrechterhalten wird, ist eine 
dauerhafte Pflege und vor allem Weiterent­
wicklung der Systeme absehbar überkomplex.

• Die Verbindlichkeit des digitalisierten 
 Rechtsetzungskreislaufs: Die E­Gesetzgebung 
ist bereits jetzt in Teilen fertig und zur Nutzung 
freigeschaltet. Trotzdem wird sie nur in selte­
nen Ausnahmefällen genutzt. Dies hängt vor 
allem damit zusammen, dass keine Nutzungs­

verpflichtung besteht. Zwar wird diese seit 
2021 zwischen BMI und BMJ erarbeitet, jedoch 
 besteht weiterhin politische Uneinigkeit über 
ihren Eintrittszeitpunkt sowie ihre Breite. 

Der NKR empfiehlt daher:

1. Die Fertigstellung der Digitalisierungs-
projekte im Rechtsetzungskreislauf  sollte 
priorisiert werden. Die Bundesregierung 
sollte die Projekte E­Gesetzgebung, E­Ver­
kündung und Neu­RIS mit ausreichend Res­
sourcen ausstatten, damit keine weiteren 
Verzögerungen auftreten. Solange E­Gesetz­
gebung und E­Verkündung in das Programm 
Dienstekonsolidierung eingegliedert sind, 
dürfen sie nicht unter den gesamthaften 
Kürzungen des Budgets leiden. Ansonsten ist 
die Digitalisierung des Rechtsetzungskreis­
laufs in Gefahr. 

2. Die Nutzung der Systeme sollte stufenweise 
verpflichtend werden. Die für die Digitali­
sierung des Rechtsetzungskreislaufs feder­
führenden Ministerien BMI und BMJ sollten 
sich auf eine Nutzungsverpflichtung für die 
E­ Gesetzgebung einigen. Bereits jetzt sind Tei­
le der E­Gesetzgebung produktiv nutzbar – 
sie sollten zeitnah verpflichtend werden! Nur 
wenn der Übergang zur E­Gesetzgebung stu­
fenweise und fließend erfolgt, kann er gelingen.

3. Eine übergreifende Governance- Struktur 
zum digitalen Rechtsetzungskreislauf 
 sollte frühzeitig aufgesetzt werden. Nach 
Abschluss der Digitalisierungsprojekte soll­
te  deren Weiterentwicklung in die Linie der 
Bundesministerien übergehen. Wichtig ist 
 dabei vor allem, dass die weitere Integration 
der Systeme vorangetrieben und übergrei­
fend gesteuert wird. Ein möglicher Anker­
punkt für diese Steuerung ist das Zentrum 
für Legistik.
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1.8  Der NKR als Impulsgeber für konkreten 
Bürokratieabbau

Im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags nimmt 
der NKR verstärkt das Bestandsrecht in den Blick 
und schlägt konkrete Änderungen vor. Oftmals 
erfolgen Vorschläge des NKR aber auch ex ante, 
d. h. im Rahmen der sogenannten „frühen Betei­
ligung“ bei Regelungsvorhaben auf Arbeitsebe­
ne; sofern die Vorschläge des NKR übernommen 
werden oder zu Änderungen des Entwurfs Anstoß 
geben, werden sie als „stille Erfolge“ nach außen 
nicht sichtbar, haben aber entscheidenden Ein­
fluss auf eine bürokratie­ und aufwandsärmere 
Regelung im Sinne des NKR­Mandats genommen.

Andere Vorschläge des NKR sind eher genereller 
Natur oder themenbezogen und werden unab­
hängig von konkreten Regelungsvorhaben oder 
­anlässen unterbreitet. 

Vorschläge nehmen insbesondere die Vollzugs­
ebene in den Blick. Denn eine eingeschränk­
te Leistungsfähigkeit der Verwaltung wirkt 
sich spürbar negativ auf die Wirtschaft und 
die  Bürgerinnen und Bürger aus. 

Projekt Kurzarbeitergeld

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) musste die 
Auszahlung von Kurzarbeitergeld (KUG) in der 
Corona­Krise für jeden Einzelfall nachprüfen und 
hierfür zeitweise bis zu 11.000 Beschäftigte ein­
setzen. Eine solche Regelung verursacht Perso­
nalkosten in Höhe von 160 Mio. Euro im Jahr, wie 
der NKR im Gespräch mit der Leitung der BA er­
fahren hat. Der NKR hat daraufhin gegenüber der 
Bundesregierung vorgeschlagen, eine gesetzliche 
Untergrenze für Abschlussprüfungen beim KUG 
einzuführen. Diesen Vorschlag hat die Bundesre­
gierung mit der Einführung einer Stichproben­
methodik aufgegriffen und so für die BA und die 
betroffenen Unternehmen erheblichen bürokrati­
schen Aufwand abgebaut. Darüber hinaus hat der 

Bürokratie abbauen im Detail. Der NKR macht konkrete Vorschläge

Der NKR prüft in erster Linie die Darstellung des Erfüllungsaufwands und trägt dabei zur erhöhten 
Transparenz über Folgekosten von Regelungsvorhaben der Bundesregierung bei. Diese Transparenz dient 
wiederum als eine Entscheidungsgrundlage für den Gesetzgeber sowie als politisches Steuerungsmittel, 
z. B. im Rahmen der „One in one out“-Regel. Bei der Prüfung können aber auch konkrete Vereinfachungen 
und Entlastungen identifiziert und umgesetzt werden und damit direkt zu Entlastungen beitragen:

Bei der Prüfung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Abfallbehandlungsanlagen wurde z. B. fest-
gestellt, dass bei den Anlagen zur mechanischen Behandlung von Aschen und Schlacken aus der Ver-
brennung von Abfällen mehrere Maßnahmen zur Vermeidung von staubförmigen Emissionen möglich 
sind. Den Anlagenbetreibern wurden damit, im Vergleich zu dem ursprünglich vorgesehenen Einhau-
sen/Einkapseln, alternative Maßnahmen mit einer gleichwertigen Wirkung ermöglicht.

Mit dem Digitalcheck wird ein Schwerpunkt auf den Abbau von Digitalisierungs- und Automatisie-
rungshürden gelegt. Deshalb kann insbesondere die Prüfung des Digitalchecks direkt zu Verbesserun-
gen beitragen. Im Rahmen der Prüfung des geplanten Familienstartzeit-Gesetzes wurden z. B. Schrift-
formerfordernisse gestrichen.
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NKR vorgeschlagen, für die Zukunft eine gesetzli­
che Regelung für ein sogenanntes Krisen­KUG zu 
schaffen. Spezielle Regelungen sollen für künftige 
Krisenfälle mit massenhafter Inanspruchnahme 
von Kurzarbeitergeld Vorsorge treffen.

Projekt Grundrente – Ermittlungsverfahren 
für Kapitaleinkünfte abschaffen

Das gesetzlich vorgeschriebene aufwändige und 
komplizierte Ermittlungsverfahren zur Über­
prüfung von Einkommen aus Kapitaleinkünften 
von Grundrentenempfängern verursacht bei der 
Deutschen Rentenversicherung (DRV) einen er­
heblichen Aufwand. Es müsste speziell ausgebil­
detes Personal für die Ermittlungen eingestellt 
werden. Der geschätzte Verwaltungsaufwand bei 
der DRV von jährlich mindestens 18 Mio. Euro 
steht in keinem Verhältnis zu möglichen Rück­
forderungen von höchstens 2 Mio. Euro. Der NKR 
hat auf das Missverhältnis hingewiesen und die 
Abschaffung dieses Ermittlungsverfahrens emp­
fohlen. Ende August hat die Bundesregierung im 
Eckpunktepapier für ein Bürokratieentlastungs­
gesetz IV den Vorschlag für eine entsprechende 
gesetzliche Regelung aufgegriffen.

Projekt Fachkräfteeinwanderung

Mit einer Stellungnahme vom 30. November 2022 
hat der NKR konkrete Vorschläge unterbreitet, 
wie die Verwaltungsverfahren zur Einwanderung 
von Fachkräften erleichtert werden können. Ins­
besondere empfiehlt der NKR, die Zuständigkeit 
für die Anerkennung von ausländischen Berufsab­
schlüssen weiter zu bündeln. Dies sollte mindes­
tens auf Landesebene erfolgen. Noch größer wäre 
der Spezialisierungs­ und Professionalisierungs­
effekt aber bei einer zentralen Bundesbehörde für 
die Fachkräfteeinwanderung. Zuwanderungsinte­
ressierte Fachkräfte hätten dann zukünftig einen 
einzigen Anlaufpunkt, bei dem die Anliegen zen­
tral bearbeitet werden (One­Stop­Shop). Denkbar 
wäre auch, zumindest Teilaufgaben bei einer Stelle 
zu konzentrieren. So könnten die Verfahren nach 

dem Vorbild erfolgreicher Einwanderungsländer 
beschleunigt und die kommunalen Ausländerbe­
hörden entlastet werden. Mit dem am 7. Juli 2023 
beschlossenen Gesetz zur Weiterentwicklung der 
Fachkräfteeinwanderung hat der Gesetzgeber die 
Einrichtung einer bundesweiten Erstansprech­
stelle im Bundesamt für Migration und Flücht­
linge (BAMF) für Fachkräfte und Unternehmen 
bei Schwierigkeiten im Einwanderungsprozess 
eingerichtet. Dies stellt aus Sicht des NKR einen 
wichtigen Zwischenschritt dar. Dass dieser Stelle 
ausdrücklich die Aufgabe übertragen wird, Vor­
schläge für Verfahrensoptimierungen zu entwi­
ckeln, ist zu begrüßen. Durch eine Vereinfachung 
und Digitalisierung könnten Bearbeitungs­ und 
Wartezeiten verkürzt werden. Dafür ist ein voll­
ständig onlinegestütztes Visumantragsverfahren 
erforderlich. Zwischen allen am Verfahren betei­
ligten Behörden müssen digitale Schnittstellen 
geschaffen und die Anforderungen und Formula­
re für die Antragstellung vereinheitlicht werden. 

QR-Code scannen
Direkt zum NKR-Positionspapier 
zur Fachkräfteeinwanderung

Planungs- und Genehmigungsverfahren – 
 Verfahrensdauern halbieren und Prüfaufträge 
konkretisieren

Im Berichtszeitraum hat der NKR sich vertieft mit 
der Beschleunigung von Planungs­ und Genehmi­
gungsverfahren beschäftigt. In einem Positions­
papier macht er konkrete Vorschläge zur Vereinfa­
chung des materiellen Rechts, von Prozessen und 
Verfahren. Zudem fordert er, dass perspektivisch 
alle Genehmigungsverfahren vollständig über digi­
tale Plattformen abgewickelt werden. Der Fachkräf­
temangel in den Genehmigungsbehörden stellt aus 
Sicht des NKR einen maßgeblichen Verzögerungs­
faktor dar. Deshalb sind weitergehende innovati­
ve Maßnahmen für einen gezielten Personaleinsatz 

https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/Fachkr%C3%A4fteeinwanderung.pdf?__blob=publicationFile&v=16
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/Fachkr%C3%A4fteeinwanderung.pdf?__blob=publicationFile&v=16
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/Fachkr%C3%A4fteeinwanderung.pdf?__blob=publicationFile&v=16
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/Fachkr%C3%A4fteeinwanderung.pdf?__blob=publicationFile&v=16
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Verbändeabfrage und Eckpunkte der Bundesregierung für ein Bürokratieentlastungsgesetz IV

Die Bundesregierung hat im Frühjahr 2023 eine Vielzahl von Spitzenverbänden aus der Wirtschaft 
und der Zivilgesellschaft eingeladen, an einer Umfrage zum Bürokratieabbau teilzunehmen.  Damit 
sollten Belastungen erfasst und Entlastungsvorschläge für ein Viertes  Bürokratieentlastungsgesetz 
(BEG IV) gesammelt werden. So kamen über 440 Vorschläge aus rund 60 Verbänden zusammen. 
Das statistische Bundesamt hat die eingegangenen Antworten nach ihrem möglichen Entlastungs-
potential kategorisiert und in eine Rangfolge geordnet.

Die Initiative ist ein wichtiges Zeichen, um der Praxis mit ihren konkreten Anliegen zum Bürokratie-
abbau Gehör zu verschaffen. Klar ist aber auch, dass den Ankündigungen jetzt Taten und konkrete 
 Ergebnisse folgen müssen. Im Berichtszeitraum ist der Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger, 
Wirtschaft und Verwaltung eklatant gestiegen. Daneben belasten u. a. die hohe Inflation, stark gestiege-
ne Energiepreise und Hemmnisse in den globalen Lieferketten Bürgerinnen und Bürger sowie die Wirt-
schaft. Das BEG IV sollte eine jährliche Entlastung von deutlich über einer Milliarde Euro erbringen, 
um nicht hinter den Entlastungsgesetzen vergangener Legislaturperioden zurückzustehen. Selbst damit 
würde allerdings ein Ausgleich der gestiegenen Belastungen des letzten Jahres nicht erreicht werden. 

Ein erster Referentenentwurf soll im Herbst 2023 vorgelegt werden. Beabsichtigt ist, dass das BEG IV 
im Jahr 2024 vom Deutschen Bundestag verabschiedet wird. Der NKR wird den Prozess eng begleiten 
und seine Expertise in Sachen Bürokratieabbau einbringen.

In der Ergebnisdokumentation zur Verbändeabfrage (siehe QR-Code oder Direkt zur 
Dokumentation) ist erkennbar, welche der  eingereichten Vorschläge auf Basis von 
quantitativen und qualitativen Kriterien das größte  Entlastungspotenzial aufweisen. 

unerlässlich, beispielsweise der Einsatz von ex­
ternem Projektmanagement und Bündelung von 
Expertise in Poollösungen auf Landesebene. Des 
Weiteren braucht es einen Kulturwandel in den Ge­
nehmigungsbehörden hin zu mehr Lösungs­ und 
Kundenorientierung sowie Agilität und Flexibilität.

In seinem Positionspapier hat der NKR auch 
eine wichtige Änderung der Methodik der Ge­
setzesfolgenabschätzung durch die Bundesregie­
rung empfohlen, um Beschleunigungseffekte von 
Rechtsänderungen besser zu dokumentieren. Bei 
Regelungsvorhaben der Bundesregierung, die eine 
Verfahrensbeschleunigung zum Ziel haben, wird 

der NKR künftig einen besonderen Fokus hierauf 
richten. Darüber hinaus wird der NKR darauf hin­
wirken, dass die Beschleunigungswirkung ein­
zelner politischer Maßnahmen auch ex­post im 
Rahmen der Evaluierung untersucht wird. Nur so 
können diejenigen, die politische Entscheidungen 
treffen, die Wirksamkeit ihrer Maßnahmen beur­
teilen und Nachsteuerungspotenziale erkennen.

QR-Code scannen
Direkt zum NKR-Positions-
papier zu dem Pakt zur Be-
schleunigung von Planungs- 
und Genehmigungs verfahren

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Verbaendeabfrage_Buerokratieabbau_Ergebnisdokumentation_Einzelvorschlaege.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Verbaendeabfrage_Buerokratieabbau_Ergebnisdokumentation_Einzelvorschlaege.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/pakt-beschleunigung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/pakt-beschleunigung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/pakt-beschleunigung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/pakt-beschleunigung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/pakt-beschleunigung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/pakt-beschleunigung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Verbaendeabfrage_Buerokratieabbau_Ergebnisdokumentation_Einzelvorschlaege.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Der NKR hat zum 1. Januar 2023 gemäß § 4 Ab­
satz 3 des Gesetzes zur Einsetzung eines Natio­
nalen Normenkontrollrates (NKRG) die Aufgabe 
erhalten, die Digitaltauglichkeit neuer Rege­
lungsvorhaben zu prüfen. Im Sinne einer besse­
ren und praxistauglicheren Rechtsetzung sollen 
die Ressorts mit dem sogenannten Digitalcheck 
Hindernisse für die Digitalisierung bei neuen 
 Gesetzestexten von Beginn an vermeiden. 

2.1 Akteure, Methodik und Verfahren

Methodik und Verfahren des Digitalchecks wer­
den vom Bundesministerium des Innern und für 
Heimat (BMI) verantwortet. Die bundeseigene Di­
gitalService GmbH konzipiert im Auftrag des BMI 
in Abstimmung mit dem NKR den Digitalcheck 
sowie die zugehörigen Handreichungen. Die Wei­
terentwicklung des Digitalchecks erfolgt konti­
nuierlich auf Grundlage der Rückmeldungen der 
Anwendenden in den Ressorts.

Der Digitalcheck besteht aus zwei Schritten. Zu­
nächst wägen die Ressorts im Rahmen einer Vor­
prüfung ab, ob ein Regelungsvorhaben einen 
Digitalbezug hat. Dieser kann z. B. dann fest­
gestellt werden, wenn die Regelung Datenaus­
tausch und Kommunikationsflüsse beinhaltet. 
Besteht Digitalbezug, ist ein zweiter Teil des Di­
gitalchecks durchzuführen. Dabei sind u. a. eine 
Visualisierung des Vollzugsprozesses zu erstellen, 
die Bedürfnisse von Betroffenen bei der Rege­
lungserstellung zu berücksichtigen und Aspek­
te digitaltauglicher Gesetze zu überprüfen. Die­
se umfassen die Schaffung der Voraussetzungen 
für digitale Kommunikation, Prozessautomati­
sierung, die Wiederverwendung von Daten und 
Standards sowie die Gewährleistung von Daten­
schutz und Informationssicherheit. Außerdem ist 
zu prüfen, ob und inwiefern klare Vorgaben für 
eine digitale Ausführung enthalten sind.

„Die Digitaltauglichkeit wird besser, 
wenn mittels Visualisierung nachvoll-
ziehbar dargestellt werden kann, wie die 
Umsetzung stattfinden soll. So können 
Digitalisierungspotentiale gehoben aber 
auch -hürden abgebaut werden.“ 

Malte Spitz, Mitglied des NKR, Tagesspiegel 
 Background vom 31. März 2023

Der NKR prüft die Nachvollziehbarkeit die­
ser  Darstellung. Aktuell werden auf Basis eines 
Peer­Learning­Verfahrens erste strukturelle Er­
kenntnisse zu Digitalcheck­Prüfungen gesam­
melt. Die ersten Erfahrungen zeigen, dass es mit 
fortschreitendem Bearbeitungsstand immer 
schwieriger wird, einen Gesetzentwurf digital­
tauglich zu gestalten. Idealerweise werden be­
reits vor dem ersten Entwurf Fragen zur Digital­
tauglichkeit berücksichtigt. Die Visualisierung 
von Wirkzusammenhängen, Betroffenengrup­
pen, Schnittstellen, aber vor allem die Modellie­
rung des Vollzugs ist ein wichtiges methodisches 
Hilfsmittel für Digitaltauglichkeit. Vor allem wer­
den Medienbrüche, analoge Verfahrensweisen 
und sonstige Hindernisse sichtbar. Methodisch 
zielgerichtete Visualisierungen sind insbesonde­
re für die regelungsadressierten Vollzugsebenen 
von aufwandsentlastender Bedeutung. Trotz des 
großen Potentials waren Visualisierungen wäh­
rend des Berichtszeitraums kaum Teil des Digital­
checks, werden aber bei hinreichender methodi­
scher Qualität Teil der Stellungnahme des NKR 
( s.  Abbildung 12 auf Seite 38). 

NKR, BMI und BMJ sind sich darin einig, dass 
 Visualisierungen und Prozessmodellierungen 
zum festen Bestandteil der Gesetzesvorbereitung 
werden sollen. 
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Abb. 12:  Visualisierung zur NKR-Nr. 6652 
Quelle: https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/veroeffentlichungen/nkr-stellungnahmen/nkr-stellungnahmen_
node.html
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2.2 Digitalcheck in Zahlen

Seit dem Ende der Übergangsphase im April 2023 
ist der Digitalcheck für alle Ressorts verpflich­
tend. Seither steigt die Zahl der durchgeführten 
Digitalchecks kontinuierlich an. 

Im 1. Quartal wurden bei 48 % und im 2. Quartal 
bei ca. 68 % aller Regelungsvorhaben ein Digital­
check durchgeführt – mit steigender Tendenz für 
das 3. Quartal 2023. Ohne Digitalcheck bleiben 
u. a. solche Regelungsvorhaben, die bereits vor 
Einführung des Digitalchecks begonnen wurden 
oder die vom NKR generell nicht geprüft werden, 
z. B. Gesetze zur Bestätigung internationaler Ab­
kommen. Insgesamt wurden in den ersten drei 
Quartalen rund 160 Digitalchecks geprüft. 

Einen Digitalbezug stellten die Ressorts dabei in 
den Quartalen jeweils bei rund 60 % der Rege­
lungsvorhaben fest, bei denen ein Digitalcheck 
durchgeführt wurde. Bei einem Großteil bejah­
ten dabei die Ressorts mindestens zwei Fragen 
der Vorprüfung. Hinsichtlich des erweiterten 
Digitalchecks zeigen sich erste Lerneffekte. So 
werden oftmals Fachexpertinnen und ­experten 
sowie Betroffene einbezogen. Außerdem werden 
überwiegend die Voraussetzungen für Daten­
schutz und IT­Sicherheit sowie für digitale Kom­
munikation geschaffen. Seltener hingegen ge­
lingt die Automatisierung von Prozessen oder die 
Schaffung von Voraussetzungen für die Wieder­
verwendung von Daten und Standards. Seltener 
gibt es auch die Formulierungen klarer Regelun­
gen für eine digitale Ausführung. Aus Sicht der 
NKR ist zu begrüßen, dass nach den ersten zwei 
Quartalen mit einem Anteil von 10 bis 15 % im 
3. Quartal bereits für fast 30 % aller Regelungs­
vorhaben mit Digitalbezug eine Prozessvisuali­
sierung vorgelegt wurde.

0 %

20 %

40 %

60 %

80 %

100 %

Digitalcheck durchgeführt Digitalbezug festgestellt Dokumentation mit Visualisierung

I. Quartal II. Quartal III. Quartal

Abb. 13:  Entwicklung der Anteile an in einem Quartal seitens NKR abgeschlossenen Regelungsvorhaben in 2023 
Quelle: Sekretariat des Nationalen Normenkontrollrats, Stand: 05.09.2023
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„Der Digitalcheck an sich ist keine neue Idee. Aber so richtig Schwung reingekommen ist erst 
mit dem Koalitionsvertrag, in dem er als wichtiger Baustein für eine bessere Rechtsetzung ver-
ankert ist. In einer neuartigen interdisziplinären Zusammenarbeit wird der Digitalcheck seither 
gemeinsam mit einer interministeriellen Arbeitsgruppe aus vier für die bessere Recht setzung 
strategisch relevanten Ressorts und unter Einbindung von Legistinnen und Legisten und dem 
Normenkontrollrat entwickelt. So entstand ein Baukasten, der auf fünf Prinzipien basiert 
und geeignete Prozesse, Methoden und Kompetenzen an die Hand geben soll. Diese Prinzipien 
 greifen schon zu Beginn der Ausarbeitung eines neuen Gesetzes und leiten die Legistinnen und 
Legisten an. Der Digitalcheck ist konstruktiv, praxisorientiert und unterstützt, anstatt nur zu 
kontrollieren, wie es der Name unglücklicherweise suggeriert. Seit Januar 2023 ist er bei Gesetz-
gebungsverfahren auf Bundesebene verpflichtend und wird aktiv angewendet.“ 

Christina Lang, Geschäftsführerin des DigitalService des Bundes,  
Kolumne aus dem Behörden Spiegel, Nr. 1.173 März 2023 

2.3 Bewertung und Empfehlungen

Neben der Beratung prüfte der NKR zunächst die 
Vollständigkeit des Digitalchecks der Ressorts. 
Auch wenn die Prüfung des NKR ergab, dass die 
Angaben der Ressorts im Digitalcheck bereits 
überwiegend nachvollziehbar waren, ließen sich 

daraus zunächst noch keine Rückschlüsse auf 
die tatsächliche Digitaltauglichkeit der Regelun­
gen ableiten. Eine vertiefte inhaltliche Prüfung 
kann der NKR erst seit Sommer 2023 durchfüh­
ren, seit der Digitalcheck in Version 1.2 Vorgaben 
zur inhaltlichen Erläuterung der Prüfung enthält 
(s. Abbildung 14). 

Welche Schritte haben Sie unternommen, um zu prüfen, ob die Auswirkungen der Regelung den Bedürfnissen 
der Betroffenen und des Vollzugs entspricht? 
Bitte listen Sie stichpunktartig auf, ob bzw. welche Schritte Sie unternommen haben. 
Zum Beispiel: frühzeitige Befragung von betroffenen Bürgerinnen und Bürgern, Gespräche mit Vollzugsakteuren 
oder Expertinnen und Experten, formelle Beteiligungsverfahren.

Wie spiegeln sich die Erkenntnisse, die durch die oben genannten Schritte gewonnen wurden, in der Regelung wider? 
Bitte listen Sie stichpunktartig auf, welche Erkenntnisse eingearbeitet wurden und geben Sie Hinweise auf Paragrafen, 
die zum Beispiel den Vollzug regeln.

Abb. 14:  Auszug aus dem Digitalcheck Version 1.2 vom 30.06.2023 
Quelle: https://www.onlinezugangsgesetz.de/Webs/OZG/DE/grundlagen/digitaltaugliche-gesetzgebung/digitalcheck-
gesetze-tauglich-gestalten/entwicklung-digitalcheck/entwicklung-digitalcheck-node.html
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Mit zunehmender Erfahrung wird langfristig 
eine detailliertere Prüfmethodik entwickelt. Es 
ist davon auszugehen, dass dann auch die Quote 
der zu beanstandenden Digitalchecks steigt. 

Der Digitalcheck soll keine bloße Checkliste sein; 
er ist Teil eines breiten Ansatzes mit dem Ziel, 
Gesetze nicht nur digital­, sondern auch insge­
samt praxistauglicher zu gestalten. Die Botschaft 
aus dem Jahresbericht 2019 des NKR – erst der 
Inhalt, dann die Paragrafen – ergänzt sich somit 
um die Forderung, dass auch der Vollzugsprozess 
vor den Paragrafen stehen muss. Insbesonde­
re durch die Visualisierung des Vollzugsprozes­
ses kann die Digital­ und damit auch die Praxis­
tauglichkeit eines Regelungsvorhabens bei seiner 
Erstellung sichergestellt werden. Der NKR weist 
dabei bei seiner frühzeitigen Beteiligung auf ent­
sprechende methodische Vorbilder hin, z. B. auf 
die Ansätze des Rule Mappings (s. Abbildung 15). 
Perspektivisch könnte eine methodisch hinrei­
chende Prozessmodellierung sogar die Vorgaben 
aufzeigen, die ohnehin bei der Darstellung der 

Regelungsfolgen (Erfüllungsaufwand) zu identi­
fizieren sind, was die Anwendung von Simulati­
onsverfahren ermöglichen würde.

Dies stellt einen elementaren Kulturwandel in 
der Gesetzgebung dar, der nicht von heute auf 
morgen gelingt, sondern selbst ein Prozess ist. 
Insbesondere das Denken in Prozessen und die 
Visualisierung von Regelungs­ und Vollzugszu­
sammenhängen ist eine für Legistinnen und Le­
gisten neue Vorgehensweise und bedeutet eine 
Abkehr von der oftmals textlastigen, rein juristi­
schen Arbeit an Gesetzesentwürfen. 

Der Digitalcheck stellt die Ressorts als auch den 
NKR vor neue Herausforderungen, ist aber auch 
eine Chance für die Erarbeitung einfacherer und 
effizienter Regelungen. Dem entgegen steht der 
derzeitige Trend in der Gesetzgebung mit ver­
kürzten Erarbeitungsfristen, in denen oftmals 
nicht genug Zeit bleibt, um ein Gesetz auf Praxis­
tauglichkeit zu überprüfen (vgl. Kapitel 1.4).

Abb. 15:  Beispiel Rule Mapping, Quelle: Rethinking Tax Heft 2, 2023, S. 39
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Jedes Gesetz muss vollzogen werden, um eine 
Wirkung zu erzielen. Der öffentlichen Verwal­
tung kommt dabei eine entscheidende Rolle zu. 
Ob als Leistungs­ oder Ordnungsverwaltung, von 
ihrer Handlungsfähigkeit hängt ab, in welcher 
Güte Verwaltungsservice angeboten, behördli­
che Entscheidungen getroffen oder die Einhal­
tung von Recht und Gesetz kontrolliert werden. 
Mit zunehmender Regelungsdichte und der Ver­
pflichtung, immer weitere Dienstleistungen an­
zubieten, ist auch die öffentliche Verwaltung be­
troffen, wenn der Erfüllungsaufwand steigt und 
bürokratische Verfahren einzuhalten sind. 

Allein das Ganztagsförderungsgesetz belas­
tet die Verwaltung mit über 3,2 Mrd. Euro pro 
Jahr (vgl. Kapitel 1). Im Wesentlichen setzt sich 
dieser Aufwand aus Personalkosten zusam­
men. So verständlich das politische Ziel hin­
ter der Regulierung, so sehr stellt das Gesetz die 

Vollzugsbehörden vor Herausforderungen. Dabei 
geht es zunehmend nicht mehr um die Frage der 
Finanzierbarkeit solcher politischen Program­
me. Tatsächlich geht es um die Frage, ob über­
haupt noch Personal für die Aufgaben gefunden 
werden kann. Ob Erzieherinnen und Erzieher, ob 
IT­Fachkräfte, ob Stadtplanungsspezialisten oder 
Personal in der Jugendhilfe und im Ausländerwe­
sen, der Fachkräftemangel wird allerorts beklagt. 

Was zuvor nur während der Flüchtlings­ und spä­
ter der Corona­Krise sichtbar wurde, zeigt sich 
auch im Behördenalltag. Nicht nur Deutschlands 
Unternehmen, auch die kommunalen Behörden 
suchen Personal und ächzen unter der Last ge­
setzlicher Vorgaben. In Brandbriefen wird vor der 
drohenden Überlastung der kommunalen Ebenen 
gewarnt. Mit deutlichen Worten schildern Verant­
wortungsträger vor Ort, dass selbst Pflichtaufga­
ben nicht mehr gewährleistet werden können. 

Abb. 16: Ausschnitt aus dem Offenen Brief
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Aus Verzweiflung wird Recht nicht mehr voll­
ständig angewendet. Antragsverfahren dauern 
länger, Genehmigungen lassen auf sich warten 
und Sozialleistungen werden zu spät gezahlt. 
Schuld daran sind sicher nicht allein die Regeln 
aus Brüssel, Berlin und der jeweiligen Landes­
hauptstadt. Manche Kompliziertheit im Vollzug 
ist hausgemacht; modernes Prozess­ und Pro­
jektmanagement noch lange kein Standard in 
Deutschlands Behörden. Und auch die komple­
xen und vielfältigen föderalen Zuständigkeits­ 
und Entscheidungsstrukturen tragen ihren Teil 
dazu bei, dass die viel geforderte neue „Deutsch­
landgeschwindigkeit“ weder bei den großen 
Transformationsthemen unserer Zeit, noch im 
täglichen Alltagsgeschäft ankommt. Die vorhan­
dene Deutschlandkomplexität überfordert die 
handelnden Akteure, erschwert Entscheidungen 
und verlangsamt Entwicklungen: Deutschland 
ist, denkt und handelt weiterhin zu kompliziert.

Was sich in den Verwaltungen der Republik zu­
sammenbraut, ist ein veritables Problem für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland, den gesell­
schaftlichen Zusammenhalt und die Glaubwür­
digkeit der Politik. Wie bei der Erderwärmung 
warnen Experten auch bei der Verwaltung davor, 
dass ein Kipppunkt bevorsteht, sollte sich nicht 
grundsätzlich etwas ändern. Wie die Durch­
schnittstemperaturen Jahr für Jahr steigen, ist es 
in den Behörden der Altersdurchschnitt und die 
Zahl des ausscheidenden Personals. 

Bürokratieabbau und praxistaugliche Regulie­
rung, automatisierungsförderliche Verwaltungs­
digitalisierung und die Reform unserer staat­
lichen Strukturen sind längst nicht mehr nur 
Mittel für mehr Effizienz und bürgerfreundli­
chen Verwaltungsservice. Im Zusammenspiel 
sind diese Maßnahmen die Voraussetzung dafür, 
dass die Handlungsfähigkeit der Verwaltung und 
die Zukunftsfestigkeit unseres Staates erhalten 
bleiben. Der NKR mahnt seit vielen Jahren den 

erheblichen Reformbedarf an und hat immer wie­
der Impulse und Vorschläge entwickelt. Im Fol­
genden soll auf die wesent lichen Entwicklungen 
im letzten Jahr geschaut und die aktuellen Emp­
fehlungen des NKR in Bezug auf Verwaltungsdigi­
talisierung, Registermodernisierung und Verwal­
tungsmodernisierung zusammengefasst werden.

3.1 Onlinezugangsgesetz

Die Digitalisierung der Verwaltung ist kein Selbst­
zweck, sondern soll das Leben der Bürgerinnen 
und Bürger sowie die Arbeit der Unternehmen 
erleichtern. Sie ist einer der wichtigsten Hebel 
zum Bürokratieabbau, weil sie den Betroffenen 
Wege­ und Wartezeiten sowie Kosten spart. Gut 
gemachte Verwaltungsdigitalisierung vereinfacht 
die Prozesse für alle Beteiligten. Verwaltungsdigi­
talisierung ist auch für die Bewältigung des Fach­
kräftemangels und der zunehmenden Aufgaben­
last in den Verwaltungen essentiell, insbesondere 
wenn hierdurch Ressourcen frei werden für die 
wichtige Arbeit mit Menschen vor Ort. So sorgt 
Verwaltungsdigitalisierung nicht nur für eine 
zeitliche Entlastung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Verwaltung, sondern trägt auch 
qualitativ zu einer besseren Arbeitsumgebung bei.

Das Onlinezugangsgesetz (OZG) war mit der gro­
ßen Ambition gestartet, bis Ende 2022 alle Ver­
waltungsleistungen in Deutschland flächende­
ckend und nutzerfreundlich digital anzubieten. 
Mit dem OZG sollte die Verwaltungsdigitalisie­
rung den entscheidenden Entwicklungsschub er­
fahren und Deutschland zudem in die Lage ver­
setzen, die Anforderungen aus der europäischen 
Single­Digital­Gateway­Verordnung zu erfüllen, 
deren Umsetzungsfrist in diesem Jahr endet. Im 
Jahr eins nach Ablauf der ursprünglichen OZG­
Umsetzungsrist fällt die Bilanz ernüchternd aus. 
Inzwischen ist das OZG­Nachfolgegesetz verab­
schiedet worden. Es stellt sich die Frage, ob aus 
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Erfahrungen des ersten OZG die richtigen Leh­
ren gezogen und die richtigen Weichen für die 
Zukunft gestellt wurden.

„Deutschland ist weit davon entfernt, 
die Verwaltung digitalisiert zu haben. 
Die zunehmende Fragmentierung von 
IT-Lösungen macht die Digitalisierung 
noch schwerer. Wenn Länder und Kom-
munen für sich schauen, kommt es im-
mer wieder zu Insellösungen: Die Dienste 
funktionieren mit den IT-Systemen einer 
Kommune wunderbar, streiken aber mit 
jenen einer anderen“ 

Klaus-Heiner Röhl, Ökonom an Institut der Deutschen 
Wirtschaft Köln, Zitat aus einem Artikel der Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung (FAZ) vom 9. August 2023

Fazit OZG 1.0

Das OZG in seiner bisherigen Form hat bewirkt, 
dass sich Akteure auf allen Ebenen der deutschen 
Verwaltung intensiver als in den Jahren zuvor 
mit der Digitalisierung von Verwaltungsleistun­
gen beschäftigt haben. Viele Projekte wurden 
 gestartet, die wenigsten haben bis zum Ende der 
Frist die erwarteten Resultate erbracht. In den 
fünf Jahren der Umsetzung ist es nicht gelun­
gen, alle Verwaltungsleistungen in Deutschland 
flächendeckend digital anzubieten, geschwei­
ge denn, durch nutzerfreundliche Angebote den 
Eindruck der Rückständigkeit der Verwaltung 
in der Bevölkerung zu widerlegen. 

FRAGE: „Wenn Sie einmal an den gegenwärtigen Stand der Digitalisierung in Deutschland denken: 
Haben Sie den Eindruck, dass Deutschland da alles in allem gut aufgestellt ist, 
oder hinkt Deutschland in vielen Bereichen hinterher?“

Unentschieden, keine Angabe

Gut aufgestellt

Hinkt hinterher

2019 2020 2021 2022

2019 2020 2021 2022

„sehr gute Chancen“

„gute Chancen“

„weniger gute Chancen“

„kaum bzw. gar keine“ Chancen

„Unentschieden, keine“ Angabe

2 %

46 %

36 %

89 %

9 %

2 %

92 %

7 %

1 %

94 %

5 %

1 %

96 %

3 %

1 %

5 %

X

4 %

46 %

37 %

4 %

1 %

2 %

49 %

38 %

5 %

X

1 %

27 %

52 %

16 %

X

FRAGE: „Und wie schätzen Sie die Chancen ein, diesen Rückstand in Sachen
Digitalkompetenz in absehbarer Zeit aufzuholen: Sehen Sie hierfür ...?“

Abb. 17: Umfrage des Instituts für Demoskopie Allensbach (IfD) Basis: Bundesrepublik Deutschland, Bevölkerung ab 16 Jahre
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Der Bundesrechnungshof hat im Sommer 2023 
einen Bericht1 zum Fortschritt des OZG vorge­
legt. Zum Ende der Frist waren von 6193 digitali­
sierbaren Verwaltungsleistungen 5,4 % soweit di­
gitalisiert, dass sie den Anforderungen des OZG2 
gerecht werden (siehe Abbildung 18). Betrachtet 
man ausschließlich Leistungen im Vollzug durch 
Bundesbehörden, fällt die Quote mit etwas unter 
10 % besser aus. 

Der ausbleibende Erfolg lässt sich nicht durch feh­
lende Motivation oder Fähigkeiten der beteiligten 
Akteure erklären, sondern auf ein unvorteilhaftes 
Projektumfeld und erschwerte Rahmenbedingun­
gen schließen. So kommt der Bundesrechnungs­
hof zur Schlussfolgerung, dass das BMI in der Ver­
antwortung gewesen wäre, „fachliche Vorgaben 
und technische Voraussetzungen“ bereitzustel­
len, dieser Aufgabe jedoch entweder nicht hinrei­
chend oder zu spät nachgekommen ist. 

1  https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2023/onlinezugangsgesetz-volltext.pdf?__
blob=publicationFile&v=2

2 Vergleiche Reifegradmodell: https://leitfaden.ozg-umsetzung.de/display/OZG/2.2+Digitale+Services+im+Sinne+des+OZG

Ausblick und Forderungen OZG 2.0

Vor dem Hintergrund dieses ausbleibenden 
 Erfolgs begrüßt der NKR, dass die Bundesregie­
rung eine Novelle des OZG vorgelegt hat – aller­
dings ohne zuvor das OZG 1.0 systematisch zu 
evaluieren. Dennoch finden sich im Entwurf der 
Bundesregierung für eine Novelle des OZG eini­
ge Verbesserungen. Der NKR hat diese bereits in 
 seiner ausführlichen Stellungnahme gewürdigt. 
Neben dem eigentlichen Gesetzentwurf wurde 
von der Bundesregierung auch ein Begleitpapier 
mit Maßnahmen beschlossen, die laut Bundes­
regierung nicht im eigentlichen Gesetz geregelt 
werden sollten oder können.

QR-Code scannen
Direkt zur NKR-Stellungnahme 
zum Entwurf des OZG-Änderungs-
gesetzes

Quelle: BMI

nicht 
digitalisierbar

nicht online verfügbar

online 
verfügbar

OZG-konform
nicht 
digitalisierbar

nicht online verfügbar

online 
verfügbar

OZG-konform

Föderal
4.494

Leistungen

Bund
2.357

Leistungen

178

486

1.375

318

158 173

3.622

541

Abb. 18: Umsetzungsstand Onlinezugangsgesetz

https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Stellungnahmen/DE/2023/nkr-nr-6619.html
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Stellungnahmen/DE/2023/nkr-nr-6619.html
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Stellungnahmen/DE/2023/nkr-nr-6619.html
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Stellungnahmen/DE/2023/nkr-nr-6619.html
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„Zwar finden sich im Gesetzentwurf positive Ansätze, wie die Once-Only-Generalklausel oder 
die Festlegung auf ein bundesweit einheitliches Bürger- und Unternehmenskonto. An der Ziel-
setzung und den grundlegenden Mechanismen und Strukturen der Verwaltungsdigitalisierung 
soll sich laut Entwurf jedoch nichts Maßgebliches ändern. Dabei lägen hier die größten Hebel 
für eine mutige und vor allem nachhaltige Trendumkehr bei der Verwaltungsdigitalisierung.“ 

Aus dem Positionspapier des Nationalen Normenkontrollrates zum OZG-Änderungsgesetz 

Aus Sicht des NKR sind diese Regelungen und 
Maßnahmen noch nicht ausreichend, um die drin­
gend nötige Trendumkehr bei der Verwaltungsdigi­
talisierung einzuleiten. Der NKR hat eine Experten­
Anhörung zum Thema OZG durchgeführt, in der 
Sachverständige aus Wirtschaft, Wissenschaft und 
der Vollzugsebene Expertise einbringen konnten. 
Auf der Basis der gewonnenen Erkenntnisse hat 
der NKR seine Forderungen aktualisiert:

• Die zügige Verständigung auf eine gemeinsame 
Strategie und geteiltes Zielbild einer digitalen 
Verwaltung auf der Höhe der Zeit: Auch dem 
novellierten OZG fehlt eine klare Vision und 
Umsetzungsstrategie, wie die Verwaltungsdigi­
talisierung in Deutschland auf ein internatio­
nal konkurrenzfähiges Niveau gehoben werden 
kann. Zwar finden sich im neuen OZG verstärkt 
Elemente einer Plattformstrategie, konzeptio­
nell ausgeführt wird sie aber an keiner Stel­
le. Ein in den Jahren 2019 und 2020 gestarteter 
Strategie­Prozess bei IT­Planungsrat und Föde­
rale IT Kooperation (FITKO) wurde laut Bericht 
des Bundesrechnungshofs auf Wunsch des Bun­
des verschoben und bisher nicht zum Abschluss 
gebracht. Ersatzlos gestrichen wurde hingegen 
die bisher bestehende Nationale E­Govern­
ment­Strategie. Dieses Strategie­Vakuum muss 
schnellstmöglich geschlossen werden. 

• Abkehr vom EfA-Prinzip: Nach Auffassung des 
NKR muss ein solcher Strategie­Prozess den 
bisher dominierenden Einer­für­alle­ Ansatz 
(EfA; ein Land entwickelt, andere nutzen die 

Lösung nach) kritisch hinterfragen und neu 
ausrichten. Was zunächst nach kluger Arbeits­
teilung klingt, fördert die Entwicklung techni­
scher Insellösungen und die Abhängigkeit von 
einzelnen Anbietern. Der Bundesrechnungs­
hof bescheinigte EfA­Lösungen ein „niedriges 
Wiederverwendungspotenzial“ und empfiehlt 
stattdessen, die Ressourcen des Bundes für Inf­
rastruktur­ und Basisdienste, d. h. für Lösungen 
mit größerer Breitenwirkung einzusetzen. 

Hierdurch und durch die Ergebnisse der 
 Expertenanhörung wird der NKR in seiner 
Überzeugung bestärkt, dass die richtige Stra­
tegie zur Modernisierung der Verwaltung 
ein Plattform­Ansatz ist.

• Die Entwicklung und Vorgabe von Standards 
und Schnittstellen: Die Entwicklung offener, 
einheitlicher Standards und Schnittstellen wür­
den es den föderalen Akteuren ermöglichen, 
 dezentral und eigenständig Lösungen zu be­
schaffen. Diese wären anschlussfähig zu ande­
ren Systemen, kompatibel mit Basisdiensten und 
leichter gegen andere Produkte austauschbar. 
Eine solche Standardisierung verringert Markt­
eintrittshürden, verbessert den Wettbewerb und 
senkt die Kosten für die Software beschaffung. 

Die Bundesministerien sollten verpflichtet 
werden, Standards und Schnittstellen für ihre 
Kompetenzbereiche verbindlich zu definie­
ren. Fachübergreifende Standards, die eine 
Teilnahme an der Plattform­Infrastruktur 



48

Der OZG-Umsetzungsstand muss ehrlich gemonitort und regelmäßig evaluiert werden

Wer wissen will, wie es um den Stand der Verwaltungsleistung in Deutschland bestellt ist, findet kei-
ne neutralen Informationen. Nötig ist ein ehrliches Monitoring über den Umsetzungs- und Nutzungs-
stand. Nur so lässt sich die Umsetzung des OZG wirksam steuern. Ein solches Monitoring ist zudem 
Grundlage für ein öffentliches Berichtswesen, das die politische Aufmerksamkeit und den Handlungs-
druck aufrecht halten soll. Deshalb sollte der Bundestag einen jährlichen OZG-Umsetzungsbericht 
 erhalten, der zudem die Bewertung eines unabhängigen Prüfers enthält. Die wichtigsten I ndikatoren 
und die Datengrundlage für das Monitoring sollte deshalb schon jetzt verbindlich festgelegt  werden. 
Eine unabhängige Evaluierung des bisherigen OZG hat nicht stattgefunden. Damit die im OZG- 
Änderungsgesetz geplante Evaluation erfolgreich sein kann, muss jedoch das Ziel benannt werden, 
das der Evaluation zugrunde liegt, also die beabsichtigte Wirkung des Gesetzesvorhabens. Die Indika-
toren und Daten des Monitorings könnten für die Evaluierung genutzt werden.

QR Code scannen
Direkt zur Stellungnahme von Malte Spitz, Mitglied des NKR, zur Anhörung des 
 Innenausschusses des Deutschen Bundestages zum OZG-Änderungsgesetz 

ermöglichen, sollten von einer ebenenüber­
greifenden Digitalisierungsagentur entwickelt, 
betreut und verbindlich vorgegeben werden.

• Die Bereitstellung von zentralen IT-Komponen-
ten (Basisdiensten): Der Bund sollte sich auf die 
Bereitstellung des erforderlichen technischen 
Rahmens und auf solche Komponenten kon­
zentrieren, die in den meisten digitalen Angebo­
ten gebraucht werden (z. B. ePayment, Statistik, 
Datenschutzcockpit). Die Vorgabe einheitlicher 
Nutzerkonten könnte als Vorbild dienen. 

Die Entwicklung von Basisdiensten sollte nicht 
auf eine Einstimmigkeit der Länder warten. Der 
Bund und eine Koalition von Ländern sollten die 
gewünschten Basisdienste bei einer gemeinsam 
getragenen Digitalisierungsagentur in Auftrag 
geben. Als Anreiz zur Teilnahme sollte der Bund 
die Finanzierung von Betrieb und Weiterent­
wicklung übernehmen. Auch bei zentraler Finan­
zierung sollte der Betrieb dezentral möglich sein.

• Die Verbreitung von IT-Lösungen ermögli-
chen: Auf Basis dieser Standards und Basisdiens­
te könnte ein Markt für interoperable Software 
entstehen. Hierfür müsste die Anbindung von 
Basisdiensten und die Einhaltung und Verwen­
dung von Standards zwingende Bedingung bei 
der Beschaffung sein. Zusätzlich bedarf es einer 
zentralen Stelle, die die Prüfung der Software auf 
die Einhaltung dieser und weiterer Kriterien wie 
IT­Sicherheit und Datenschutz prüft. Sofern eine 
Software diese Prüfung erfolgreich durchläuft, 
muss nicht mehr jede Behörde  diese aufwändi­
gen Prüfungen komplett selbst vornehmen. Ent­
sprechende Software sollte in einem Marktplatz 
einfach zu finden und zu  beschaffen sein.

• Ebenenübergreifende Digitalisierungs-
agentur aufbauen: Ein Standardisierungs­ 
und  Auditierungsregime auf diesem Niveau er­
fordert eine professionelle und  leistungsstarke 
Organisation als Eignerin der Plattform. Die 
Koordinierungsstelle für IT­Standards sollte in 

https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Stellungnahmen/nkr-spitz-stellungnahme-ozg-%C3%A4g.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Stellungnahmen/nkr-spitz-stellungnahme-ozg-%C3%A4g.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Stellungnahmen/nkr-spitz-stellungnahme-ozg-%C3%A4g.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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die Föderale IT Kooperation FITKO integriert 
und beides zusammen zu einer Digitalisierungs­
agentur mit ausreichender Personalausstattung 
ausgebaut werden. Die bisherige Konstituierung 
der FITKO via Staatsvertrag ist ein schwerfäl­
liges System, das durch klare gesetzliche Rege­
lungen und Finanzierungsgrundlagen abgelöst 
werden sollte.

• Föderale Aufgabenverteilung überdenken: Ziel 
eines Plattform­Ansatzes ist es, Transaktions­, 
Entwicklungs­ und Betriebskosten bei der Leis­
tungserbringung zu senken und die Leistungs­
qualität zu erhöhen. Um dies zu erreichen, 
sollte nicht nur die Aufgabenverteilung zum 
Aufbau und Betrieb der Plattform geregelt, 
sondern auch die föderale Aufgabenverteilung 
kritisch hinterfragt werden.

Der NKR begrüßt, dass die Bundesregierung 
die sogenannten Dresdner Forderungen im 
OZG­Begleitpapier aufgreift. Der  dezentrale 
Vollzug von hoch standardisierten Verwal­
tungsleistungen hat sich in der  Praxis als 
Hemmschuh herausgestellt. 

QR-Code scannen
Direkt zum OZG-Begleitpapier 
der Bundesregierung 

Derartige Aufgaben könnten entweder zurück 
an den Bund gehen und zentral vollzogen wer­
den oder der Bund stellt eine zentrale digitale 
Lösung zur Verfügung. Statt jedoch auf ein­
stimmige Vorschläge der Länder zu warten, 
sollte der Bund bereits dann zu einer Übernah­
me des Vollzugs oder der Bereitstellung einer 
zentralen Lösung verpflichtet sein, wenn mehr 
als ein Land oder eine signifikante Anzahl von 
Kommunen oder Gemeinden dies wünschen. 
Diese sollten dann ihrerseits verpflichtet sein, 
bei der Entwicklung einer zentralen Lösung 

mitzuwirken. Weitere Länder, Kommunen oder 
Gemeinden könnten sich freiwillig nach und 
nach anschließen. 

Der Plattform­Ansatz entfaltet sein volles Poten­
tial erst bei einer konsequenten und ganzheitli­
chen Umsetzung. Die Umsetzung jeder einzelnen 
der genannten Forderungen würde aber bereits 
eine signifikante Verbesserung mit sich bringen.

„In den letzten 15 Jahren ist Plattform-
ökonomie ganz allgemein das  zentrale 
Erbringungsmodell für  Dienstleistungen 
im digitalen Raum geworden. Andere 
Länder haben damit bereits gute Erfah-
rungen für die ebenen- und sektoren-
übergreifende Erbringung von Ver-
waltungsleistungen gemacht, bspw. 
Großbritannien und Italien.“ 

Inga Karrer und Moritz Ahlers, Zitat aus dem 
 Impulspapier „Rechtliche Wege hin zum föderalen 
Plattform-Ökosystem“ vom 12. Mai 2023 

3.2 Registermodernisierung

Vor mittlerweile 23 Jahren hat die  damalige 
 Bundesregierung zur Expo 2000 das  Motto ausge­
geben „Die Daten sollen laufen, nicht die Bürger“. 
Damit ist gemeint, dass Daten und Nach weise für 
Anträge zwischen Behörden ausgetauscht werden 
sollten. Bürger und Unternehmen müssten diese 
dann nur einmal und nur an einer Stelle mitteilen 
bzw. übermitteln (Once­ Only­Prinzip). Dadurch 
könnte viel Zeit und Geld (ca. 6 Mrd. Euro jährlich, 
siehe NKR­Gutachten von 2017) eingespart werden. 

QR-Code scannen
Direkt zum NKR-Gutachten 
„Mehr Leistung für Bürger und 
 Unternehmen: Verwaltung digita-
lisieren. Register modernisieren.“

https://www.onlinezugangsgesetz.de/SharedDocs/downloads/Webs/OZG/DE/ozgaendg-eckpunkte.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.onlinezugangsgesetz.de/SharedDocs/downloads/Webs/OZG/DE/ozgaendg-eckpunkte.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.onlinezugangsgesetz.de/SharedDocs/downloads/Webs/OZG/DE/ozgaendg-eckpunkte.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Gutachten/2017-nkr-gutachten-registermodernisierung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.onlinezugangsgesetz.de/SharedDocs/downloads/Webs/OZG/DE/ozgaendg-eckpunkte.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Gutachten/2017-nkr-gutachten-registermodernisierung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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„Die Registermodernisierung ist eine entscheidende Voraussetzung für eine moderne 
 Verwaltung. Sie ermöglicht nicht nur bürgerfreundliche Antragsverfahren, sondern schafft 
auch die Grundlagen für die behördenübergreifende Automatisierung von Verwaltungs-
prozessen – bis hin zu antragsfreien Leistungen. 

Markus Richter, Bundes-CIO, am 2. Mai 2023 im Bundesverwaltungsamt

Grundsteuer – Bürgerinnen und Bürger tippen 
Daten ab

Dass die deutsche Verwaltung von diesem Ziel 
noch weit entfernt ist, konnten viele Bürgerin­
nen und Bürger zuletzt bei der Grundsteuer er­
leben. Nach der Entscheidung des Bundesver­
fassungsgerichts 2018 mussten insgesamt rund 
36 Mio. Grundstücke in Deutschland steuer­
lich neubewertet werden. Eigentümerinnen und 
Eigen tümer von Grundstücken mussten von Juli 
2022 bis Januar 2023 dem Finanzamt die für die 
Bewertung erforderlichen Angaben selbst mittei­
len. Weil manche Daten auf Papier mitgeschickt 
wurden, entstand der Eindruck, die Eigentüme­
rinnen und Eigentümer müssten die Arbeit der 
Verwaltung erledigen und Daten abtippen. 

OZG nur mit Registermodernisierung erfolgreich

Die Daten der Bürgerinnen und Bürger aber auch 
der Unternehmen sind in Deutschland in über 350 
(fachlichen) Registern oder Verwaltungsdaten­
banken gespeichert. Häufig werden genau die glei­
chen Daten (z. B. Name, Geburtsdatum, Anschrift) 
immer wieder verlangt, ergänzt um fachspezifi­
sche Daten. Allerdings können die Basisdaten in je­
der Datenbank ein wenig anders gespeichert sein. 
Selbst wenn also ein Datenaustausch zwischen den 
Registern rechtlich möglich wäre, können Perso­
nenverwechselungen als Folge der mangelhaften 
Datenqualität nicht ausgeschlossen werden: Ein 
Bremsklotz für die Digitalisierung. 

Während sich das Onlinezugangsgesetz (OZG; 
siehe Kapitel 3.3) in der Vergangenheit eher auf 
die Formulare im Vordergrund konzentriert hat, 
zielt die Registermodernisierung auf die Vernet­
zung und Harmonisierung der Daten, die von 
den einzelnen Behörden im Hintergrund gespei­
chert werden. 

Über das bei der OZG­Umsetzung verwende­
te Reifegradmodell und das Once­Only­Prinzip 
sind die Vorhaben OZG und Registermoderni­
sierung miteinander verschränkt: Um Reife­
grad 4 bei der OZG­Umsetzung zu erreichen, 
muss mit einem Online­Dienst die Once­Only­ 
Beantragung digital möglich sein. Dafür müs­
sen die Daten und Nachweise im Rahmen einer 
OZG­Leistung direkt aus den Registern abrufbar 
sein. Moderne Register sind deshalb das Funda­
ment für bessere Verwaltungsleistungen.

QR-Code scannen
Direkt zum Reifegradmodell

Übersicht über Register: Auftrag gesetzlich 
 doppelt vergeben

Die bestehende, über Jahre gewachsene hetero­
gene Registerlandschaft wird politisch derzeit 
nicht hinterfragt, eine Konsolidierung steht nicht 
auf der Agenda. Im Zweifel wurde für jedes neue 
politische Problem ein weiteres Register errich­
tet. Bezeichnenderweise wurde schon die Auf­
gabe, eine Übersicht über alle Verwaltungsdaten 

https://www.onlinezugangsgesetz.de/Webs/OZG/DE/grundlagen/info-ozg/info-reifegradmodell/info-reifegradmodell-node.html
https://www.onlinezugangsgesetz.de/Webs/OZG/DE/grundlagen/info-ozg/info-reifegradmodell/info-reifegradmodell-node.html
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bzw. Register zu erstellen, nahezu identisch 
durch zwei unterschiedliche Gesetze an zwei 
 unterschiedliche Behörden zugewiesen. Das Sta­
tistische Bundesamt soll eine Verwaltungsdaten­
informationsplattform (VIP) betreiben, das Bun­
desverwaltungsamt eine Registerlandkarte. Das 
Ergebnis: Beide dem BMI nachgeordnete Behör­
den schlossen eine Verwaltungsvereinbarung, 
um eine gemeinsame Datenbank mit geteilten 
Zuständigkeiten zu betreiben. 

Als eine Folge vom NKR­Gutachten „Mehr Leis­
tungen für Bürger und Unternehmen: Verwal­
tung digitalisieren. Register modernisieren.“ im 
Jahr 2017 hat der Deutsche Bundestag 2021 das 
darin geforderte Registermodernisierungsgesetz 
sowie das Unternehmensbasisdatenregisterge­
setz verabschiedet.

„Es gibt in der Verwaltung noch kein 
ausreichendes Bewusstsein dafür, dass 
die Registermodernisierung ein extrem 
wichtiges Projekt ist, nicht einmal in den 
Bundeseinrichtungen. Das sieht man 
unter anderem daran, dass das erste 
 Pilotregister das nationale Waffenregis-
ter ist, das wir als BVA selbst betreuen – 
keine andere Stelle hat sich bereit erklärt, 
als erstes voranzugehen.“

Christoph Verenkotte, Präsident des Bundes-
verwaltungsamts, Zitat aus Tagesspiegel 
 Background vom 25. Mai 2023

Doch wann können Bürgerinnen und Bürger 
oder Unternehmen mit den ersten greifbaren 
Anwendungsfällen rechnen? Es fehlen Blau­
pausen für bestimmte Arten von Registern vor 
Ort. Um das zu ändern, ist aus Sicht des NKR das 
Bundesministerium des Innern und für Heimat 
(BMI) in der Pflicht. Das BMI sollte besser koordi­
nieren und darauf hinwirken, dass die fachlichen 
und technischen Voraussetzungen rechtzeitig 

vorliegen. Gerade weil die Registermodernisie­
rung föderal arbeitsteilig umgesetzt wird, sind 
frühzeitig einheitliche Vorgaben notwendig. 
 Ansonsten besteht die Gefahr, dass die Register­
modernisierung das Schicksal des OZG teilt. Der 
NKR unterstützt deshalb die Empfehlung des 
Bundesrechnungshofes, dass das BMI umgehend 
in den föderalen Strategieprozess einsteigen und 
diesen vorantreiben sollte. Bund und Ländern 
sollten in einer föderalen  Digitalstrategie ge­
meinsame, fachliche, organisatorische und tech­
nische Ziele erarbeiten und  verbindlich festlegen.

Derzeit sind die Prozesse der Registermodernisie­
rung noch zu intransparent. Der NKR fordert, dass 
die Bundesregierung diese Prozesse offenlegt.

QR-Code scannen
Direkt zu den Empfehlungen des 
Bundesrechnungshofes 

Registermodernisierung: viele Projekte ohne 
 föderales Zielbild

Eingerahmt von einer EU­Vorgabe zur Digita­
lisierung bestimmter Register (SDG­VO) laufen 
derzeit zwei große Modernisierungsvorhaben 
(Registermodernisierung und Basisdatenregis­
ter). Bis Mitte Dezember 2023 müssen deutsche 
Behörden in der Lage sein, bestimmte Nachweise 
in Onlineverfahren europaweit zur Verfügung zu 
stellen. Doch bis wann innerhalb von Deutsch­
land die ersten Nachweise ausgetauscht werden 
können, ist fraglich (siehe Registermodernisie­
rung nächste Doppelseite).

https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2023/onlinezugangsgesetz-volltext.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2023/onlinezugangsgesetz-volltext.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Abb. 19: Registermodernisierung Wimmelbild

Statistikmauer

Personen 

Personenbezogene 
Verwaltungsregister 
und Datenbestände 

gibt es in 
unterschiedlicher 

Ausprägung

bei

Bund, Ländern, 
Kommunen, Sozial-

versicherung, …

Unternehmen

Wirtschaftsbezogene 
Verwaltungsregister 
und Datenbestände 

gibt es in 
unterschiedlicher 

Ausprägung

bei

Bund, Ländern, 
Kommunen, Sozial-

versicherung, 
Kammern, …

zentral 
1 x

dezentral
hunderte x

gebündelt 
16 x

OZG-Portalverbund
(Bürgerleistungen)

OZG-Portalverbund
(Unternehmensleistungen)

Single Digital Gateway

Personen-
bezogene 
Statistik

bei Bund, Ländern, 
Kommunen,

…

Nationales
OOTS Deutschland

Nationales
OOTS Land Y

EU 
OOTS

OZG-
Bürgerkonto

OZG-
Organisationskonto

Registermoderni-
sierungsbehörde

(Indermediär)

Basisdatenbestand
(Steuer-Identifikationsnr.)

Personenstandsregister

Amtliches 
Adressverzeichnis

Gebäude- und 
Wohnungsregister

Bildungsstandsregister

Fehlende 
Verwaltungsregister

Registerlandkarte
Verwaltungsdaten-

Informations-
plattform (VIP)

DVDV

Bevölkerungs-
statistischer 

Datenbestand

Statistisches 
Anschriftenregister

Statistisches
Wohnungsregister

Statistisches 
Bildungsregister

Zensus und 
Bevölkerungs-

statistik

Unternehmens-
statistik

Statistisches 
Unternehmensregister

Bundeszentralregister

Klassifikation 
Wirtschaftszweige

Handels-, Partnerschafts-, 
Genossenschafts-

Gesellschafts-, Vereinsregister 

Zentrales 
Unternehmens-

verzeichnis

Legal Entity Identifier

Wirtschafts-
Identifikationsnummern-

Datenbank (W-IdNr.)

Unternehmens-
Basisdatenregister

zentral 
1 x

dezentral
hunderte x

gebündelt 
16 x

StBABZSt BVA

kein
Datenschutzcockpit

Überschnei-
dungen, z.B.

Rentenversicherung

Zentrales 
Fahrzeugregister

Nationales
OOTS Land Z

Nationales
OOTS Land X

SDG VO
DSG VO §

OZG §

RegMoG §

Wirtschafts-
bezogene 
Statistik

bei Bund, Ländern, 
Kommunen,

…

BStatG
ZensVorbG, ZensG§

nationale Registerlandschaft Land X nationale Registerlandschaft Land Y nationale Registerlandschaft Land Z

IT-Planungsrat
BMWK

Leitungskreis
BW, NW, BMI, BY, HH

Ziel bis Ende 2025
Anschluss 19 Top-Register und 
Once Only für Personendaten

Leitungsrunde
BW, NW, BMI, BY, HH

Teilprojekte:

Register,
OZG / EU-OOTS,

N-OOTS,
Recht,

Governance Finanzen
Kommunikation

StBA

Lenkungskreis Projektgruppe

BZSt

Berufsregister der 
Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer

BStatG
Fachgesetze §

Meldedaten 
dezentral / Spiegelreg.

UBRegG§

Landes-
Daten-

schützer

Datenschutzcockpit

Ziel bis Ende 2025
Qualitätsgesicherte 

Basisdaten für Unternehmen

abrufende 
Register

Gewerbezentralregister

Datenbestände
SGB III & IV

Datenregister der 
Europäischen 
Zentralbank

Unternehmensregister

Quellregister

…

OOTS = Once Only Technical System

Statistiklandschaft

Registerlandschaft 
Personen 

Registerlandschaft 
Unternehmen

Ausländerzentralregister

Anlagenregister

Wählerverzeichnis

Waffenregister

Versichertenverzeichnisse 

Krebsregister

Passregister

landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung

Bundeszentralregister

Versichertenverzeichnis 
der Pflegekassen

Fahrerlaubnisregister

Vorsorgeregister

Testamentsregister

Grundbuch

Transparenzregister

Stiftungsverzeichnis

Markenregister

Zahlungs-Instituts-Register

Handwerksrolle

Wettbewerbsregister

Gewerberegister

Lehrlingsrolle

Apothekenverzeichnis

Bewacherregister

Herkunftsnachweisregister

Marktstammdatenregister

Abfallkataster
Emissionshandelsregister

Strahlenschutzregister

Zulassungsregister
Umweltgutachter

Anwaltsverzeichnis

Beitragskontendatenbank

Grundsicherung im Alter

Datenbestände über die 
Beschäftigten

Krisenvorsorgeliste

Gesundheit

Soziales

Arbeitsmarkt

Gleichstellung

Verkehr Bauen

Energie Konsum Lohn

Volkswirtschaftliche
Gesamtrechnung

Industrie

Außenhandel

Tourismus

Handwerk

Dienstleistungen

GewerbeProduktion

Arbeitgeberkartei

Arztregister

Patentregister

EU 
Kommission

OZG§

Großbaustelle Registermodernisierung

NKR
11/2023



53

Statistikmauer

Personen 

Personenbezogene 
Verwaltungsregister 
und Datenbestände 

gibt es in 
unterschiedlicher 

Ausprägung

bei

Bund, Ländern, 
Kommunen, Sozial-

versicherung, …

Unternehmen

Wirtschaftsbezogene 
Verwaltungsregister 
und Datenbestände 

gibt es in 
unterschiedlicher 

Ausprägung

bei

Bund, Ländern, 
Kommunen, Sozial-

versicherung, 
Kammern, …

zentral 
1 x

dezentral
hunderte x

gebündelt 
16 x

OZG-Portalverbund
(Bürgerleistungen)

OZG-Portalverbund
(Unternehmensleistungen)

Single Digital Gateway

Personen-
bezogene 
Statistik

bei Bund, Ländern, 
Kommunen,

…

Nationales
OOTS Deutschland

Nationales
OOTS Land Y

EU 
OOTS

OZG-
Bürgerkonto

OZG-
Organisationskonto

Registermoderni-
sierungsbehörde

(Indermediär)

Basisdatenbestand
(Steuer-Identifikationsnr.)

Personenstandsregister

Amtliches 
Adressverzeichnis

Gebäude- und 
Wohnungsregister

Bildungsstandsregister

Fehlende 
Verwaltungsregister

Registerlandkarte
Verwaltungsdaten-

Informations-
plattform (VIP)

DVDV

Bevölkerungs-
statistischer 

Datenbestand

Statistisches 
Anschriftenregister

Statistisches
Wohnungsregister

Statistisches 
Bildungsregister

Zensus und 
Bevölkerungs-

statistik

Unternehmens-
statistik

Statistisches 
Unternehmensregister

Bundeszentralregister

Klassifikation 
Wirtschaftszweige

Handels-, Partnerschafts-, 
Genossenschafts-

Gesellschafts-, Vereinsregister 

Zentrales 
Unternehmens-

verzeichnis

Legal Entity Identifier

Wirtschafts-
Identifikationsnummern-

Datenbank (W-IdNr.)

Unternehmens-
Basisdatenregister

zentral 
1 x

dezentral
hunderte x

gebündelt 
16 x

StBABZSt BVA

kein
Datenschutzcockpit

Überschnei-
dungen, z.B.

Rentenversicherung

Zentrales 
Fahrzeugregister

Nationales
OOTS Land Z

Nationales
OOTS Land X

SDG VO
DSG VO §

OZG §

RegMoG §

Wirtschafts-
bezogene 
Statistik

bei Bund, Ländern, 
Kommunen,

…

BStatG
ZensVorbG, ZensG§

nationale Registerlandschaft Land X nationale Registerlandschaft Land Y nationale Registerlandschaft Land Z

IT-Planungsrat
BMWK

Leitungskreis
BW, NW, BMI, BY, HH

Ziel bis Ende 2025
Anschluss 19 Top-Register und 
Once Only für Personendaten

Leitungsrunde
BW, NW, BMI, BY, HH

Teilprojekte:

Register,
OZG / EU-OOTS,

N-OOTS,
Recht,

Governance Finanzen
Kommunikation

StBA

Lenkungskreis Projektgruppe

BZSt

Berufsregister der 
Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer

BStatG
Fachgesetze §

Meldedaten 
dezentral / Spiegelreg.

UBRegG§

Landes-
Daten-

schützer

Datenschutzcockpit

Ziel bis Ende 2025
Qualitätsgesicherte 

Basisdaten für Unternehmen

abrufende 
Register

Gewerbezentralregister

Datenbestände
SGB III & IV

Datenregister der 
Europäischen 
Zentralbank

Unternehmensregister

Quellregister

…

OOTS = Once Only Technical System

Statistiklandschaft

Registerlandschaft 
Personen 

Registerlandschaft 
Unternehmen

Ausländerzentralregister

Anlagenregister

Wählerverzeichnis

Waffenregister

Versichertenverzeichnisse 

Krebsregister

Passregister

landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung

Bundeszentralregister

Versichertenverzeichnis 
der Pflegekassen

Fahrerlaubnisregister

Vorsorgeregister

Testamentsregister

Grundbuch

Transparenzregister

Stiftungsverzeichnis

Markenregister

Zahlungs-Instituts-Register

Handwerksrolle

Wettbewerbsregister

Gewerberegister

Lehrlingsrolle

Apothekenverzeichnis

Bewacherregister

Herkunftsnachweisregister

Marktstammdatenregister

Abfallkataster
Emissionshandelsregister

Strahlenschutzregister

Zulassungsregister
Umweltgutachter

Anwaltsverzeichnis

Beitragskontendatenbank

Grundsicherung im Alter

Datenbestände über die 
Beschäftigten

Krisenvorsorgeliste

Gesundheit

Soziales

Arbeitsmarkt

Gleichstellung

Verkehr Bauen

Energie Konsum Lohn

Volkswirtschaftliche
Gesamtrechnung

Industrie

Außenhandel

Tourismus

Handwerk

Dienstleistungen

GewerbeProduktion

Arbeitgeberkartei

Arztregister

Patentregister

EU 
Kommission

OZG§

Großbaustelle Registermodernisierung

NKR
11/2023

Statistikmauer

Personen 

Personenbezogene 
Verwaltungsregister 
und Datenbestände 

gibt es in 
unterschiedlicher 

Ausprägung

bei

Bund, Ländern, 
Kommunen, Sozial-

versicherung, …

Unternehmen

Wirtschaftsbezogene 
Verwaltungsregister 
und Datenbestände 

gibt es in 
unterschiedlicher 

Ausprägung

bei

Bund, Ländern, 
Kommunen, Sozial-

versicherung, 
Kammern, …

zentral 
1 x

dezentral
hunderte x

gebündelt 
16 x

OZG-Portalverbund
(Bürgerleistungen)

OZG-Portalverbund
(Unternehmensleistungen)

Single Digital Gateway

Personen-
bezogene 
Statistik

bei Bund, Ländern, 
Kommunen,

…

Nationales
OOTS Deutschland

Nationales
OOTS Land Y

EU 
OOTS

OZG-
Bürgerkonto

OZG-
Organisationskonto

Registermoderni-
sierungsbehörde

(Indermediär)

Basisdatenbestand
(Steuer-Identifikationsnr.)

Personenstandsregister

Amtliches 
Adressverzeichnis

Gebäude- und 
Wohnungsregister

Bildungsstandsregister

Fehlende 
Verwaltungsregister

Registerlandkarte
Verwaltungsdaten-

Informations-
plattform (VIP)

DVDV

Bevölkerungs-
statistischer 

Datenbestand

Statistisches 
Anschriftenregister

Statistisches
Wohnungsregister

Statistisches 
Bildungsregister

Zensus und 
Bevölkerungs-

statistik

Unternehmens-
statistik

Statistisches 
Unternehmensregister

Bundeszentralregister

Klassifikation 
Wirtschaftszweige

Handels-, Partnerschafts-, 
Genossenschafts-

Gesellschafts-, Vereinsregister 

Zentrales 
Unternehmens-

verzeichnis

Legal Entity Identifier

Wirtschafts-
Identifikationsnummern-

Datenbank (W-IdNr.)

Unternehmens-
Basisdatenregister

zentral 
1 x

dezentral
hunderte x

gebündelt 
16 x

StBABZSt BVA

kein
Datenschutzcockpit

Überschnei-
dungen, z.B.

Rentenversicherung

Zentrales 
Fahrzeugregister

Nationales
OOTS Land Z

Nationales
OOTS Land X

SDG VO
DSG VO §

OZG §

RegMoG §

Wirtschafts-
bezogene 
Statistik

bei Bund, Ländern, 
Kommunen,

…

BStatG
ZensVorbG, ZensG§

nationale Registerlandschaft Land X nationale Registerlandschaft Land Y nationale Registerlandschaft Land Z

IT-Planungsrat
BMWK

Leitungskreis
BW, NW, BMI, BY, HH

Ziel bis Ende 2025
Anschluss 19 Top-Register und 
Once Only für Personendaten

Leitungsrunde
BW, NW, BMI, BY, HH

Teilprojekte:

Register,
OZG / EU-OOTS,

N-OOTS,
Recht,

Governance Finanzen
Kommunikation

StBA

Lenkungskreis Projektgruppe

BZSt

Berufsregister der 
Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer

BStatG
Fachgesetze §

Meldedaten 
dezentral / Spiegelreg.

UBRegG§

Landes-
Daten-

schützer

Datenschutzcockpit

Ziel bis Ende 2025
Qualitätsgesicherte 

Basisdaten für Unternehmen

abrufende 
Register

Gewerbezentralregister

Datenbestände
SGB III & IV

Datenregister der 
Europäischen 
Zentralbank

Unternehmensregister

Quellregister

…

OOTS = Once Only Technical System

Statistiklandschaft

Registerlandschaft 
Personen 

Registerlandschaft 
Unternehmen

Ausländerzentralregister

Anlagenregister

Wählerverzeichnis

Waffenregister

Versichertenverzeichnisse 

Krebsregister

Passregister

landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung

Bundeszentralregister

Versichertenverzeichnis 
der Pflegekassen

Fahrerlaubnisregister

Vorsorgeregister

Testamentsregister

Grundbuch

Transparenzregister

Stiftungsverzeichnis

Markenregister

Zahlungs-Instituts-Register

Handwerksrolle

Wettbewerbsregister

Gewerberegister

Lehrlingsrolle

Apothekenverzeichnis

Bewacherregister

Herkunftsnachweisregister

Marktstammdatenregister

Abfallkataster
Emissionshandelsregister

Strahlenschutzregister

Zulassungsregister
Umweltgutachter

Anwaltsverzeichnis

Beitragskontendatenbank

Grundsicherung im Alter

Datenbestände über die 
Beschäftigten

Krisenvorsorgeliste

Gesundheit

Soziales

Arbeitsmarkt

Gleichstellung

Verkehr Bauen

Energie Konsum Lohn

Volkswirtschaftliche
Gesamtrechnung

Industrie

Außenhandel

Tourismus

Handwerk

Dienstleistungen

GewerbeProduktion

Arbeitgeberkartei

Arztregister

Patentregister

EU 
Kommission

OZG§

Großbaustelle Registermodernisierung

NKR
11/2023



54

Registermodernisierung =  
Daten von  Bürgerinnen und Bürger

Unter dem Begriff der „Registermodernisierung“ 
wird heute vor allem die Harmonisierung der 
Register verstanden, die Daten von Bürgerinnen 
und Bürger speichern (z. B. überwiegend lokal 
betriebene Melderegister). Hierzu wurde das Re­
gistermodernisierungsgesetz beschlossen, dessen 
Umsetzung federführend bei BMI und Bundes­
verwaltungsamt (BVA) liegt. Über die Steueriden­
tifikationsnummer (SteuerID) werden die Daten 
zwischen den Registern qualitätsgesichert.

Basisdatenregister = Daten für Unternehmen

Mit dem Unternehmensbasisdatenregisterge­
setz (UBReG) wurde das Statistische Bundesamt 
mit dem Aufbau eines Registers über Unterneh­
mensbasisdaten (kurz: Basisregister) beauf­
tragt. Als Datendrehscheibe soll das Basisregis­
ter Unternehmensdaten aus Quellregistern an 
andere Register weitergeben, um u. a. statistische 
Mehrfacherhebungen zu reduzieren. Ein wichti­
ges Quellregister für das Basisregister ist u. a. die 
Wirtschafts­Identifikationsnummerndatenbank 
(W­IdNr.), die vom Bundeszentralamt für Steuern 
betrieben wird. Leider verzögert sich die W­IdNr­
Datenbank bis in das 4. Quartal 2024. Vor 2025 
sind keine realistischen Anwendungsfälle für 
 Unternehmen möglich. 

In der Planung – Registerzensus

Für ein drittes großes Modernisierungsvorhaben 
werden derzeit die rechtlichen Grundlagen er­
arbeitet: Die Einführung eines registergestützten 
Zensus. Mit dem Zensus wird ermittelt, wie viele 
Menschen in Deutschland leben, wie sie woh­
nen und arbeiten. Der bisherige Zensus beinhal­
tete Stichproben­Befragung von Bürgerinnen 
und Bürgern und kostet mehr als 1 Mrd. Euro 
pro Durchlauf. Mit modernen und vernetzten 

Registern könnte der Zensus viel stärker automa­
tisiert werden. Auch hier gibt es viele Fragezei­
chen, vor allem zur Qualitätssicherung der Daten 
bei den Meldebehörden und fehlenden Gebäu­
de­ und Wohnungsregistern. Eigentlich sollte der 
Gesetzesentwurf schon längst in der parlamen­
tarischen Beratung sein, lässt jedoch weiter auf 
sich warten.

„Eine datenschutzkonforme Register-
landschaft ist eine Grundvoraussetzung 
für das Erreichen der bestehenden ge-
setzlich verpflichtenden Digitalisierungs-
ziele des Onlinezugangsgesetzes und der 
europäischen Verordnung zum Single 
Digital Gateway.“ 

Prof. Dr. Peter Parycek, Vorsitzender des wissen-
schaftlichen Beirats der Registermodernisierung 
und Leiter des Kompetenzzentrums Öffentliche 
IT, Blog-Eintrag Initiative D21 vom 16. März 2023 

Im Kern sind aus Sicht des NKR folgende Aspekte 
für die Registermodernisierung wichtig:

• Das BMI sollte in den föderalen Strategiepro­
zess einsteigen. Wir brauchen ein Zielbild für die 
digitale Verwaltung über alle föderalen Ebenen 
hinweg. Ein solches Zielbild muss nach Auffas­
sung des NKR einen ganzheitlichen Digitali­
sierungsansatz beinhalten und die kompletten 
Prozesse für Bürgerinnen und Bürger oder Un­
ternehmen als auch die internen Verwaltungs­
abläufe durchgehend in den Blick nehmen. 

• Die Bundesregierung sollte ihre Vorhaben zur 
Registermodernisierung als Investition in die 
digitale Infrastruktur der Zukunft verstehen 
und mit ausreichend finanziellen Mitteln aus­
statten. Ohne ausreichende Finanzierung der 
Registermodernisierung wird auch das OZG 
nicht erfolgreich sein.
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• Die Bundesregierung sollte den Akteuren vor Ort 
noch in diesem Jahr konkrete Handlungsemp­
fehlungen und Blaupausen zur Verfügung stellen. 
Das BMI sollte jetzt die fachlichen und techni­
schen Voraussetzungen schaffen, damit die Ar­
beit vor Ort zielgerichtet beginnen kann, und den 
Steuerungsprozess transparent darlegen. 

• Wann immer der Staat für eine neue politische 
Aufgabe Daten von Bürgerinnen und Bürgern 
oder Unternehmen benötigt, sollte zukünftig 
im Rahmen des Digitalchecks frühzeitig ge­
prüft werden, ob die Daten ganz oder teilwei­
se schon in bestehenden Registern vorhanden 
sind. Die Nutzung vorhandener Daten sollte 
verbindlich vorgeschrieben werden. Wir brau­
chen ein Moratorium für neue Register.

• Damit das Basisregister für Unternehmen tat­
sächlich einen Mehrwert bieten kann, sollten 
die angebundenen Stellen verpflichtet wer­
den, die Stammdaten aus dem Basisregister zu 
übernehmen. Damit Once­Only funktionieren 
kann, sollten insbesondere die von der  Justiz­ 
und Finanzverwaltung geführten Register 
 ihren Anspruch auf alleinige Datenwahrheit 
aufgeben und Änderungen von anderen Stellen 
automatisiert verarbeiten.

3.3 Moderner Staat

Die Digitalisierung der Verwaltung ist einer der 
größten Hebel, um die Interaktion mit dem Staat 
zu erleichtern. Der Handlungsdruck ist enorm, 
doch kommt Deutschland nur langsam voran; zu 
langsam, um mit den Erwartungen der Bevölke­
rung Schritt zu halten und den Personalmangel 
im öffentlichen Dienst auszugleichen. Wie die 
vorangestellten Kapitel zeigen, liegen die Heraus­
forderung der Verwaltungsdigitalisierung nicht 
nur darin, die zu Grunde liegenden Prozesse und 
rechtlichen Vorgaben zu vereinfachen. Vielmehr 

kämpft die Verwaltungsdigitalisierung mit den 
Herausforderungen eines entscheidungsschwa­
chen und handlungshemmenden Föderalismus. 
Wenn es um gemeinschaftlich zu bewältigen­
de Aufgaben geht, stoßen auch hochmotivierte 
Akteure oft an strukturelle, institutionelle und 
kulturelle Grenzen. Eine stark zergliederte Auf­
gabenverteilung, das Fehlen gemeinsamer Stra­
tegien und verpflichtender Standards sowie un­
terschiedliche Zuständigkeiten für Regulierung, 
Finanzierung und Vollzug staatlicher Aufgaben 
verhindern die zügige Umsetzung politischer 
Zielvorgaben. Dies kann nicht nur bei der Um­
setzung des OZG festgestellt werden. In vielen 
Bereichen staatlichen Handelns existieren struk­
turelle Hemmnisse, die einer effektiven und effi­
zienten Politik im Wege stehen. 

„Deutschland ist zu langsam, zu kom-
pliziert, zu sektoral und zu unverbind-
lich. Unter diesen Bedingungen kann der 
Staat nicht erfolgreich modernisiert wer-
den, können Regierungen nicht erfolg-
reich arbeiten. Deutschland braucht eine 
staatliche Organisationsreform, mehr 
Verbindlichkeit bei Absprachen zwischen 
den Ländern und zentrale Bundeslösung 
bei Uneinigkeit der Länder.“

Thomas de Maizière, Bundesminister des  Inneren 
a.D., Interview in der Frankfurter Allgemeinen 
 Zeitung (FAZ) vom 21. Mai 2023

In Anerkennung dieser Herausforderungen und 
der zunehmenden Überlastungssituation der 
Kommunen formulieren die Dresdner Forderun­
gen einen Lösungsweg. Um die kommunale Ebe­
ne zu entlasten, sollen Fachaufgaben an die Lan­
des­ und Bundesebene zurückdelegiert werden. 
Zumindest aber sollen IT­Fachverfahren zent­
ral bereitgestellt und nicht mehr einzeln von den 
Kommunen beschafft und betrieben werden müs­
sen. Diese Entlastung soll dazu beitragen, dass sich 
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Kommunen stärker auf Aufgaben konzentrie­
ren können, die Ortsnähe oder die direkte Bera­
tung von Bürgerinnen und Bürgern sowie Unter­
nehmen beinhalten. Diese Überlegungen wurden 
durch die Bundesregierung im Begleitpapier zum 
Entwurf des OZG­Änderungsgesetzes aufgegriffen. 
Die Bundesregierung stellt darin eine Entlastung 
der Kommunen durch eine Zentralisierung der 
technischen Abwicklung von Pflichtaufgaben nach 
Weisung und Auftragsangelegenheiten in Aus­
sicht. Hierzu sollen Länder unter Einbeziehung der 
Kommunen bis zur Ministerpräsidentenkonferenz 
im November 2023 Vorschläge erarbeiten. 

Der NKR unterstützt diese Überlegungen nach­
drücklich. Die Neuverteilung von Aufgaben unter 
Berücksichtigung der Leistungskraft der Kom­
munen bei der Digitalisierung wäre ein wichtiger 
erster Schritt für eine sinnvolle Staats­ und Ver­
waltungsreform. In Kombination mit den ebenso 
angekündigten Benchmarks und Leistungsver­
gleichen für die Verwaltungen könnte dies eine 
Dynamik im Rahmen effektiver Leistungssteige­
rung des Staates und der Kommunen erzeugen.

„Ein technologiefähiger, digitaler Staat 
ist eine Grundvoraussetzung für Wachs-
tum und die Zukunftsfähigkeit einer 
Volkswirtschaft – das wurde in Deutsch-
land noch nicht verinnerlicht. Die Ent-
wicklung von ein paar Apps, mit denen 
man sich den ein oder anderen Behör-
dengang sparen kann, lösen nicht das 
grundlegende Problem: Der Staat muss 
nicht nur digitalisiert werden, sondern 
auch modernisiert. Sie können auch mit 
der besten digitalen Lösung nichts an-
fangen, wenn sie auf dem Betriebssystem 
der Bonner Republik läuft.“

Lars Zimmermann, Mitgründer und Vorstands-
mitglied von GovTech Campus, Interview mit 
dem Stern vom 3. August 2023

Die Dresdner Forderungen und die Modernisie­
rungsansätze im OZG­Begleitpapier sollten aus 
Sicht des NKR Ausgangspunkt einer Debatte sein, 
die über den Anwendungsfall beschleunigter 
Verwaltungsdigitalisierung hinausreicht. Denn 
im Kern geht es um die Frage der effizienten Auf­
gabenverteilung. Welche Teilaufgaben sollten 
zentralisiert oder zumindest stärker gebündelt 
werden? Wo bedarf es einer stärkeren Harmoni­
sierung, wo einer Vereinheitlichung und Stan­
dardisierung? Und wie können auf diese Weise 
Produktionskosten minimiert und die Leistungs­
qualität maximiert werden? 

Viele der Empfehlungen des NKR in Bezug auf 
die Neuausrichtung des OZG beschäftigen sich 
mit diesen Fragen (siehe Kapitel 3.1). Die Antwor­
ten folgen einem Prinzip, das mit „Staat als Platt­
form“ (Government as a Platform) beschrieben 
werden kann und das sich auch auf andere An­
wendungsfälle übertragen lässt. So empfiehlt der 
NKR in seinem Positionspapier zur Fachkräfte­
einwanderung (siehe Kapitel 1.2), Verfahren und 
organisatorische Zuständigkeiten an einer Stelle 
zu bündeln, insbesondere bei der Anerkennung 
ausländischer Berufsabschlüsse.

Bisher fehlt jedoch ein systematischer Ansatz, 
nach dem beurteilt werden kann, welche Aufga­
benschritte nach welchen Maßgaben und in wel­
chem Bündelungsgrad von welcher Verwaltungs­
ebene am besten übernommen werden sollten. 
Eine solche Beurteilungsmetrik würde helfen, die 
bisher noch sehr abstrakte Diskussion um Aufga­
benverlagerungen weiter zu konkretisieren.
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Wie dringend nötig diese systematischen Über­
legungen zur Reform von Staat und Verwaltung 
sind, unterstreichen die zunehmend eindringli­
cheren Rufe nach einer Aufgabenkritik, dem Ende 
neuer Leistungsversprechen und mehr Unter­
stützung für Kommunen. Prominentes Beispiel 
ist der Brandbrief der kommunalen Landesver­
bände sowie der großen Wirtschafts­ und Finanz­
verbände in Baden­Württemberg, in dem sie 
einen grundlegenden Reformprozess fordern. 
Darin beklagen sie, dass die Leistungsgrenze er­
reicht sei und weder Pflichtaufgaben richtig er­
füllt, geschweige denn Transformationsaufgaben 
begonnen werden könnten. Angesichts des zu­
nehmenden Personalmangels würde sich diese 
Entwicklung zusehends verschärfen. 

QR-Code scannen
Direkt zum Brandbrief

„Leider müssen wir Ihnen berichten, dass 
die Verantwortlichen in Kommunen und 
Wirtschaft sowie bei den Sparkassen und 
Genossenschaftsbanken angesichts dieser 
Rahmenbedingungen äußerst besorgt in 
Richtung Zukunft blicken.“ 

Baden-Württembergischer Genossenschaftsver-
band e.V., Auszug aus dem Offenen Brief „In gro-
ßer Sorge um unser Land“ vom 27. Oktober 2022

Gefordert wird eine spürbare Entlastung der kom­
munalen Ebenen, d. h. eine ehrliche Aufgaben­
kritik, und eine Diskussion darüber, was tatsäch­
lich noch leistbar sei. Wenn eine Politik weiterhin 
Leistungsversprechen gebe, die sie nicht umsetzen 
könne, drohe das Vertrauen in die Politik und das 
Zutrauen in den Staat weiter zu erodieren.
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Abb. 20:  Ergebnisse der Bürgerbefragung zum Öffentlichen Dienst des Deutschen Beamtenbundes (dbb) 
Quelle: Deutscher Beamtenbund (dbb), Forsa-Umfrage Bürgerbefragung zum Öffentlichen Dienst 2023

https://www.gemeindetag-bw.de/content/gemeinsamer-offener-brief-von-kommunen-und-wirtschaft
https://www.gemeindetag-bw.de/content/gemeinsamer-offener-brief-von-kommunen-und-wirtschaft


58

Die jährliche Bürgerbefragung zum Öffentlichen 
Dienst des Deutschen Beamtenbundes (dbb) 
zeigt, dass das Vertrauen in das staatliche Han­
deln und die Leistungsfähigkeit des Staates in der 
Wahrnehmung der Bevölkerung weiter abneh­
men. Unter den öffentlich Beschäftigten gaben 
zudem 32 % an, dass die Handlungsfähigkeit des 
Staats geringer werde.

Angesichts dieser Weckrufe ist es aus Sicht des 
NKR dringend nötig, konzeptionelle Überle­
gungen, wie z. B. den Plattformansatz, mit ei­
ner konkreten politischen Handlungsagenda 

zu verbinden. Bereits während vorangegange­
ner Krisen wurden Ideen formuliert, wie Staat 
und Verwaltung modernisiert werden müssen, 
um handlungsfähig und zukunftsfest zu bleiben. 
In seinem gleichnamigen Papier hat der NKR 
zehn Vorschläge unterbreitet, was Elemente ei­
ner Modernisierungsstrategie sein könnten. 

QR-Code scannen
Direkt zum NKR-Positionspapier 
„Leistungsfähige Verwaltung – 
 Zukunftsfester Staat“

Zehn Empfehlungen des NKR für eine nachhaltige Modernisierung

1. Audits – Leistungsfähigkeit und Modernisierungsgrad einer Behörde bestimmen

2. Stresstests – Handlungsfähigkeit einer Behörde in einer Überlastsituation prüfen

3.  Expertenrat „Leistungsfähige Verwaltung, zukunftsfester Staat“ – permanente Lobby für 
die  Staats- und Verwaltungsmodernisierung unabhängig vom politischen Tagesgeschäft

4.  Strategische Vorausschau (Foresight) – Krisenszenarien und Entwicklungstrends antizipieren 
und staatliche Reaktionsfähigkeit anpassen

5.  Operative Vorausschau (Forecast) – Krisenverlauf antizipieren und aussagekräftiges 
 Monitoring  etablieren

6.  Ziviler Krisenmechanismus – Für Krisen nationaler oder internationaler Bedeutung bedarf 
es  vordefinierter Entscheidungs- und Steuerungsstrukturen analog zu den Notstandsmechanismen 
für den Spannungs- und Verteidigungsfall

7.  Zivile Personalreserve – Lastspitzen durch vorbereitete Personalpools und Vertretungsregelungen 
 auffangen

8.  Benchlearning, Benchmarking, Modernisierungsindex – Nur was man misst, kann man steuern. 
Wenn man sich vergleicht, kann man lernen.

9.  Stiftung Verwaltungstest – Individuelle Qualität staatlicher Leistungen aus Betroffenenperspektive 
prüfen und Anreize zur Qualitätssteigerung schaffen

10. Der Staat als Plattform – Föderale Arbeitsteilung und Zusammenarbeit strategisch neu ausrichten

https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/zukunftsfester-staat.pdf?__blob=publicationFile&v=9
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/zukunftsfester-staat.pdf?__blob=publicationFile&v=9
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/zukunftsfester-staat.pdf?__blob=publicationFile&v=9
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/zukunftsfester-staat.pdf?__blob=publicationFile&v=9
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Positionspapiere/zukunftsfester-staat.pdf?__blob=publicationFile&v=9
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Dass in Deutschland ein Modernisierungsbedarf 
besteht, hat auch die Regierung erkannt und – 
nimmt man die Reihenfolge der Kapitel im Ko­
alitionsvertrag als Hinweis auf eine gewisse Prio­
ritätensetzung – oben auf ihre Agenda gesetzt. In 
Kapitel 1 des Koalitionsvertrags heißt es, dass die 
Bundesregierung die Modernisierung des Staates 
vorantreiben möchte, um die Handlungs­ und 
Leistungsfähigkeit zu gewährleisten. Hierbei hebt 
sie den Katastrophen­ und Bevölkerungsschutz, 
Bildung, Innere Sicherheit sowie Digitalisierung 
hervor. Als zentrales Instrument wird der Föde­
ralismusdialog erwähnt, der einer „transparen­
teren und effizienteren Verteilung der Aufgaben, 
insbesondere zu den Themen Katastrophen­ und 
Bevölkerungsschutz, Bildung und Innere Sicher­
heit sowie zur Nutzung der Möglichkeiten der 
Digitalisierung“ dienen soll. 

„Deutschland kann beweglich, kann 
 unbürokratisch, kann schnell sein. 
 Diese neue  Deutschlandgeschwindigkeit 
machen wir zum Maßstab – auch bei 
der Transformation der Wirtschaft insge-
samt. Daran können Ihre Unternehmen 
uns messen.“ 

Bundeskanzler Olaf Scholz,  
Rede beim  Weltwirtschaftsforum in Davos 
am 18. Januar 2023 

Bisher ist in Hinblick auf diese Ankündigungen 
noch nicht besonders viel zu erkennen. Auch der 
angekündigte Pakt zur Beschleunigung von Pla­
nungs­ und Genehmigungsverfahren lässt weiter 
auf sich warten.

Für die zweite Hälfte der Legislaturperiode bedarf 
es nach Auffassung des NKR einer Revitalisierung 
der Reformagenda und einer Rückbesinnung auf 
die Modernisierung des Staates. Der NKR plädiert 
entschieden für einen grundlegenden Reform­
ansatz, der auch institutionelle und prozessuale 
Änderungen im Staats­ und Verwaltungssystem 
beinhaltet und vor ggf. notwendigen Grund­
gesetzänderungen nicht zurückschreckt.



4  
Erfüllungsaufwand – 

Zahlen, Fakten, 
Bewertungen
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Der NKR prüft im Rahmen seines Mandats die 
nachvollziehbare und transparente Darstellung 
der Folgekosten von Gesetzen, Verordnungen 
und Verwaltungsvorschriften der Bundesregie­
rung. Besonderen Fokus legt der NKR dabei auf 
den Erfüllungsaufwand. Dieser umfasst den ge­
samten messbaren Zeitaufwand und die Kosten, 
die eine neue Regelung für die Normadressaten 
Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft und öffent­
liche Verwaltung unmittelbar auslöst oder ein­
spart. Dabei wird unterteilt in einmalige und lau­
fende Be­ und Entlastungen. 

Für die Ermittlung und Darstellung des Erfül­
lungsaufwands gibt es einen von der Regierung 
verpflichtend anzuwendenden Methodenleitfa­
den. Der NKR prüft auf Grundlage dieser Metho­
dik sowie unter Einbeziehung von Einschätzun­
gen der betroffenen Normadressaten die von den 
Ministerien dargestellten Folgekosten. Darüber 
hinaus berät der NKR die Ministerien bei der An­
wendung der Methodik. Das Ergebnis der Prü­
fung hält der NKR in einer Stellungnahme fest. 
Diese geht dem Kabinett vor Verabschiedung 
neuer Regelungsvorhaben zu. Die NKR­Stellung­
nahmen zu den Regelungs vorhaben der Bundes­
regierung werden Teil der Parlamentsdrucksa­
chen und somit öffentlich.

QR-Code scannen
Direkt zum Methoden leitfaden

Neben den Folgekosten prüft der NKR weite­
re Aspekte der Besseren Rechtsetzung und berät 
die Ministerien diesbezüglich. Dazu gehören die 
Nutzendarstellung, die Abwägung alternativer 
Lösungsansätze, Planung und Durchführung von 
Evaluierungen sowie Möglichkeiten der Rechts­ 
und Verwaltungsvereinfachung. 

Der NKR berichtet seit der Einführung der Er­
füllungsaufwandschätzung im Jahr 2011 jährlich 
über die Entwicklung des Erfüllungsaufwands. 
Dabei wird der Erfüllungsaufwand für Bürgerin­
nen und Bürger, Wirtschaft und Verwaltung im 
Zeitraum von Juli des vergangenen Jahres bis Juni 
des aktuellen Jahres betrachtet. Zu berücksichti­
gen ist, dass die ermittelten Werte des Erfüllungs­
aufwands nicht inflationsbereinigt werden.

4.1 Gesteigerte Prüftätigkeit

Im Berichtszeitraum 2022/23 hat der NKR ins­
gesamt 425 Gesetzes­ und Verordnungsentwür­
fe geprüft. Damit ist die Anzahl der geprüften 
Regelungsvorhaben im Vergleich zum Vorjahr 
(348) um 20 % gestiegen. Der Anstieg ist darauf 
zurückzuführen, dass der letzte Berichtszeitraum 
den Beginn einer neuen Legislaturperiode ab­
deckt. Da sich Bundestag und Bundesregierung 
zunächst konstituieren müssen, ist diese An­
fangsphase klassischerweise von weniger Gesetz­
gebung geprägt. Es verwundert nicht, dass im 
zweiten Jahr der neuen Legislatur die Gesetzge­
bungsaktivität deutlich zugenommen hat. Auch 
im Vergleich zum Äquivalenzzeitraum 2018/19 
der letzten Legislaturperiode ist die Zahl jedoch 
leicht gestiegen. Damals hatte der NKR nur 330 
Gesetzes­ und Verordnungsentwürfe zu prüfen. 
Seit Einführung der Erfüllungsaufwandsmes­
sung im Jahr 2011 hat der NKR insgesamt mehr 
als 4.700 Regelungsvorhaben der Bundesregie­
rung geprüft. 

https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/leitfaden-erfuellungsaufwand.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/leitfaden-erfuellungsaufwand.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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Von den 425 im Berichtszeitraum 2022/23 ge­
prüften Vorhaben hatten 253 keine oder margina­
le Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand. 172 
Vorhaben führten dagegen zu einer Veränderung 
des einmaligen und/oder des jährlichen Erfül­
lungsaufwands. Der NKR hat zu 92 Vorhaben eine 
Stellungnahme abgegeben. Damit steigt die Anzahl 
der Vorhaben, zu denen der NKR seit 2011 eine 
Stellungnahme abgegeben hat, auf rund 2.150 an. 

4.2  Deutlich gestiegener Erfüllungsauf-
wand bei weitestgehend gleichbleibenden 
Bürokratiekosten

Der laufende Erfüllungsaufwand fällt im Berichts­
zeitraum 2022/23 genau wie schon in dem Be­
richtszeitraum zuvor deutlich höher aus als in den 
vergangenen Jahren. Für alle drei Normadressaten 

(Bürgerinnen und Bürger, Wirtschaft und Verwal­
tung) ist der Erfüllungsaufwand um rund 9,3 Mrd. 
Euro (um rund 54 Prozent) auf insgesamt rund 
26,8 Mrd. Euro gestiegen. Bereits im letzten Be­
richtszeitraum 2021/22 stieg der Erfüllungsauf­
wand um rund 6,7 Mrd. Euro (um über 60 Pro­
zent) auf insgesamt bereits rund 17,4 Mrd. Euro 
pro Jahr. Der Trend setzt sich also fort. Allerdings 
ist der Aufwuchs an Erfüllungsaufwand sowohl in 
diesem als auch in dem letzten Berichtszeitraum 
zu einem Großteil auf ein einzelnes Regelungs­
vorhaben zurückzuführen. Während der Anstieg 
des Erfüllungsaufwands in dem zurückliegenden 
Berichtszeitraum zu einem Großteil aus der Erhö­
hung des gesetzlichen  Mindestlohns (Wirtschaft) 
resultierte, ist er im Berichtszeitraum 2022/23 auf 
die Änderung des Gebäudeenergiegesetzes zu­
rückzuführen. Allein dieses Gesetz verursachte ei­
nen Aufwuchs von laufendem Erfüllungsaufwand 
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in Höhe von 9,2 Mrd. Euro pro Jahr. Weitere Rege­
lungsvorhaben rufen im Saldo folglich einen lau­
fenden – im Vergleich relativ geringen – Aufwand 
von 180 Mio. Euro hervor.

Zusätzlich zum gestiegenen jährlichen Erfüllungs­
aufwand wurden die Normadressaten im Berichts­
zeitraum erheblich mit einmaligem Aufwand in 

Höhe von rund 23,7 Mrd. Euro belastet. Seit 2011 
ist das der mit Abstand höchste Wert. Der Um­
stellungsaufwand im aktuellen Berichtszeitraum 
ist damit mehr als halb so hoch wie der Umstel­
lungsaufwand für alle Berichtszeiträume seit 2011 
zusammengerechnet (rund 41 Mrd. Euro). Insbe­
sondere Wirtschaft wird – wie nie zuvor – mit er­
heblichem einmaligen Erfüllungs aufwand belastet.
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4.2.1  Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen 
und Bürger erheblich gestiegen

Während der Erfüllungsaufwand der Bürgerin­
nen und Bürger seit 2011 weitestgehend kon­
stant blieb und sich sogar im Saldo verringert 
hat, entstand für Bürgerinnen und Bürger im 

aktuellen Berichtszeitraum mit im Saldo über 
4,7 Mrd. Euro pro Jahr eine erhebliche Mehr­
belastung. Diese Belastung geht fast ausschließ­
lich auf die Änderung des Gebäudeenergiegeset­
zes zurück, das jährlichen Erfüllungsaufwand in 
Höhe von rund 5,1 Mrd. Euro für diese Norm­
adressatengruppe verursacht. 

Belastende Vorhaben (Mio. €)

- 2.000 4.000 6.000

Gesetz zur Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwanderung (BMI)

Gesetzentwurf zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2118 und
Formulierungshilfe zur Benennung des Verkehrsopferhilfe e.V. als 

Verhandlungsstelle über die Regressabkommen zwischen den 
Insolvenzfonds für Kraftfahrzeugunfälle (BMJ)

Verordnung zur Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwanderung (BMAS)

Entwurf eines Wohngeld-Plus-Gesetzes (BMWSB)

Gesetz zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes und mehrerer 
Verordnungen zur Umstellung der Wärmeversorgung auf erneuerbare 
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Abb. 25: Vorhaben mit den größten jährlichen Entlastungen für Bürgerinnen und Bürger im Berichtszeitraum 2022/23

Abb. 24: Vorhaben mit den größten jährlichen Belastungen für Bürgerinnen und Bürger im Berichtszeitraum 2022/23
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Ohne die Änderung des Gebäudeenergiegeset­
zes hätte sich im Saldo auch in diesem Berichts­
zeitraum eine Entlastung an Erfüllungsaufwand 
eingestellt. Die mit Abstand größte Entlastung 
(­289 Mio. Euro) resultiert dabei aus dem Ge­
setz zur Modernisierung des Pass­, Ausweis und 
ausländerrechtlichen Dokumentenwesens. Der 
Neuerlass der Fahrzeug­Zulassungsverordnung, 
mit dem weitere Identifikationsmöglichkeiten 
eingeführt wurden, um die Nutzung digitaler 

Zulassungsverfahren zu erhöhen, entlastet die 
Bürgerinnen und Bürger immerhin noch mit 
knapp 100 Mio. Euro.

Entwicklung des einmaligen Erfüllungsaufwands 
für die Bürgerinnen und Bürger

Der einmalige Erfüllungsaufwand für die Bür­
gerinnen und Bürger betrug im Berichtszeit­
raum rund 148 Mio. Euro. Zum Vergleich: Im 

Gesetz zur Modernisierung des Pass- und Ausweiswesens

Mit dem Gesetz sollten Verwaltungsabläufe im Bereich des Pass-, Ausweis- und ausländer-rechtli-
chen Dokumentenwesens modernisiert werden, um diese insbesondere für die Bürgerinnen und Bür-
ger mit möglichst geringem Aufwand zu verbinden. Darüber hinaus sollte auch für die Behörden, die 
entweder Pass- oder Ausweisdaten verwenden, sowie für die Pass-, Personalausweis- und Ausländer-
behörden selbst der Verwaltungsaufwand durch die angepassten Verfahren reduziert werden. Mit dem 
Gesetz wurde deshalb für Sicherheitsbehörden die Möglichkeit geschaffen, aus dem Pass oder Perso-
nalausweis erhobene Daten automatisiert in ein Datenverarbeitungssystem übertragen und Lichtbil-
der automatisiert abrufen zu können. Insgesamt werden Bürgerinnen und Bürger dadurch von einem 
Zeitaufwand von rund 11 Mio. Stunden pro Jahr entlastet. Die Verwaltung wird zudem ebenfalls von 
erheblichem jährlichem Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 491 Mio. entlastet. 

Belastende Vorhaben (Mio. €)

- 40 80 120

Achtes Gesetz zur Änderung des
Bundeszentralregistergesetzes (BMJ)

Formulierungshilfe eines Gesetzes zur temporären
Senkung des Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen im

Erdgasnetz (BMF)

2. Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität und zur
Teilhabe in der Kindertagesbetreuung (BMFSFJ)

Gesetz zur Unterstützung und Entlastung in der P�ege
(P�egeunterstützungs- und -entlastungsgesetz) (BMG)

Gesetz zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes und
mehrerer Verordnungen zur Umstellung der

Wärmeversorgung auf erneuerbare Energien (BMWK)
127

34

12

7

4

Abb. 26: Vorhaben mit den größten einmaligen Belastungen für Bürgerinnen und Bürger im Berichtszeitraum 2022/23
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Berichtszeitraum 2021/22 betrug der einmalige 
Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und Bür­
ger lediglich rund 24 Mio. Euro. Wie schon beim 
jährlichen Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen 

und Bürger resultiert auch der einmalige Erfül­
lungsaufwand so gut wie vollständig aus der Än­
derung des Gebäudeenergiegesetzes. 

Änderung des Gebäudeenergiegesetzes

Das Gesetz zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes, zur Änderung der Heizkostenverordnung und 
zur Änderung der Kehr- und Überprüfungsordnung hat das Ziel, die Energiewende im Wärmebereich 
voranzutreiben. Bis 2045 soll die Wärmeversorgung in Deutschland zu mindestens 65 % aus erneuer-
baren Energien bestritten werden. 

Die vom Kabinett beschlossene Fassung wies dementsprechend den höchsten bis dato vom NKR ver-
zeichneten Erfüllungsaufwand aus: 20,8 Mrd. Euro einmalig und 5,1 Mrd. Euro pro Jahr für Bürgerin-
nen und Bürger sowie 13,3 Mrd. Euro einmalig und 3,6 Mrd. Euro jährlich für die Wirtschaft. 

Gleichzeitig können im Vergleich zum Status quo auch Kosten in großem Umfang eingespart werden, 
was das Ressort dargestellt hat. Der große Nutzen hinsichtlich Klimaschutz und Energiesouveränität 
wurde vom Ressort nachvollziehbar erläutert, kann jedoch nicht quantifiziert werden. 

Das Gesetz hatte große mediale Präsenz, u. a. weil die Praxistauglichkeit in Medien und durch Verbän-
de in Frage gestellt wurde. Auch der NKR hat Bedenken hinsichtlich des Startzeitpunktes des Gesetzes 
geäußert und Fragen aufgeworfen bezüglich der Preisentwicklung des Wärmepumpenmarktes oder 
der Zusatzaufwände für neue Heizungen und Dämmmaßnahmen.

Das Gesetz wurde im parlamentarischen Verfahren intensiv beraten und anschließend im Rahmen 
einer Formulierungshilfe überarbeitet. Die für den Erfüllungsaufwand wesentlichste Änderung ist 
die Verzahnung mit dem Gesetz für die Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der  Wärmenetze. 
Damit verbunden ist das zeitliche Verschieben der ursprünglichen Vorgabe, dass neu  eingebaute 
 Heizungsanlagen ab dem 1. Januar 2024 zu 65 % mit erneuerbaren Energien oder unvermeidbarer 
 Abwärme betrieben werden sollten. Auf Basis der Formulierungshilfe gilt diese Regelung für Gemein-
den mit mehr als 100 000 Einwohnern erst ab dem 1. Juli 2026 und in kleineren Gemeinden erst ab 
dem 1. Juli 2028.

Durch diese Änderungen verringert sich der geschätzte einmalige Erfüllungsaufwand bei den Bürge-
rinnen und Bürgern von zunächst angenommen 20,8 Mrd. Euro auf 127 Mio. Euro erheblich.
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4.2.2  Erfüllungsaufwand und Bürokratiekosten 
der Wirtschaft – Belastungen spürbar höher

Mit rund 3,8 Mrd. Euro hat sich der laufende Er­
füllungsaufwand für die Wirtschaft im zweiten 
Berichtszeitraum in Folge deutlich erhöht, und ist 
von rund 10,6 Mrd. Euro auf rund 14,4 Mrd. Euro 
gestiegen. Wie bereits im vergangenen Berichts­
zeitraum 2021/22 wird die Wirtschaft erneut 

stark mit zusätzlichem laufenden Erfüllungsauf­
wand belastet. Analog zu den Bürgerinnen und 
Bürgern ergab sich diese Belastung ebenfalls zu 
einem Großteil (zu rund 3,6 Mrd. Euro) aus der 
Änderung des Gebäudeenergiegesetzes. 

Die Steigerung der Energieeffizienz zur Errei­
chung des EU­Klimaziels 2030 löste weiterhin 
Kosten von 286 Mio. Euro pro Jahr aus, und die 

Belastende Vorhaben (Mio. €)

- 2000 4000

Entwurf einer Verordnung zur Änderung der
Gewerbeanzeige- und der

Finanzanlagenvermittlungsverordnung (BMWK)

Entwurf eines Gesetzes für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen 
sowie zur Umsetzung der Richtlinie zum Schutz von Personen, 

die Verstöße gegen das Unionsrecht melden (BMJ)

Verordnung zur Umsetzung der Delegierten Richtlinie
(EU) 2021/1269 (BMF)

Entwurf eines Artikelgesetzes mit dem
Energieef�zienzgesetz (EnEfG) und Änderungen zum

BImSchG sowie zur 9. BImSchV (BMWK)

Gesetz zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes und
mehrerer Verordnungen zur Umstellung der

Wärmeversorgung auf erneuerbare Energien (BMWK)
3.625

286

216

201

29

Entlastende Vorhaben (Mio. €)

--400-800-1.200

Verordnung zum Neuerlass der Fahrzeug-Zulassungsverordnung 
und zur Änderung weiterer Vorschriften (BMDV)

Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie
weiterer Vorschriften (BMI)

Verordnung zur Änderung der Elektrotechnische-
Eigenschaften-Nachweis-Verordnung (BMWK)

Gesetz zur Unterstützung und Entlastung in der P�ege
(P�egeunterstützungs- und -entlastungsgesetz) (BMG)

Achtes SGB IV Änderungsgesetz (BMAS)-155

-155

-151

-60

-31

Abb. 27: Vorhaben mit den größten jährlichen Belastungen für die Wirtschaft im Berichtszeitraum 2022/23

Abb. 28: Vorhaben mit den größten jährlichen Entlastungen für die Wirtschaft im Berichtszeitraum 2022/23
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verpflichtende Berücksichtigung von Nachhaltig­
keitspräferenzen der Kunden durch Finanzanla­
genvermittlungen und Honorar­Finanzanlagen­
beratungen verursachte zusätzlichen jährlichen 
Erfüllungsaufwand von knapp 220 Mio. Euro.

In diesem Berichtszeitraum haben entlastende Re­
gelungsvorhaben zu einer Reduzierung des Erfül­
lungsaufwands der Wirtschaft von insgesamt rund 
650 Mio. Euro beigetragen. Zur Entlastung im Be­
richtszeitraum haben sowohl die Ermöglichung 
eines elektronischen Datenaustauschs im  Beitrags­ 
und Melderecht als auch die Anbindung der 
Pflege einrichtungen an die Telematikinfrastruktur 
mit jeweils rund 155 Mio. Euro beigetragen. 

Entwicklung der Bürokratiekosten

Für die Wirtschaft werden zudem gesondert die 
Bürokratiekosten betrachtet. Bürokratiekosten 
sind eine Teilmenge des jährlichen Erfüllungs­
aufwands. Sie entstehen durch die Verpflichtung 
der Unternehmen, Daten oder sonstige Informa­
tionen für Behörden oder Dritte zu beschaffen, 
verfügbar zu halten oder zu übermitteln. 

Die Bürokratiekosten sind im zweiten Berichts­
zeitraum in Folge gestiegen. Der Anstieg beträgt 
im Saldo rund 164 Mio. Euro pro Jahr.

Eine Mehrbelastung an Bürokratiekosten ent­
steht im Wesentlichen (216 Mio. Euro) dadurch, 
dass Finanzanlagenvermittlungen und Hono­
rar­Finanzanlagenberatungen verpflichtet wer­
den, bei ihren Kunden Informationen über deren 
Nachhaltigkeitspräferenzen zu erfragen.

Die größte Entlastung bei den Bürokratiekosten 
ergab sich aus der Ausweitung der Ausnahme der 
Zertifizierungspflicht für Erzeugungsanlagen auf 
Erneuerbare­Energie­Anlagen, die eine maximale 
installierte Gesamtleistung von bis zu 500 kW und 
eine maximale Einspeiseleistung von 270 kW auf­
weisen. Mit dieser Regelung sollte der Anschluss 
von Erneuerbare­Energien­Anlagen an Elektrizi­
tätsversorgungsnetze beschleunigt werden. 

Trotz der zusätzlichen Belastungen bleibt der so­
genannte Bürokratiekostenindex (BKI) der Bun­
desregierung mit 98,4 Prozentpunkten weiterhin 
unter dem Referenzwert aus dem Jahr 2012 (=100).

Belastende Vorhaben (Mio. €)

- 10050 150 200 250

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer 
 verbindlichen Tierhaltungskennzeichnung (BMEL)

Gesetz zur Umsetzung bestimmter
Regelungen der EU-Einwegkunststoffrichtlinie (BMUV)

Drittes Gesetzes zur Änderung
mautrechtlicher Vorschriften (BMDV)

Entwurf eines Artikelgesetzes mit dem 
Energieef�zienzgesetz (EnEfG) und Änderungen zum 

BImSchG sowie zur 9. BImSchV (BMWK)

Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Gewerbeanzeige- und der 
Finanzanlagenvermittlungsverordnung (BMWK) 216

59

13

13

9

Abb. 29: Vorhaben mit den größten jährlichen Bürokratiekosten für die Wirtschaft im Berichtszeitraum 2022/23
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Abb. 30: Vorhaben mit den größten Entlastungen von jährlichen Bürokratiekosten für die Wirtschaft im Berichtszeitraum 2022/23

Abb. 31: Entwicklung des Bürokratiekostenindex seit Bestandsmessung

96

*Nachmessung
Die dem Index zugrundeliegenden Kostenschätzungen sind teilweise noch nicht validiert, die Angaben daher vorläu�g.
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Entlastende Vorhaben (Mio. €)

--80 -40-120-160

Achtes Gesetz zur Änderung des
Bundeszentralregistergesetzes (BMJ)

Gesetz zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich 
und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/1187 über die Straffung von 
Maßnahmen zur rascheren Verwirklichung des transeuropäischen 
Verkehrsnetzes (BMDV)

Jahressteuergesetz 2022 (BMF)

Verordnung zum Neuerlass der Fahrzeug-Zulassungsverordnung 
und zur Änderung weiterer Vorschriften (BMDV)

Verordnung zur Änderung der Elektrotechnische-
Eigenschaften-Nachweis-Verordnung (BMWK)

-141

-11

-9

-2

-0
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Entwicklung des einmaligen Erfüllungsaufwands 
für die Wirtschaft

Der einmalige Erfüllungsaufwand der Wirtschaft 
betrug im Berichtszeitraum rund 20,2 Mrd. Euro. 
Der einmalige Erfüllungsaufwand ist damit rund 
achtmal höher als im Vorjahr (2,6 Mrd. Euro). 
Dies ist der mit Abstand höchste einmalige Erfül­
lungsaufwand, der seit 2011 in einem Berichts­
zeitraum angefallen ist. Er ist sogar höher, als in 
der gesamten letzten Legislaturperiode zusam­
men (11,4 Mrd. Euro). 

Dieser extrem hohe einmalige Erfüllungsauf­
wand im Berichtszeitraum entstand jedoch zu 
einem großen Teil aus Maßnahmen der Bundes­
regierung mit Bezug auf Energiesicherheit und 
­effizienz und die Folgen des Angriffs Russlands 
auf die Ukraine: Der einmalige Erfüllungsauf­
wand ist zu einem Großteil (rund 62 %) auf die 
Änderung des Gebäudeenergiegesetzes zurück­
zuführen, das allein einen einmaligen Aufwand 

von 12,5 Mrd. Euro auslöst. Weiterhin entstand 
einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von 
5,5 Mrd. Euro durch die Maßnahmen zur Ener­
gieeinsparung im Gebäudebereich, um der Re­
duzierung der Gasimportmengen von russischen 
Lieferanten entgegenzuwirken. Der Erfüllungs­
aufwand entsteht hauptsächlich aus den Vor­
gaben zur Heizungsprüfung und ­optimierung 
sowie in Verbindung mit dem Austausch von 
Heizungspumpen. Weiterer einmaliger Erfül­
lungsaufwand in Höhe von rund 1,1 Mrd. Euro 
wurde durch die Steigerung der Energieeffizienz 
zur Erreichung des EU­Klimaziels 2030 (Senkung 
der Treibhausgase gegenüber 1990 um mindes­
tens 55 Prozent) verursacht.

Auch wenn der einmalige Erfüllungsaufwand zum 
Teil krisenbedingt ist, entstammen rund 15 Mrd. 
Euro weiteren, nicht krisenbedingten Vorhaben. 

Belastende Vorhaben (Mio. €)

- 8.0004.000 12.000

Entwurf eines Artikelgesetzes mit dem Energieef�zienzgesetz (EnEfG) 
und Änderungen zum BImSchG sowie zur 9. BImSchV (BMWK)

Strompreisbremsegesetz (BMWK)

Verordnung zur Sicherung der Energieversorgung über
kurzfristig wirksame Maßnahmen (BMWK)

Verordnung zur Sicherung der Energieversorgung über
mittelfristig wirksame Maßnahmen (BMWK)

Gesetz zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes und mehrerer 
Verordnungen zur Umstellung der Wärmeversorgung 

auf erneuerbare Energien (BMWK)
12.452

5.501

1.080

218

202

Abb. 32: Vorhaben mit den größten einmaligen Belastungen für die Wirtschaft im Berichtszeitraum 2022/23
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4.2.3  Erfüllungsaufwand der Verwaltung – 
Hoher Druck in den Amtsstuben

Der jährliche Erfüllungsaufwand der Verwal­
tung ist im Berichtszeitraum im Saldo um rund 
790 Mio. Euro auf rund 8,2 Mrd. Euro angestie­
gen. Damit ist der Erfüllungsaufwand der Ver­
waltung im zweiten Jahr in Folge nicht mehr der 
Treiber der Gesamtentwicklung des Erfüllungs­
aufwands. Im Vergleich zum Vorjahr (210 Mio. 
Euro) hat der zusätzliche jährliche Erfüllungsauf­
wand jedoch wieder deutlich zugenommen. 

Belastende Vorhaben haben zu einer Erhö­
hung des laufenden Erfüllungsaufwands um 
1,6 Mrd. Euro beigetragen. Auch bei der Verwal­
tung verursacht die Änderung des Gebäude­
energiegesetzes den größten zusätzlichen jähr­
lichen Erfüllungsaufwand (rund 450 Mio. Euro). 
Im Gegensatz zu den Bürgerinnen und Bür­
gern sowie zur Wirtschaft sind die Belastun­
gen jedoch gleichmäßiger über verschiedene 

Regelungsvorhaben verteilt. So entstand zusätz­
licher Erfüllungsaufwand insbesondere auch in 
Verbindung mit der Steigerung der Energieeffizi­
enz zur Erreichung des EU­Klimaziels 2030 (rund 
340 Mio. Euro). Weiterer zusätzlicher jährlicher 
Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 220 Mio. 
Euro resultiert aus dem Betrieb von Meldestellen 
im Kontext des Hinweisgeberschutzes.

Entlastende Vorhaben haben zu einer Redu­
zierung des laufenden Erfüllungsaufwands um 
rund 820 Mio. Euro beigetragen. Über die Hälf­
te dieser Entlastung (­491 Mio. Euro) geht auf die 
Anpassung der Verfahren für die Pass­ oder Aus­
weisdaten verwendenden Behörden sowie für die 
Pass­, Personalausweis­ und Ausländerbehörden 
zurück. Dabei wird die Möglichkeit für Sicher­
heitsbehörden geschaffen, die aus dem Pass oder 
Personalausweis erhobenen Daten automatisiert 
in ein Datenverarbeitungssystem zu übertragen. 
Hier wird erneut das Potenzial der Verfahrensdi­
gitalisierung zur Aufwandsreduktion deutlich.

Belastende Vorhaben (Mio. €)

- 400200100 300 500

Entwurf eines Gesetzes für einen besseren Schutz hinweisgebender 
Personen sowie zur Umsetzung der Richtlinie zum Schutz von 
Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden (BMJ)

Entwurf eines Wohngeld-Plus-Gesetzes (BMWSB)

Sanktionsdurchsetzungsgesetz II (BMF)

Entwurf eines Artikelgesetzes mit dem 
Energieef�zienzgesetz (EnEfG) und Änderungen zum 

BImSchG sowie zur 9. BImSchV (BMWK)

Gesetz zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes und 
mehrerer Verordnungen zur Umstellung der Wärmeversorgung 

auf erneuerbare Energien (BMWK)
453

339

220

113

91

Abb. 33: Vorhaben mit den größten jährlichen Belastungen für die Verwaltung im Berichtszeitraum 2022/23
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Mit rund 3,4 Mrd. Euro war die einmalige Be­
lastung der Verwaltung wieder deutlich höher 
als im Vorjahr (rund 490 Mio. Euro), aber im­
mer noch deutlich geringer als der Höchstwert 
im Berichtszeitraum 2020/21 mit über 10 Mrd. 
Euro. Zudem war die einmalige Belastung der 

Verwaltung im Berichtszeitraum deutlich gerin­
ger als bei der Wirtschaft. Dies liegt daran, dass 
die Änderung des Gebäudeenergiegesetzes zwar 
auch bei der Verwaltung den meisten Umstel­
lungsaufwand verursacht, der absolute Großteil 
der einmaligen Belastungen des Gesetzes aber 

Entlastende Vorhaben (Mio. €)

--200-400-600

Einführung eines Bürgergeldes (Bürgergeld-Gesetz) (BMAS)

Gesetz zur Überarbeitung des Sanktionenrechts (BMJ)

Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie 
weiterer Vorschriften (BMI)

Achtes SGB IV Änderungsgesetz (BMAS)

Referentenentwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Pass-, 
Ausweis- und ausländerrechtlichen Dokumentenwesens (BMI)-491

-142

-75

-59

-25

Belastende Vorhaben (Mio. €)

- 400 800 1.200

Entwurf eines Artikelgesetzes mit dem 
Energieef�zienzgesetz (EnEfG) und Änderungen zum 

BImSchG sowie zur 9. BImSchV (BMWK)

Zweite Verordnung zur Novellierung der 
Trinkwasserverordnung (BMG)

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnungen (EU) 
2018/1860, 2018/1861 und 2018/1862 über die Einrichtung, 

den Betrieb und die Nutzung des Schengener Informationssystems 
der dritten Generation (SIS-III-Gesetz) (BMI)

Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie 
weiterer Vorschriften (BMI)

Gesetz zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes und mehrerer 
Verordnungen zur Umstellung der Wärmeversorgung auf 

erneuerbare Energien (BMWK)
1.242

694

425

146

114

Abb. 34: Vorhaben mit den größten jährlichen Entlastungen für die Verwaltung im Berichtszeitraum 2022/23

Abb. 35: Vorhaben mit den größten einmaligen Belastungen für die Verwaltung im Berichtszeitraum 2022/23
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bei der Wirtschaft anfällt. Den zweithöchsten 
einmaligen Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
verursacht das Gesetz zur Änderung des Online­
zugangsgesetzes (knapp 700 Mio. Euro). Da durch 
das OZG­Änderungsgesetz jedoch eine laufen­
de Entlastung aller Normadressatengruppen zu 
erwarten ist, kann davon ausgegangen werden, 
dass sich die Investitionskosten zeitnah amorti­
sieren werden (siehe hierzu Kapitel 3.1). 



xy   
Kapitel Headline 

zweizeilig 
auch dreizeilig

Anhang
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NKR-Methodenvorschläge für die Diskussion im 
Staatssekretärsausschuss Bessere Rechtsetzung 
und Bürokratieabbau 

Zweck der Bürokratiekosten­ und Erfüllungs­
aufwandsdarstellung ist es, Transparenz über 
Kostenfolgen neuer Regelungen herzustellen. 
Politische Entscheidungsträger sollen leichter er­
kennen können, welche Auswirkungen die Um­
setzung politischer Maßnahmen haben wird und 
an welcher Stelle gegengesteuert werden muss, 
um unnötige oder unverhältnismäßige Kosten 
und bürokratische Aufwände zu vermeiden. Als 
Begrenzungsmechanismus wurde 2015 die soge­
nannte „One in one out“­Regel eingeführt, wo­
nach jede neue Belastung mit dem Wegfall einer 
bestehenden Belastung kompensiert werden soll. 
Um zu überprüfen, wie sich die Kostenfolgen in 
der Praxis tatsächlich entwickelt haben und in­
wiefern die beabsichtigte Wirkung eines Gesetzes 
wirklich eingetreten ist, besteht die grundsätzli­
che Verpflichtung, Regelungsvorhaben nach drei 
bis fünf Jahren zu evaluieren. 

Hinter den Schlagworten „Bürokratiekosten“, 
„Erfüllungsaufwand“, „One in one out“ und „Eva­
luierung“ verbergen sich zahlreiche methodische 
Festlegungen, die zudem noch um weitere As­
pekte und Anforderungen der Besseren Recht­
setzung ergänzt werden (z. B. KMU­Test). Im Zuge 
der jahrelangen Anwendung haben sich ein aus­
differenziertes methodisches Regelwerk und eine 
Anwendungspraxis entwickelt, deren Befolgung 
mit einigem Aufwand für die Bundesministeri­
en einhergeht. Der NKR hält es für erforderlich, 
die „Methodik des Bürokratieabbaus“ regelmä­
ßig weiterzuentwickeln, nachzujustieren und, 
wo nötig, auch zu entschlacken.

Der NKR hat der Bundesregierung im April 2023 
eine Reihe von Vorschlägen zur Weiterentwick­
lung der Methodik übermittelt. Übergeordnetes 
Ziel ist es, die Erfüllungsaufwandsmethodik zu 

verbessern, weitere Anreize zur Kostenvermei­
dung zu schaffen sowie gleichzeitig den Metho­
denaufwand zu senken. 

Ein wesentlicher Teil der Vorschläge bezieht 
sich auf die Weiterentwicklung der „One in 
one out“-Regel: 

• Einmaligen Erfüllungsaufwand der Wirt-
schaft bei „One in one out“ berücksichtigen: 
Die in den vergangenen Jahren statistisch 
sichtbare Entlastung der Wirtschaft beim jähr­
lichen Erfüllungsaufwand kommt bei den Un­
ternehmen „gefühlt“ nicht an. Dies ist auch auf 
die hohen einmaligen Belastungen der Wirt­
schaft zurückzuführen, die über „One in one 
out“ kompensiert werden sollten. Vorgeschla­
gen wird ein „Abschreibungsverfahren“, bei 
dem 25 % des in einem Jahr anfallenden Ein­
malaufwands beim laufenden Aufwand be­
rücksichtigt und kompensiert werden müssen.

• Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
bei „One in one out“ berücksichtigen:  
Der laufende Erfüllungsaufwand der Verwal­
tung ist in den letzten Jahren fast ausnahms­
los gestiegen. Die Verwaltung hat dabei nach 
Aussagen verschiedener Expertinnen und Ex­
perten eine Überlastungsgrenze erreicht. Da­
her sollte die etablierte „One in one out“­Regel 
auch auf die Verwaltung übertragen werden, 
wobei auch der einmalige Aufwand partiell 
zu berücksichtigen ist.

• Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und 
Bürger bei „One in one out“ berücksichtigen: 
Aus Gründen der Konsistenz sollte der Erfül­
lungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger 
monetarisiert und unter Einbeziehung des 
 Einmalaufwands ebenfalls bei „One in one out“ 
berücksichtigt werden.
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• EU-Regelungsvorhaben bei „One in one out“ 
berücksichtigen: Für die Normadressaten­
gruppen ist es unerheblich, ob Erfüllungs­
aufwand durch nationale Gesetzgebung oder 
durch die Umsetzung von EU­Recht entsteht. 
Um die tatsächliche Belastung realistisch abzu­
bilden, sollte künftig auch die nationale Um­
setzung von EU­Vorhaben in die „One in one 
out“­Bilanz einfließen.

Über die mit der Weiterentwicklung der „One in 
one out“­Regel intendierte Kostenvermeidung 
hinaus braucht es jedoch auch eine Schärfung 
der Erfüllungsaufwandsmethodik: 

• Beschleunigungseffekte berücksichtigen: 
Warte­ und Liegezeiten werden beim Erfül­
lungsaufwand nicht berücksichtigt, dabei ist 
die Schnelligkeit von Verfahren ein wichtiger 
Faktor. Bei Vorhaben, die eine Verkürzung der 
Verfahrensdauer zum Ziel haben, sollten die 
Beschleunigungswirkung qualitativ beschrie­
ben und die Zeitersparnis quantitativ darge­
stellt werden.

• Besondere Berücksichtigung des Erfüllungs-
aufwands von kleinen und mittleren Unter-
nehmen (KMU): KMU sind häufig besonders 
stark durch die Umsetzung rechtlicher Rege­
lungen belastet. Dieser Umstand sollte bei der 
Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsauf­
wands und der Bürokratiekosten berücksich­
tigt werden, indem nach Größenklassen (KMU 
und Großunternehmen) differenziert wird. 

• Methodische Neubewertung des Mindest-
lohns und vergleichbarer Kostenarten: Regu­
latorische Eingriffe in die Preisbildung sollten 
zukünftig aus dem Erfüllungsaufwand ausge­
klammert und unter F. „Weitere Kosten“ dar­
gestellt werden, da dort bereits nach geltender 
Methodenlage Auswirkungen auf das Preis­
niveau darzustellen sind. Zudem steht der Be­
lastung der Wirtschaft stets ein unmittelbarer 
Nutzen bei Bürgerinnen und Bürgern in exakt 
gleicher Höhe gegenüber (siehe Kapitel 1.1).

• Bürokratiekosten auch für Bürgerinnen und 
Bürger sowie Verwaltung gesondert auswei-
sen: Um den Blick auf bürokratische Belastun­
gen als die entscheidende Unterkategorie des 
Erfüllungsaufwands zu schärfen, sollten Büro­
kratiekosten nicht nur für die Wirtschaft, son­
dern auch für Bürgerinnen und Bürger sowie 
die Verwaltung ausgewiesen werden.

• Darstellung der Informationsaufwände 
durch die Einarbeitung in neue Gesetzesvor-
haben: Künftig sollte die Einarbeitung in neue 
Regelungsmaterien verbindlich als Erfüllungs­
aufwand erfasst werden. Dadurch soll ein Anreiz 
entstehen, besonderen Wert auf die Verständ­
lichkeit einer Regelung zu legen, begleitende 
Informationsmaßnahmen einzuplanen sowie 
ständige Rechtsanpassungen zu vermeiden.
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Die Ermittlung der Kostenfolgen ist in Teilen 
mit unverhältnismäßig hohem Aufwand bei 
den Ressorts verbunden. Gleichzeitig wird das 
Ziel der Kostenvermeidung dadurch teilwei­
se überlagert. Zur Reduzierung des Schätzauf­
wandes der Ressorts bei einer möglicherweise 
gleich zeitig erhöhten Wirksamkeit hat der NKR 
 folgende Vorschläge vorgelegt: 

• E-Gesetzgebung produktiv setzen und als 
 Unterstützungsinstrument ausbauen:  
Die E­Gesetzgebung bietet technische Unter­
stützung, um die Darstellung der Gesetzes­
folgen zu erleichtern, und sollte in dieser 
Legislatur periode endlich zur allgemeinver­
bindlichen und etablierten Plattform für die 
Erstellung und Abstimmung von Regelungs­
entwürfen der Bundesregierung werden 
( siehe hierzu Kapitel 1.7).

• Tabellarische Darstellung von Klein- und 
Kleinstaufwänden: Für Vorgaben mit gerin­
gem Aufwand sollte künftig eine tabellarische 
Darstellung ausreichen. So soll bei der Darstel­
lung eine Fokussierung auf die wesentlichen 
Kostentreiber erreicht werden.

• Vereinfachtes Verfahren ausweiten (auto-
matisierte Berechnung des Erfüllungsauf-
wands): Für Vorgaben mit geringem Aufwand 
sollte das vereinfachte Verfahren (Erfüllungs­
aufwandsleitfaden, S. 61) genutzt und der Ein­
satz von KI angestrebt werden.

Um die Qualität und die Transparenz 
der  Ex-post-Evaluierungen zu erhöhen, 
hat der NKR der Bundesregierung folgende 
 Vorschläge vorgelegt:

• Verfahren zur Qualitätssicherung  interner 
Evaluierungsberichte: Zwar besteht eine 
Pflicht zur Evaluierung von Gesetzen. In der 
Praxis wird jedoch sehr unterschiedlich evalu­
iert. Nötig sind eine stärkere Vereinheitlichung 
der Methodik und eine effektivere Qualitätssi­
cherung durch eine dafür mandatierte Stelle. 

• Online-Plattform für Evaluierungsberichte: 
Um die Ergebnisse der Evaluierungen trans­
parent und zugänglich zu machen, sollte eine 
zentrale Online­Plattform für Evaluierungsbe­
richte eingerichtet werden.

• Anhebung des Schwellenwertes für Evalu-
ierungen: Um den Ressorts die Fokussierung 
auf relevante Vorhaben zu ermöglichen und 
so die Qualität der einzelnen Evaluierungen zu 
verbessern, sollte der Schwellenwert, ab dem 
eine Evaluierung notwendig ist, auf 5 Mio. Euro 
angehoben werden.
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Bisherige Gutachten im Auftrag des NKR

Datum Titel des Gutachtens

04/2013 Quantifizierung des Nutzens von Regelungsvorhaben. Internationale Erfahrungen im Vergleich

10/2013 Gutachten zur Durchführung von Ex­post Evaluierungen – Gute Praktiken und Erfahrungen 
in  anderen Staaten

2014 OECD Regulatory Compliance Cost Assessment Guidance

02/2015 Vollzugsorientierte Gesetzgebung: Wie können EU, Bund, Länder und Kommunen die Folgekosten 
rechtlicher Vorgaben besser ermitteln?

11/2015 E­Government in Deutschland: Vom Abstieg zum Aufstieg

06/2016 E­Government in Deutschland: Wie der Aufstieg gelingen kann – ein Arbeitsprogramm

10/2017 Mehr Leistung für Bürger und Unternehmen: Verwaltung digitalisieren. Register modernisieren.

04/2019 Möglichkeiten zur Beschleunigung verwaltungsgerichtlicher Verfahren über Vorhaben 
zur  Einrichtung von Infrastrukturprojekten und Industrieanlagen

10/2019 Erst der Inhalt, dann die Paragrafen. Gesetze wirksam und praxistauglich gestalten.

06/2021 Digitale Verwaltung braucht digitaltaugliches Recht – der modulare Einkommensbegriff

06/2021 Das Servicehandbuch – Wegweiser für die Digitalisierung von Verwaltungsleistungen 

QR-Code scannen
Direkt zu den bisherigen Gutachten

https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/veroeffentlichungen/gutachten/gutachten_node.html
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/veroeffentlichungen/gutachten/gutachten_node.html
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Ausgewählte NKR-Termine im Berichtszeitraum

Datum Ereignis Teilnahme NKR

05.07.2022 Vortrag in der AG Recht der CDU/CSU­Bundestagsfraktion Goebel

07.07.2022 Gespräch mit MdB Klaus­Peter Willsch, Sprecher für Bürokratieabbau 
der CDU/CSU­Bundestagsfraktion 

Goebel

07.07.2022 Gespräch mit MdB Sonja Eichwede, Rechtspolitische Sprecherin 
der  SPD­Bundestagsfraktion

Goebel

07.07.2022 Gespräch mit MdB Dr. Hendrik Hoppenstedt, Parlamentarischer 
 Geschäftsführer der CDU/CSU­Bundestagsfraktion

Goebel

08.07.2022 Gespräch mit Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt­
entwicklung und Bauwesen

Goebel, Grieser

13.07.2022 Gespräch mit MdB Reinhard Houben, Wirtschaftspolitischer Sprecher 
der FDP­Bundestagsfraktion

Goebel

13.07.2022 Gespräch mit Dr. Marco Buschmann, Bundesminister der Justiz (BMJ) und 
Dr. Angelika Schlunck, Staatssekretärin beim Bundesminister der Justiz (BMJ)

Goebel

20.07.2022 Gespräch mit Thomas Fischer, Abteilungsleiter Grundsatzfragen 
beim  Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB)

Goebel

22.08.2022 Gespräch mit MdB Thomas Heilmann, ordentliches Mitglied im Ausschuss 
Klima und Energie der CDU/CSU­Bundestagsfraktion; Arbeitsschwerpunkt 
Digitalisierung und Modernisierung der Verwaltung 

Goebel

22.08.2022 Gespräch mit Dr. Markus Richter, Staatssekretär im Bundesministerium des 
Inneren und für Heimat (BMI), CIO Bund, Vorsitzender des IT­Planungsrates

Goebel, Spitz

31.08.2022 Gespräch mit Sven Giegold, Staatssekretär im Bundesministerium für 
 Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK)

Goebel

05.09.2022 Gespräch mit Alexander Handschuh, Leiter Digitalisierung beim Deutschen 
Städte­ und Gemeindebund (DStGB)

Goebel

07.09.2022 Gespräch mit Siegfried Russwurm, Präsident des Bundesverbandes 
der  Deutschen Industrie (BDI)

Goebel, Duin

20.09.2022 Gespräch mit Dr. Carsten Pillath, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen (BMF) für Europapolitik und internationale Finanzpolitik 

Goebel

21.09.2022 Teilnahme an der Auftaktsitzung des Wissenschafts­ und Innovationsbeirats 
zur Registermodernisierung

Spitz

21.09.2022 Teilnahmen am Arbeitskreis Verwaltungsmodernisierung des Bundes­
verbandes der Deutschen Industrie (BDI)

Störr­Ritter

27.09.2022 Teilnahmen an der Veranstaltung „Moderner Staat“ des Gemeinschaft­
sausschusses der Deutschen Gewerblichen Wirtschaft 

Störr­Ritter

27.09.2022 Gespräch mit dem Vorstand der Bundeszahnärztekammer Wicklein

06.10.2022 Teilnahmen an der Partnerschaften Deutschland­Projektvorstellung Spitz

11.10.2022 Gespräch mit Prof. Dr. Meyer­Falcke, CIO Nordrhein­Westfalen Goebel
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Datum Ereignis Teilnahme NKR

12.10.2022 Gespräch mit Dr. Florian Stegmann, Staatsminister Baden­Württemberg Müller

12.10.2022 Gespräch mit MdB Philipp Amthor, Sprecher für Staatsorganisation 
und Staatsmodernisierung der CDU/CSU­Fraktion und Teilnahme am 
 Arbeitskreis „Staatsreform“

Goebel

17.10.2022 Gespräch mit Steffi Lemke, Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz, 
 nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV)

Spitz

18.10.2022 Gespräch mit Herrn Dr. Stefan Heumann, Leiter der Stiftung 
Neue  Verantwortung

Goebel

18.10.2022 Gespräch mit Herrn Günther Oettinger, ehemaliges Mitglied der 
 EU­Kommission und früherer Ministerpräsident von Baden­Württemberg

Goebel

21.10.2022 Teilnahme am Arbeitskreis „Digitale Transformation im Personalwesen“ 
der Arbeitsgemeinschaft für wirtschaftliche Verwaltung e.V. (AWV)

 Störr­Ritter

24.10.2022 Gespräch mit MdB Prof. Edgar Franke, Parlamentarischer Staatssekretär 
im Bundesministerium der Gesundheit (BMG)

Wicklein

02.11.2022 Gespräch mit Dr. Martin Wansleben, Hauptgeschäftsführer des Deutschen 
Industrie­ und Handelskammertages (DIHK) und Dr. Rainer Kambeck, 
 Leiter der Wirtschaftsabteilung DIHK

Goebel

02.11.2022 Gespräch mit Prof. Lars­Hendrik Röller, Professor of Economics an 
der  Privatuniversität ESMT

Goebel

02.11.2022 Gespräch mit Prof. Marcel Fratzscher, Präsident, Institut für 
 Wirtschaftsforschung (DIW Berlin)

Goebel

07.11.2022 Teilnahme an der Podiumsdiskussion der Universität Potsdam: 
 Digitalisierung „unter“ Dinosauriern? Der Verwaltungsdigitalisierung 
in Deutschland und der Schweiz auf der Spur.

Kuhlmann

07.11.2022 Gespräch mit Dr. Angelika Schlunck, Staatssekretärin im Bundesministerium 
der Justiz (BMJ)

Goebel

08.11.2022 Teilnahme an der Abschlussbilanz des Normenkontrollrats in 
 Baden­ Württemberg

Grieser

09.11.2022 Teilnahme am Schöneberger Forum des Deutschen Gewerkschaftsbunds 
(DGB) 

Kuhlmann

14.11.2022 Gespräch mit Sandra Schubert, Leiterin der Clearingstelle in Niedersachsen Ihnen

15.11.2022 Vortrag beim DATABUND­Forum Spitz

15.11.2022 Gespräch mit Dr. Florian Stegmann, Staatsminister Baden­Württemberg Müller

18.–29.11. 
2022

Arbeitsreise nach Taiwan/Japan u. a. zum Thema Digitalisierung 
der  Verwaltung

Spitz

21.11.2022 Teilnahme an der IIAS­Konferenz Duin

22.11.2022 Gespräch mit Prof. Regina T. Riphahn, Vizepräsidentin der Leopoldina Goebel

22.11.2022 Gespräch mit Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
 Landwirtschaft (BMEL)

Goebel, 
 Störr­Ritter

29.11.2022 Teilnahme an der Frankfurter Regulierungskonferenz Goebel
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Datum Ereignis Teilnahme NKR

30.11.2022 Gespräch mit Dr. Robert Habeck, Minister für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK)

Goebel, Duin

30.11.2022 Gespräch mit MdB Johann Saathoff, Parlamentarischer Staatssekretär im 
Bundesministerium des Inneren und für Heimat (BMI)

Goebel, Spitz

05.12.2022 Gespräch mit Dr. Giesela Meister­Scheufelen, Vorsitzende des Normen­
kontrollrats in Baden­Württemberg

Goebel, Müller

06.12.2022 Gespräch mit MdB Benjamin Strasser, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz (BMJ)

Goebel

07.12.2022 Teilnahme am RegWatchEurope Workshop und Board Meeting in Prag Goebel, Kuhl­
mann

08.12.2022 Gespräch mit Dr. Angelika Schlunck, Staatssekretärin beim Bundesminister 
der Justiz (BMJ)

Goebel

09.12.2022 Gespräch mit Kerstin Andreae, Vorsitzende der Hauptgeschäftsführung des 
Bundesverbands der Energie­ und Wasserwirtschaft (BDEW)

Grieser

13.12.2022 Gespräch mit Dr. Marco Buschmann, Bundesminister der Justiz (BMJ) alle

13.12.2022 Übergabe des NKR­Jahresberichtes an Dr. Marco Buschmann, Bundes­
minister der Justiz (BMJ)

alle

15.12.2022 Gespräch mit Vanessa Albowitz, Leiterin der Stabsstelle für Bürokratie abbau 
im Niedersächsischen Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Bauen und 
 Digitalisierung 

Ihnen

16.12.2022 Gespräch mit Prof. Rainer Kirchdörfer, Präsident der Stiftung Familien­
unternehmen

Goebel

11.01.2023 Gespräch mit Gundula Roßbach, Präsidentin der Deutschen Renten­
versicherung (DRV Bund)

Göhner

20.01.2023 Gespräch mit Michael Gremminger, Regulatory Scrutiny Board der 
 Europäischen Kommission in Brüssel

Goebel, Duin

23.01.2023 Gespräch mit MdB Katja Hessel, Parlamentarische Staatssekretärin im 
 Bundesministerium der Finanzen (BMF)

Ihnen

25.01.2023 Vortrag beim Verband Deutscher Maschinen­ und Anlagenbau e. V. (VDMA) Goebel

31.01.2023 Gespräch mit Dr. Martin Schlotter, Leiter der Geschäftsstelle des 
 Normenkontrollrats in Bayern

Kuhlmann

02.02.2023 Gespräch mit Dr. Angelika Schlunck, Staatssekretärin im Bundesministerium 
der Justiz (BMJ)

Goebel

07.02.2023 Gespräch mit Dr. Florian Stegmann, Staatsminister Baden­Württemberg Goebel

09.02.2023 Gespräch mit Bettina Stark­Watzinger, Bundesministerin für Bildung 
und Forschung (BMBF)

Goebel, Duin

10.02.2023 Gespräch mit Astrid Hamker, Präsidentin des CDU­Wirtschaftsrats e.V. Goebel

10.02.2023 Gespräch mit MdB Jens Spahn, stellvertretender Vorsitzender  
der  CDU/CSU­Bundestagsfraktion

Goebel

14.02.2023 Gespräch mit Dr. Ralf Resch und Dr. Rolf Beyer, VITAKO Spitz
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Datum Ereignis Teilnahme NKR

23.02.2023 Gespräch mit Prof. Dr. Stefan Zahradnik, Vorsitzender des Normenkontroll­
rats in Thüringen

Goebel

23.02.2023 Gespräch mit Dr. Angelika Schlunck, Staatssekretärin im Bundesministerium 
der Justiz (BMJ)

Goebel 

27.02.2023 Vortrag im Mittelstandsbeirat des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Klimaschutz (BMWK) zum Thema Bürokratieabbau und Bessere 
 Rechtsetzung

Störr­Ritter

01.03.2023 Diskussion mit der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) zum 
 Entbürokratisierungsgesetz im Bundesministerium der Gesundheit (BMG)

Wicklein

06.03.2023 Gespräch mit Oliver Zander, Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) Goebel

07.03.2023 Vortrag zum NKR beim Lions Club Düsseldorf mit anschließender 
 Diskussion

Goebel

10.03.2023 Teilnahme an der öffentlichen Anhörung der Enquetekommission 
 „Krisenfeste Gesellschaft“

Kuhlmann

14.03.2023 Gespräch mit Boris Velter, Abteilungsleiter im Bundesministerium 
der  Gesundheit (BMG)

Wicklein

15.03.2023 Gespräch mit Nadine Schön, stellvertretende Vorsitzende  
der CDU/CSU­Bundestagsfraktion

Goebel

15.03.2023 Gespräch mit Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Soziales (BMAS) Goebel, Göhner

16.03.2023 Gespräch mit Dr. Jochen Steinhilber, Abteilungsleiter im Bundes ministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)

Müller

20.03.2023 Gespräch mit Prof. Lars Feld, Professor für Wirtschaftspolitik an 
der  Universität Freiburg und Leiter des Walter Eucken Instituts

Goebel

23.03.2023 Gespräch mit MdB Ralph Brinkhaus CDU/CSU­Bundestagsfraktion Kuhlmann

23.03.2023 Gespräch mit Dirk Meyer, Abteilungsleiter im Bundesministerium 
für  wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)

Müller

29.03.2023 Gespräch mit MdB Jens Spahn, stellvertretender Vorsitzender  
der CDU/CSU­Bundestagsfraktion

Göhner

29.03.2023 Gespräch mit MdB Tabea Rößner Bündnis 90/Die Grüne, Vorsitzende 
des Ausschusses für Digitales des Deutschen Bundestags

Goebel, Müller, 
Spitz

30.03.2023 Gespräch mit MdB Jens Spahn, stellvertretender Vorsitzender  
der CDU/CSU­Bundestagsfraktion

Duin

30.03.2023 Gespräch mit MdB Dagmar Schmidt, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
der SPD­Bundestagsfraktion 

Wicklein

30.03.2023 Gespräch mit MdB Heike Baehrens, Gesundheitspolitische Sprecherin 
der SPD­Bundestagsfraktion

Wicklein

30.03.2023 Vortrag bei der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) Goebel

31.03.2023 Gespräch mit Benjamin Mikfeld, Abteilungsleiter im Bundeskanzleramt Kuhlmann

03.04.2023 Vortrag bei der Leipziger Juristischen Gesellschaft e.V. über den Nationalen 
Normenkontrollrat (NKR)

Dr. Göhner



83

Datum Ereignis Teilnahme NKR

25.04.2023 Vortrag beim Kongress „Digitaler Staat“ des Behörden Spiegel Goebel

25.04.2023 Gespräch mit Susanne Baumann, Staatssekretärin im Auswärtigen Amt (AA) Goebel, Müller

28.04.2023 Gespräch mit Dr. Ruth Brand, Präsidentin des Statistischen Bundesamts 
( Destatis)

Goebel

03.05.2023 Teilnahme am dbb­Dialog zum Onlinezugangsgesetz (OZG) Spitz

03.05.2023 Gespräch mit dem Digitalrat der FDP Bayern Spitz

09.05.2023 Teilnahme an der Jahrestagung der Governikus GmbH & Co KG Spitz

09.05.2023 Gespräch mit Prof. Achim Wambach, Präsident des Zentrums 
für  Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW)

Goebel

16.05.2023 Gespräch mit Kerstin Andreae, Vorsitzende der Hauptgeschäftsführung des 
Bundesverbands der Energie­ und Wasserwirtschaft (BDEW)

Goebel

22.05.2023 Teilnahme am RegWatchEurope Treffen in Brüssel mit Maroš Šefčovič, 
 Vizepräsident der Europäischen Kommission

Müller

24.05.2023 Gespräch mit MdB Benjamin Strasser, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Justiz (BMJ)

Ihnen

25.05.2023 Gespräch mit Walter Nussel, Beauftragter für Bürokratieabbau der Bayeri­
schen Staatsregierung und Vorsitzender des Normenkontrollrats in Bayern

Kuhlmann

31.05.2023 Gespräch mit Leonie Gebers, Staatssekretärin im Bundesministerium 
für  Arbeit und Soziales (BMAS)

Göhner

31.05.2023 Teilnahme an der RSB Conference on Regulatory Scrutiny in Brüssel  Goebel

05.06.2023 Gespräch mit Dr. Rolf Bösinger, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen(BMWSB) und MdB Sören 
 Bartol, Parlamentarischer Staatssekretär bei der Bundesministerin für 
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB)

Goebel, Grieser

05.06.2023 Teilnahme an der re:publica Meetup Selbsthilfegruppe zur Verwaltungs­
digitalisierung 

Spitz

08.06.2023 Teilnahme am RegWatchEurope Board Meeting Goebel

13.06.2023 Gespräch mit der AG Digitales der CDU/CSU­Fraktion Goebel

13.06.2023 Gespräch mit Herrn Prof. Dr. Stephan Breidenbach, SPRIND Goebel

19.06.2023 Gespräch mit dem Innovationsbeirat für Registermodernisierung Spitz

22.06.2023 Teilnahme an der Podiumsdiskussion zum 50­jährigen Jubiläum 
des  Landkreises Breisgau­Hochschwarzwald

Kuhlmann, 
Störr­Ritter

28.06.2023 Gespräch mit MdB Hermann Gröhe, stellvertretender Vorsitzender  
CDU/CSU­Bundestagsfraktion

Goebel

28.06.2023 Gespräch mit Dr. Marco Buschmann, Bundesminister der Justiz (BMJ) Goebel, Müller

28.06.2023 Gespräch mit Dr. Volker Wissing, Bundesminister für Digitales und Verkehr 
(BMDV)

Goebel, Grieser

29.06.2023 Gespräch mit Thomas de Maizière zum Thema Staatsmodernisierung Goebel, 
 Kuhlmann, 
Störr­Ritter
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Evaluierung von Regelungsvorhaben

Jahr Ressort Regelungsvorhaben

2023 BMAS Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge

2023 BMF Gesetz zur Reduzierung von Risiken und zur Stärkung der Proportionalität 
im  Bankensektor

2023 BMWK Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/97 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Januar 2016 über Versicherungsvertrieb

2023 BMI Gesetz zur Erhöhung der Sicherheit informationstechnischer Systeme

2023 BMI Gesetz zur Neuregelung des Mikrozensus und zur Änderung weiterer Statistikgesetze

2023 BMI Gesetz zur Stärkung des Datenschutzes und der Zentralstellenfunktion im Gesetz 
über das Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder 
in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten

2023 BMJ Verordnung über das elektronische Schutzschriftenregister

2023 BMAS Verordnung über die berufsbezogene Deutschsprachförderung

2023 BMWK Gesetz zur Änderung des E­Government­Gesetzes und der Einführung des Gesetzes 
über die Nutzung offener Daten

2023 BMWK Verordnung zur Änderung der Makler­ und Bauträgerverordnung

2023 BMWK Gesetz zur Einführung einer Berufszulassungsregelung für gewerbliche Immobilien­
makler und Verwalter von Wohnungseigentum

2023 BMWK Gaspreisanpassungsverordnung nach § 26 EnSiG

2023 BMVG Gesetz zur nachhaltigen Stärkung der personellen Einsatzbereitschaft der Bundeswehr 

2023 BMDV Gesetz zur Anpassung nationaler Regelungen an die Durchführungsverordnung (EU) 
2019/947 der Kommission vom 24. Mai 2019 über die Vorschriften und Verfahren für 
den Betrieb unbemannter Luftfahrzeuge

2023 BMG Gesetz für einen fairen Kassenwettbewerb in der gesetzlichen Krankenversicherung

2023 BMJ Gesetz zur Einführung einer Musterfeststellungsklage

2023 BMWK Sechstes Gesetz zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes

2023 BMWK Gesetz zur Digitalisierung der Energiewende

2023 BMUV Achte Verordnung zur Änderung der Abwasserverordnung

2023 BMJ Gesetz gegen Kostenfallen

2023 BMUV Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen und 
von  bestimmten Bau­ und Abbruchabfällen

2023 BMUV Gesetz über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die hochwertige Verwertung 
von Verpackungen

2023 BMDV Dreizehnte Verordnung zum Erlass und zur Änderung eisenbahnrechtlicher Vorschriften

2023 BMDV Verordnung über die Teilnahme von Elektrokleinstfahrzeugen am Straßenverkehr 
und zur Änderung weiterer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften
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Jahr Ressort Regelungsvorhaben

2023 BMF Verordnung zum Produktinformationsblatt und zu weiteren Informationspflichten 
bei zertifizierten Altersvorsorge­ und Basisrentenverträgen nach dem Altersvorsorge­
verträge­Zertifizierungsgesetz

2023 BMEL Verordnung zur Änderung der Geflügelpest­Verordnung

2023 BMEL Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung über tierärztliche Hausapotheken

2023 BMI Gesetz zur Verbesserung der Registrierung und des Datenaustausches zu aufenthalts­ 
und asylrechtlichen Zwecken

2023 BMWK Zehntes Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen für 
ein fokussiertes, proaktives und digitales Wettbewerbsrecht 4.0

2023 BMAS Gesetz zur Weiterentwicklung des Teilzeitrechts – Einführung einer Brückenteilzeit

2023 BMF Gesetz und technische Verordnung zum Schutz vor Manipulationen an digitalen 
 Grundaufzeichnungen

2023 BMFSFJ Gesetz zur Ergänzung und Änderung der Regelungen für die gleichberechtigte Teilhabe 
von Frauen an Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst

2023 BMF Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens

2023 BMAS Gesetz zur Verbesserung der Transparenz in der Alterssicherung und der Rehabilitation 
sowie zur Modernisierung der Sozialversicherungswahlen

2023 BMAS Gesetz zur Verbesserung des Vollzugs im Arbeitsschutz

2023 BMF Verordnung zu den nach dem Geldwäschegesetz meldepflichtigen Sachverhalten 
im  Immobilienbereich

2023 BMAS Gesetz zur Einführung einer Nachunternehmerhaftung in der Kurier­, Express­ 
und  Paketbranche zum Schutz der Beschäftigten

2023 BMG Verordnung zur Neufassung der Datentransparenzverordnung und zur Änderung 
der Datentransparenz­Gebührenverordnung

2023 BMWK Gesetz zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung und zur Änderung 
weiterer Gesetze

2023 BMI Gesetz zur Stärkung des Wohngeldes

2023 BMF Kryptowertetransferverordnung

2023 BMJ Verordnung über die Erhebung eines Entgelts für die staatliche Absicherung nach 
dem Reisesicherungsfondsgesetz

2023 BMJ Gesetz zur weiteren Umsetzung der Transparenzrichtlinie­Änderungsrichtlinie im 
 Hinblick auf ein einheitliches elektronisches Format für Jahresfinanzberichte

2024 BMI Verordnung über den Aufstieg in den höheren nichttechnischen Verwaltungsdienst 
des Bundes über den Masterstudiengang "Intelligence and Security Studies" an der 
 Universität der Bundeswehr München und der Hochschule des Bundes für öffentliche 
Verwaltung

2024 BMAS Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit 
 Behinderungen

2024 BMUV Vierte Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes und des Bundes­Immissionsschutz­
gesetzes
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Jahr Ressort Regelungsvorhaben

2024 BMDV Fünftes Gesetz zur Änderung des Bundesfernstraßenmautgesetzes

2024 BMI Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung einer Bundesanstalt 
für den Digitalfunk der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben

2024 BMI Erste Verordnung zur Änderung der BSI­Kritisverordnung

2024 BMAS Gesetz zur Weiterentwicklung des Teilzeitrechts

2024 BMF Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet 
und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften

2024 BMDV Ausführungsgesetz zu dem Übereinkommen vom 9. September 1996 über die 
 Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der Rhein­ und Binnenschifffahrt

2024 BMF Verordnung über den Inhalt der Prüfungsberichte zu den Jahresabschlüssen und 
den Solvabilitätsübersichten von Versicherungsunternehmen

2024 BMWK Verordnung zur Kompensation doppelt bilanzierter Brennstoffemissionen

2024 BMWK Drittes Gesetz zur Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirtschaft 
von  Bürokratie

2024 BMI Gesetz zur Weiterentwicklung des Ausländerzentralregisters

2024 BMEL Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes/Tierschutzkontrollen an Tierkörpern

2024 BMWK Gesetz zur amtlichen geologischen Landesaufnahme sowie zur Übermittlung, Sicherung, 
öffentlichen Bereitstellung und Zurverfügungstellung geologischer Daten

2024 BMF Sanktionsdurchsetzungsgesetz II

2024 BMDV Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2016/2370/EU vom 14. Dezember 2016 zur 
 Änderung der Richtlinie 2012/34/EU bezüglich der Öffnung des Marktes für inländische 
Schienenpersonenverkehrsdienste

2024 BMDV Verordnung zur Genehmigung und zum Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer 
Fahrfunktion in festgelegten Betriebsbereichen

2024 BMEL Fünfte Verordnung zur Änderung der Pflanzenschutz­Anwendungsverordnung

2024 BMI Zweites Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht

2024 BMF Verordnung über verstärkte Sorgfaltspflichten bei dem Transfer von Kryptowerten

2024 BMF Gesetz zur Neuregelung von Stromsteuerbefreiungen sowie zur Änderung 
 energie steuerrechtlicher Vorschriften

2024 BMI Viertes Gesetz zur Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes und anderer Gesetze

2024 BMUV Carbon­Leakage­Verordnung

2024 BMVG Verordnung über die Beleihung juristischer Personen des privaten Rechts gemäß § 30a 
des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG­Beleihungsverordnung – LuftVGBV)

2024 BMG Gesetz zur Reform der Pflegeberufe

2024 BMF Gesetz zur steuerlichen Förderung des Mietwohnungsneubaus

2024 BMFSFJ Gesetz zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen

2024 BMUV Gesetz zur Weiterentwicklung der Treibhausgasminderungs­Quote
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Jahr Ressort Regelungsvorhaben

2024 BMJ Gesetz zur Einführung einer Speicherpflicht und einer Höchstspeicherfrist 
für  Verkehrsdaten

2024 BMEL Gesetz zur Änderung jagdrechtlicher Vorschriften und zur Änderung des 
 Bundeswaldgesetzes

2024 BMAS Gesetz zur Förderung der Betriebsratswahlen und der Betriebsratsarbeit in einer 
 digitalen Arbeitswelt

2024 BMI Gesetz zur Entlastung bei den Heizkosten im Wohngeld im Kontext der CO2­Bepreisung

2024 BMUV Verordnung über das Naturschutzgebiet "Borkum Riffgrund" 

2024 BMF Gesetz zur europäischen Vernetzung der Transparenzregister und zur Umsetzung der RL 
2019/1153 des EP und des Rates vom 20.06.2019 zur Nutzung von Finanzinformationen 
für die Bekämpfung von Geldwäsche

2024 BMJ Gesetz über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen 
über Wohnungen und Einfamilienhäuser

2024 BMF Gesetz zur Neustrukturierung des Zollfahndungsdienstgesetzes

2024 BMG Gesetz für mehr Sicherheit in der Arzneimittelversorgung

2024 BMBF Gesetz zur Modernisierung und Stärkung der beruflichen Bildung

2024 BMG Gesetz zur Reform der Psychotherapeutenausbildung

2024 BMUV Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ermittlung der Exposition von Einzelpersonen 
der Bevölkerung durch genehmigungs­ oder anzeigebedürftige Tätigkeiten

2024 BMF Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung 
 weiterer steuerlicher Vorschriften

2024 BMI Gesetz zur Vorbereitung eines Registerzensus und zur Änderung statistikrechtlicher 
 Vorschriften

2024 BMUV Gesetz zur Modernisierung des Rechts der Umweltverträglichkeitsprüfung

2024 BMWK Viertes Gesetz zur Änderung der Handwerksordnung und anderer handwerksrechtlicher 
Vorschriften

2024 BMBF Rechtsverordnung nach § 14 Absatz 1 des Gesetzes zur steuerlichen Förderung 
von  Forschung und Entwicklung

2024 BMWK Gesetz zur Vereinheitlichung des Energieeinsparrechts für Gebäude

2024 BMJ Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität

2024 BMF Gesetz zur steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung
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Übersicht über NKR-Zusammensetzungen vergangener Mandatszeiten

Mitglieder des Nationalen Normenkontrollrates (1. Mandatszeit 2006–2011)
Dr. Ludewig, Johannes (Vorsitzender)
Catenhusen, Wolf­Michael (stellv. Vorsitzender)
Bachmaier, Hermann
Dr. Barbier, Hans D. (bis 2/2010)
Prof. Dr. Färber, Gisela
Funke, Rainer (ab 2/2010)
Kreibohm, Henning
Dr. Schoser, Franz (ab12/2006)
Prof. Dr. Snower, Dennis J. (bis 12/2006)
Prof. Dr. Wittmann, Johann

Erweiterung des Rates auf 10 Mitglieder (3/2011):
Lechner, Sebastian 
Prof. Dr. Versteyl, Andrea 

Mitglieder des Nationalen Normenkontrollrates (2. Mandatszeit 2011–2016)
Dr. Ludewig, Johannes (Vorsitzender)
Catenhusen, Wolf­Michael (stellv. Vorsitzender)
Dr. Dückert, Thea
Funke, Rainer (bis 9/2016)
Grieser, Gudrun
Hahlen, Johann (ab 3/2013 bis 9/2016)
Prof. Dr. Kuhlmann, Sabine
Lechner, Sebastian (bis 3/2013)
Schleyer, Hanns­Eberhard
Störr­Ritter, Dorothea
Prof. Dr. Versteyl, Andrea

Mitglieder des Nationalen Normenkontrollrates (3. Mandatszeit 2016–2021)
Dr. Ludewig, Johannes (Vorsitzender)
Prof. Dr. Kuhlmann, Sabine (stellv. Vorsitzende)
Catenhusen, Wolf­Michael (bis 4/2019)
Dr. Dückert, Thea
Grieser, Gudrun
Dr. Holtschneider, Rainer (ab 9/2016)
Prof. Dr. Mayer­Bonde, Cornelia (ab 9/2016)
Schleyer, Hanns­Eberhard
Störr­Ritter, Dorothea
Prof. Dr. Versteyl, Andrea
Wicklein, Andrea (ab 9/2019)
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Mitglieder des Nationalen Normenkontrollrates (4. Mandatszeit 2022–2027)
Goebel, Lutz (Vorsitzender)
Prof. Dr. Kuhlmann, Sabine (stellv. Vorsitzende)
Duin, Garrelt
Dr. jur. Göhner, Reinhard
Grieser, Gudrun
Ihnen, Ulla
Müller, Kerstin
Spitz, Malte
Störr­Ritter, Dorothea
Wicklein, Andrea

Leiter des Sekretariats des Nationalen Normenkontrollrates:
Henter, Alwin (1. Mandatszeit)
Dr. Böllhoff, Dominik (2. Mandatszeit)
Spengler, Florian (3. Mandatszeit)
Kühn, Hannes (4. Mandatszeit)

Staatsminister für Bürokratieabbau im Bundeskanzleramt seit 2005:
StM Hildegard Müller, November 2005 bis September 2008
Staatsekretär Hans Bernhard Beus, Okotber 2006 bis Dezember 2007, Vertreter von 
StM Müller
StM Hermann Gröhe, Oktober 2008 bis Oktober 2009
StM Eckardt v. Klaeden, Oktober 2009 bis September 2013
StM Prof. Dr. Helge Braun, Dezember 2013 bis März 2018
StM Dr. Hendrik Hoppenstedt, seit März 2018

Koordinator der Bundesregierung für Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau seit 2022:
Benjamin Strasser, MdB Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister der Justiz
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Impressum

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit des Nationalen Normenkontrollrates unent­
geltlich abgegeben. Sie ist nicht zum gewerblichen Vertrieb bestimmt. Sie darf weder von Parteien noch 
von Wahlwerberinnen/Wahlwerbern oder Wahlhelferinnen/Wahlhelfern während des Wahlkampfes zum 
Zweck der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt für Bundestags­, Landtags­ und Kommunalwahlen  
sowie für Wahlen zum Europäischen Parlament. Missbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf Wahl­
veranstaltungen und an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben 
politischer Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke 
der Wahlwerbung. Unabhängig davon, wann, auf welchem Weg und in welcher Anzahl diese Schrift der 
Empfängerin/dem Empfänger zugegangen ist, darf sie auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden 
Wahl nicht in einer Weise verwendet werden, die als Parteinahme des Nationalen Normenkontrollrates  
zugunsten einzelner politischer Gruppen gewertet werden könnte.
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